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Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 18. Februar 2013 zum

a) Gesetzentwurf der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Anette Kramme, Josip Juratovic,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes für Frauen und
Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT-Drucksache 17/9781)

b) Antrag der Abgeordneten Renate Künast, Beate Müller-Gemmeke, Ekin Deligöz, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände

Zusammenfassung

Der gesamtwirtschaftliche Entgeltunterschied zwi-
schen Frauen und Männern wird im Gesetzentwurf
der SPD sowie dem Antrag von Bündnis 90/ Die
Grünen zu Unrecht pauschal mit Diskriminierung im
Betrieb gleichgesetzt. Dabei ist hinlänglich belegt,
dass der gesamtwirtschaftliche Entgeltunterschied
im Wesentlichen durch sachliche Gründe, wie un-
terschiedliche ausgeübte Berufe oder unterschiedli-
che Berufserfahrung, erklärt werden kann.

Die Vorschläge von SPD und Bündnis 90/ Die Grü-
nen würden durch Vorgaben für verpflichtende
betriebliche Entgeltberichte und Entgeltanalysen im
erheblichen Umfang neue bürokratische Belastungen
für die Betriebe schaffen und damit Beschäftigung
erschweren. Ebenso wie die übrigen vorgeschlage-
nen, falschen Instrumente – Veröffentlichung von
Unternehmenslisten, Eingriffe in die Tarifautono-
mie, Mindestlöhne und Sanktionen – gehen diese
Maßnahmen an den Ursachen der gesamtwirtschaft-
lichen Entgeltunterschiede vorbei und würden daher
auch keine positive Wirkung entfalten.

Notwendig wäre dagegen, an den tatsächlichen Ur-
sachen der gesamtwirtschaftlichen Lohnunterschie-
de anzusetzen. Das verlangt vor allem

 den Ausbau einer qualitativen und bedarfsde-
ckenden Kinderbetreuung und Ganztagsschul-
angebote zügig voranzubringen, um lange Aus-
zeiten von Frauen mit Familienpflichten zu ver-

ringern und ihnen eine möglichst vollzeitnahe
Beschäftigung zu ermöglichen,

 auf die Erweiterung des Berufswahl-spektrums
von Frauen hinzuwirken, damit Frauen sich
neue Berufs-, Aufstiegs- und Einkommenschan-
cen erschließen,

 mit flexiblen Arbeitszeitmodellen und einer
familienbewussten Unternehmenskultur eine
erhöhte Erwerbsintegration und bessere Karrie-
rechancen von Frauen zu befördern,

 Fehlanreize in der Familienpolitik zur Förde-
rung der Alleinverdienerehe und zum Rückzug
aus der Erwerbstätigkeit abzuschaffen und

 auf eine partnerschaftliche Aufgabenverteilung
in den Familien hinwirken.

Im Einzelnen

Gesamtwirtschaftlicher Entgeltunterschied keine
Folge von Diskriminierung

Die Behauptungen von SPD und Bündnis 90/ Die
Grünen (SPD Gesetzentwurf, Kap. A.; Antrag Bünd-
nis 90/ Die Grünen, Kap. I), dass mehr als die Hälfte
des gesamtwirtschaftlichen Entgeltunterschiedes auf
Diskriminierung beruhe und dass unmittelbare so-
wie mittelbare Entgeltdiskriminierung in Deutsch-
land Realität sei, entbehrt jeglicher seriöser Grundla-
ge. So bestätigen wissenschaftliche Untersuchungen
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des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW 2008), des Statistischen Bundesamtes (Destatis
2006) sowie des Instituts für Wirtschaft Köln (IW
2013), dass der überwiegende Anteil des gesamtwirt-
schaftlichen Entgeltunterschieds auf Faktoren zu-
rückzuführen ist, die in individuellen Erwerbsbio-
grafien begründet liegen.

Bei der Ermittlung des gesamtwirtschaftlichen Ent-
geltunterschieds wird zunächst der durchschnittli-
che Brutto-Stundenlohn aller Arbeitnehmerinnen
mit dem aller Arbeitnehmer verglichen. Ausgeübter
Beruf, Qualifikation, Tätigkeit, Branche, Arbeitszeit
usw. werden dabei nicht berücksichtigt. Die genann-
ten Entgeltunterschiede von Männern und Frauen
sind deshalb kein Vergleich von Löhnen bei gleicher
oder gleichwertiger Arbeit. Der gesamtwirtschaftli-
che Entgeltunterschied reduziert sich vielmehr deut-
lich, nachdem jene Faktoren berechnet werden, die
zum Entgeltunterschied führen.

Zu diesen wissenschaftlich belegten Ursachen gehö-
ren folgende:

 Häufigere Berufsunterbrechungen und daraus
resultierend weniger Berufserfahrung sowie ge-
ringerer beruflicher Aufstieg, vor allem aufgrund
familiärer Verpflichtungen, aber auch aufgrund
falscher Anreize für die klassische Allein-
verdienerehe im Steuer- und Sozialversiche-
rungsrecht. Die durchschnittliche Dauer einer
familienbedingten Erwerbsunterbrechung bei
Frauen beträgt in Deutschland 4 Jahre und 8
Monate (BMFSFJ 2010).

 Der geringere Anteil von Frauen in Führungspo-
sitionen mit entsprechenden Einkommensmög-
lichkeiten.

 46 % aller abhängig beschäftigten Frauen arbei-
ten in Teilzeit und oft in geringem Stundenum-
fang (ebd.). Die durchschnittliche Wochenstun-
denzahl teilzeitbeschäftigter Frauen in Deutsch-
land liegt bei 18,5 Stunden (Eurostat 2011).
Doch wer weniger arbeitet, erwirbt weniger be-
rufliche Erfahrung und Kenntnisse und hat da-
mit schlechtere berufliche Karriere- und Ver-
dienstchancen.

 Frauen wählen häufig unterdurchschnittlich
bezahlte Berufe und bevorzugen kleinere Unter-
nehmen, in denen das Entgeltniveau durch-
schnittlich niedriger ist, während Männer häufig
oftmals technikbezogene, gut bezahlte Berufe
und größere Unternehmen mit einer im Durch-
schnitt höheren Bezahlung anstreben (Destatis
2006). So lag der Frauenanteil bei den Auszu-
bildenden in Produktions- und Technikberufen
2010 bei gerade einmal 12 %. Der Anteil von
Frauen in MINT-Studiengängen (Mathematik,
Informatik, Naturwissenschaften und Technik)
lag 2011 ebenfalls bei nur 29 % (IW 2013).

 Über alle Jahrgänge betrachtet haben berufstätige
Frauen im Durchschnitt heute noch immer eine
schlechtere Schul- bzw. Berufsausbildung als
ihre männlichen Kollegen und sind dement-
sprechend in weniger qualifizierten Tätigkeits-
feldern mit entsprechend geringerer Bezahlung
überrepräsentiert. Die inzwischen überdurch-

schnittlich gute Ausbildung von jungen Frauen
ist nach wie vor noch nicht repräsentativ für alle
Frauen.

 Frauen haben insgesamt – maßgeblich aufgrund
bestehender Rollenmuster – eine geringere Mo-
bilität. Nach wie vor gewichten Paare bei der
Wohnortwahl die damit verbundenen Karriere-
chancen des Mannes höher als die der Frau. Da-
durch sind Frauen seltener als Männer in der
Lage, karriereförderliche Arbeitsplatzangebote
anzunehmen, die mit einem Wohnortwechsel
verbunden sind. Zum anderen folgen sie zu ih-
rem eigenen beruflichen Nachteil häufig den be-
rufsbedingten Wohnortwechseln des Mannes.

Diese Ursachen erklären je nach Erhebung mehr als
90 % des gesamtwirtschaftlichen Entgeltunter-
schieds (IW 2013). Im internationalen Länderver-
gleich zeigen nur die Niederlande und Australien
einen größeren erklärbaren Anteil bei der Entgeltlü-
cke auf als Deutschland (OECD 2012). Zuletzt bestä-
tigte das IW Köln, dass sich der gesamtwirtschaftli-
che Entgeltunterschied auf weniger als 2 % redu-
ziert, wenn keine familienbedingten Erwerbsunter-
brechungen von mehr als 18 Monaten vorliegen.
Dieser ist damit nicht mehr statistisch signifikant.
Insofern gehen die von SPD und Grünen geforderten
und auf eine vermeintliche Diskriminierung abzie-
lenden Entgeltberichte an den tatsächlichen Ursa-
chen für Entgeltunterschiede vorbei und tragen nicht
zu ihrer Überwindung bei.

Entgeltberichte schaffen mehr Bürokratie

Betriebliche Entgeltberichte (SPD Gesetzentwurf, §
6; Antrag Bündnis 90/ Die Grünen, Kap. II 1.a.) sind
für die Unternehmen mit einem erheblichen büro-
kratischen Aufwand verbunden. Gerade kleine und
mittlere Unternehmen – die Berichtspflicht soll
bereits ab einer Betriebsgröße von mindestens 16
Beschäftigten greifen – verfügen nicht über ein um-
fangreiches personalpolitisches Instrumentarium
bzw. über speziell geschultes Personal (z. B. zur
Anwendung der notwendigen Prüfungssoftware), um
ihre Entgeltsysteme in der geforderten Art und Wei-
se prüfen zu können. Dementsprechend müssten
vielfach externe Gutachter/ Berater beauftragt wer-
den, was wiederum mit erheblichen zusätzlichen
Kosten verbunden wäre.

System der Entgeltanalyse nicht zielführend und
unseriös

Die geforderte EDV-gestützte Vorlage zur Erstellung
der Entgeltberichte (SPD Gesetzentwurf, § 6 Abs. 6;
Antrag Bündnis 90/ Die Grünen, Kap. II 1.c.) lehnt
sich in ihrer Ausgestaltung an dem von der Hans-
Böckler-Stiftung entwickelten EG-Check (Entgelt-
gleichheits-Check) an. Verfahren wie der EG-Check
sind unseriös, da ihnen die falsche Auffassung zu-
grunde liegt, dass unterschiedliche Tätigkeiten in
einem Unternehmen gleich bezahlt sein müssten,
solange sie nach rein moralischem Ermessen des
Prüfenden über eine Gleichwertigkeit verfügen. Als
Beispiel werden dabei u. a. die Leitung der Küche
und die Leitung der Werkstatt gegenübergestellt.
Über die Tätigkeit hinausgehende, das Gehalt beein-
flussende Faktoren wie Arbeitsmarktgegebenheiten
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oder die Verfügbarkeit und Bedeutung bestimmter
Qualifikationen für das Unternehmen, deren Wert-
schöpfungsbeitrag für das Unternehmen etc. werden
vollständig ausgeblendet.

Ziel von Instrumenten wie dem EG-Check ist es
zudem, rechtliche Auseinandersetzungen zu beför-
dern sowie ein neues Arbeitsbewertungsverfahren
mit dem Ziel der Entgelterhöhung zu etablieren.
Unabhängig von ungeklärten datenschutzrechtlichen
Fragestellungen richtet sich der EG-Check deshalb
nicht nur an Arbeitgeber sondern auch an Betriebs-
und Personalräte, Rechtsanwälte oder Beschäftigte.

Damit erweisen Ansätze wie der EG-Check mit Blick
auf die vorliegenden Erkenntnisse zu Entgeltunter-
schieden von Frauen und Männern nicht nur als
unseriös, sondern für das Ziel der Verringerung
gesamtwirtschaftlicher Entgeltunterschiede auch als
unbrauchbar, weil diese Überprüfung nicht an den
tatsächlichen Ursachen für Lohnunterschiede an-
setzt, sondern Entgeltunterschiede allein als eine
Frage der betrieblichen Entlohnung sieht.

Veröffentlichung von Listen über Betriebe mit
Entgeltdiskriminierung ist unverhältnismäßig

Die Erstellung von einsehbaren Listen (SPD Gesetz-
entwurf, § 8 Abs. 2 Satz 1) durch die Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes über Betriebe, die keinen
Prüfbericht fristgerecht eingereicht haben oder bei
denen der Prüfbericht Entgeltdiskriminierung festge-
stellt hat, ist unverhältnismäßig und daher abzuleh-
nen.

Der Entwurf sieht mit Geldbußen von bis zu
500.000 € ohnehin bereits scharfe Sanktionen vor.
Unternehmen darüber hinaus in Listen anzupran-
gern, ist unverhältnismäßig. Dies gilt umso mehr, als
die nach dem Gesetzentwurf vorgesehenen Verfah-
ren zur Feststellung einer vermeintlichen Diskrimi-
nierung ungeeignet sind, da die Prüfung nicht be-
rücksichtigt, ob die betriebliche Entgeltpraxis auf
individualrechtlichen, tariflichen oder betrieblichen
Regelungen beruht. Zudem soll mit fragwürdigen
Mechanismen eine vermeintliche Gleichwertigkeit
von Tätigkeiten hergestellt werden, die gesamt- und
betriebswirtschaftliche Grundsätze und Notwendig-
keiten ignoriert. Umso weniger ist es akzeptabel,
dass Ergebnisse, die durch solche zweifelhaften
Verfahren zustande gekommen sind, auch noch dazu
benutzt werden sollen, Unternehmen öffentlich zu
brandmarken.

Tarifautonomie wird in ihren Grundlagen ange-
griffen

Die geplanten Regelungen des Entgeltgleichheitsge-
setzes verkennen das bestehende System der Entgelt-
findung durch die Tarifparteien. Sie sind ein
schwerwiegender Eingriff in den verfassungsrecht-
lich geschützten Bereich der Tarifvertragsparteien
und Sozialpartner – der Tarifautonomie nach Art. 9
Abs. 3 GG (SPD Gesetzentwurf, § 12; Antrag Bündnis
90/ Die Grünen, Kap. II. 1.).

Der von der SPD vorgelegte Entwurf für ein Entgelt-
gleichheitsgesetz enthält u. a. das Recht der Antidis-
kriminierungsstelle zur Überprüfung von Tarifver-
trägen im Hinblick auf eine Entgeltdiskriminierung.

Darüber hinaus sieht er die Aufforderung der Tarif-
vertragsparteien vor, diskriminierende Regelungen
zu ersetzen, bis hin zur Möglichkeit einer gerichtli-
chen vorläufigen Regelung.

Der Gesetzentwurf ist in erster Linie der Versuch,
grundsätzlich auf tarifliche Entgeltstrukturen Ein-
fluss zu nehmen. Nach ihm beruhen Entgeltunter-
schiede auch auf „Problemen der Bewertung und
Vergleichbarkeit von Tätigkeiten bzw. auf Informati-
onslücken“. Hier wird deutlich, dass der Entwurf
nicht nur auf Entgeltgleichheit abzielt, sondern auf
eine Neugestaltung von Arbeitsbewertungs- und
Entgeltsystemen. Dabei soll die Gleichwertigkeit von
verschiedenen Tätigkeiten ein Kriterium für die
Entgeltfindung sein. Hintergrund ist die Diskussion
um die behauptete Unterbewertung bestimmter Tä-
tigkeiten. Der Gesetzentwurf verkennt damit, dass
die tarifliche Eingruppierung von Tätigkeiten perso-
nenunabhängig, geschlechtsneutral und anhand
objektiver Kriterien erfolgt. Die Eingruppierung
erfolgt in erster Linie tätigkeitsbezogen. Auch die
Bewertung von Tätigkeiten erfolgt geschlechtsunab-
hängig nach arbeitswissenschaftlichen und länger-
fristig stabilen ökonomischen Gesichtspunkten.
Berücksichtigt werden dabei z. B. die allgemeine
Marktlage, die Produktivität, die wirtschaftliche
Situation in der jeweiligen Branche und auch be-
triebsspezifische Gegebenheiten.

Eine allgemeine und branchenübergreifende Bewer-
tung von Tätigkeiten ist damit weder möglich noch
sinnvoll. Denn das würde auch bedeuten, dass bei
der Entgeltfindung die notwendigen branchenspezi-
fischen wirtschaftlichen Bedingungen außer Acht
gelassen würden. Die Tarifparteien sind mit ihren
Kenntnissen und Erfahrungen jedoch am besten in
der Lage, angemessene, branchenspezifische und vor
allem auch beschäftigungsorientierte Regelungen zu
finden. Die Festsetzung von Löhnen und Gehältern
ist daher zu Recht ihre Sache. Staatliche Vorgaben
und Einflussnahmen schwächen dieses austarierte
Tarifvertragssystem.

Wer die Zusammenhänge der Entgeltfindung ver-
kennt, gefährdet nicht zuletzt die Wettbewerbsfähig-
keit der betreffenden Branchen und somit Arbeits-
plätze. Insbesondere die geplante Außerkraftsetzung
tariflicher Regelungen durch die Einigungsstelle (§
10 Abs. 3) oder durch den Prüfbericht selbst (§ 11)
sowie die Befugnisse der Antidiskriminierungsstelle
des Bundes bzw. sogar der Antidiskriminierungsver-
bände zur Überprüfung von Tarifverträgen (§§ 12,
13) stellen einen massiven Eingriff in die Tarifauto-
nomie dar. Diese Regelungen ermöglichen eine weit-
reichende Inhaltskontrolle von Tarifverträgen und
kommen damit einer Tarifzensur gleich. Eine solch
weitgehende Inhaltskontrolle ist jedoch nach der
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts grund-
sätzlich unzulässig und widerspricht nach Auffas-
sung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) dem
Grundgedanken der Tarifautonomie.

Die geplante zunächst kursorische Überprüfung mit
anschließender gründlicher Prüfung des Tarifvertra-
ges binnen Jahresfrist würde zudem den Abschluss
von Tarifverträgen erheblich verzögern bzw. unzu-
mutbar erschweren. Entgelt-Tarifverträge werden
überwiegend für kurze Zeiträume abgeschlossen.
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Bestimmend sind dabei die wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen und die Situation in der jeweiligen
Branche und den Betrieben. Wird der Abschluss
oder die Anwendung von Entgelt-Tarifverträgen
durch die nach dem Gesetzentwurf geplanten Prü-
fungen verzögert, besteht nicht nur die Gefahr, dass
sich die wirtschaftlichen Umstände in der betroffe-
nen Branche bereits so verändert haben, dass der
Tarifvertrag obsolet wird. Nicht zuletzt würde ange-
sichts der Gefahr möglicher Nachzahlungen und
damit verbundener Folgeprobleme, z. B. die Frage
einer bilanziellen Rückstellung, auch die Motivati-
on, überhaupt Tarifverträge abzuschließen, leiden.

Zudem sind schon nach geltendem Recht diskrimi-
nierende Regelungen in Tarifverträgen unwirksam.
Diese Rechtslage stellt den Tarifvertrag als solchen
aber nicht in Frage. Die Regelungen des Entgelt-
gleichheitsgesetzes stellen dagegen nicht nur die
Tarifverträge und Sozialpartner unter den General-
verdacht der Diskriminierung. Sie verneinen die von
Verfassung und Gesetz wegen eingeräumte Richtig-
keitsgewähr der Tarifverträge und zweifeln die
Kernkompetenz der Tarifpartner an: die Regelung
von Entgelten grundsätzlich in freier Vereinbarung.
Dies wird insbesondere dort deutlich, wo eine Ver-
anlassung zur Überprüfung von Tarifverträgen be-
reits dann bestehen soll, wenn ein Tarifvertrag neu
abgeschlossen wird. Auf Verlangen einer Tarifver-
tragspartei soll diese Prüfung schon vor der Unter-
zeichnung des Tarifvertrages vorgenommen werden
können. Ein Entgeltgleichheitsgesetz würde damit
nicht nur das bisherige Tarifsystem in Deutschland
zur Disposition stellen, sondern auch die Tarifhoheit
der Sozialpartner völlig untergraben. Das ist nach
Auffassung der BDA mit dem deutschen Verfas-
sungsrecht nicht zu vereinbaren.

Verbandsklagerecht öffnet Missbrauch Tür und
Tor

Die Einführung eines Verbandsklagerechts für Anti-
diskriminierungsverbände, Gewerkschaften, Be-
triebs- sowie Personalräte und Mitarbeitervertretun-
gen (Antrag Bündnis 90/ Die Grünen, Kap. II. 3. a.)
ist abzulehnen. Aus guten Gründen hat es nicht –
wie ursprünglich vorgesehen – in die EU-Richtlinien
zur Antidiskriminierung Eingang gefunden. Ein
solches Verbandsklagerecht trägt unnötig Unfrieden
in Betriebe, insbesondere wenn der bzw. die Be-
schäftigte sich bereits mit seinem bzw. ihrem Arbeit-
geber geeinigt und den Konflikt einvernehmlich
gelöst hat. Überdies besteht durch die Einführung
eines Verbandsklagerechts die Gefahr, dass sich sog.
Abmahnvereine gründen, die die Klageerhebung
zum Geschäftsmodell machen.

Ausweitung des AGG ist abzulehnen

Auch die weiteren im Antrag geforderten Auswei-
tungen zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz
(AGG) sind weder zielführend noch notwendig. Die
Europäische Kommission hat durch die Einstellung
ihrer Vertragsverletzungsverfahren klargestellt, dass
Deutschland die Antidiskriminierungsrichtlinien
ausreichend umgesetzt hat, also auch in Bezug auf

die Länge der Geltendmachungsfristen und die Rege-
lungen zu Schadensersatz und Entschädigung.

Mindestlohn kein Allheilmittel – Tarifvorbehalt im
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz notwendig

Die BDA lehnt einen allgemeinen gesetzlichen Min-
destlohn (Kap. II. 4.) ab. Er hätte erhebliche negative
Auswirkungen vor allem auf den Arbeitsmarkt, aber
auch für die Tarifautonomie in Deutschland. Bei
einem geforderten Mindestlohn von 8,50 €/h wären
nach Berechnungen des ifo-Instituts 1,2 Mio. Ar-
beitsplätze in Deutschland bedroht. Hinzu kämen
zusätzliche Belastungen der öffentlichen Kassen
durch Arbeitslosengeld und Einnahmeausfälle von
5,8 Mrd. € jährlich (IW Köln 2011). Ein allgemeiner
gesetzlicher Mindestlohn wäre in Deutschland auch
immer ein politisch motivierter Mindestlohn, der
den unterschiedlichen wirtschaftlichen Anforderun-
gen in den einzelnen Branchen nicht gerecht werden
kann. Ein solcher Mindestlohn würde vor allem die
Schwächsten am Arbeitsmarkt treffen: Langzeitar-
beitslose und Geringqualifizierte, die durch zunächst
niedrigere Einstiegsentgelte ihrer geringeren Produk-
tivität entsprechend eine Chance auf Einstieg in
Arbeit haben.

In Deutschland gibt es mit der Erstreckung von Ta-
rifverträgen durch die Allgemeinverbindlicher-
klärung (AVE) nach dem Tarifvertrags- bzw. einer
Rechtsverordnung nach dem Arbeitnehmer-Entsen-
degesetz (AEntG) sowie durch das Mindestarbeits-
bedingungengesetz bereits ausreichende gesetzliche
Möglichkeiten, bei sozialen Verwerfungen oder Ent-
sendeproblemen Lösungen zu entwickeln. Die Er-
streckung von Tarifnormen auf nicht tarifgebundene
Arbeitgeber und Arbeitnehmer muss dabei die Aus-
nahme in unserem durch die Tarifautonomie und
die Koalitionsfreiheit geprägten Tarifvertragssystem
sein. Auch eine Aufnahme weiterer Branchen in das
AEntG kommt nur dann in Betracht, wenn uner-
wünschte soziale Verwerfungen durch Entsendear-
beitnehmer nachgewiesen sind und ein Mindest-
lohntarifvertrag besteht, der zuvor nach den Regeln
des Tarifvertragsgesetzes für allgemeinverbindlich
erklärt wurde. Anderenfalls besteht die Gefahr, dass
das AEntG zur staatlichen Lohnfestsetzung miss-
braucht und damit unmittelbar in die Tarifautono-
mie eingegriffen wird.

Auch eine gesetzliche Ausweitung des Gleichstel-
lungsgrundsatzes und damit die Streichung des
Tarifvorbehalts im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz
sind weder sinnvoll noch notwendig. Die Abschlüs-
se der aktuellen Branchenzuschlags-Tarifverträge in
der Zeitarbeit zeigen gerade, dass die gesetzliche
Equal-Pay-Regelung nicht praxisgerecht ist und
Unterschiede zwischen Stamm- und Zeitarbeitneh-
mern insbesondere bei betrieblicher Erfahrung und
Produktivität nicht unberücksichtigt bleiben dürfen.
Die Tarifverträge ermöglichen ein branchendifferen-
ziertes Modell zur stufenweisen Angleichung der
Entgelte von Zeitarbeitnehmern und Stammarbeit-
nehmer in den Einsatzbetrieben. Eine solch differen-
zierte Lösung hätte der Gesetzgeber nicht treffen
können.
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Zusammenfassung

Die Entlohnungsunterschiede zwischen Frauen und
Männern prägen schon seit einiger Zeit die öffentli-
che Diskussion. Mit ihrem Antrag bzw. Gesetzent-
wurf dokumentieren BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD zwar ihre Absicht, sich für mehr Entgelt-
gleichheit zwischen Frauen und Männern einsetzen
zu wollen, allerdings sind ihre Forderungen nicht
zielführend. Denn Antrag und Gesetzesentwurf ver-
kennen, dass die eigentlichen Ursachen für die Ent-
geltunterschiede vorwiegend in Merkmalen der

Berufsbiographie begründet liegen, die weder in die
Einflusssphäre der Unternehmen noch in jene der
Tarifvertragsparteien fallen. Daher sind insbesondere
verpflichtende Entgeltberichte für Unternehmen,
verbunden mit einer zweifelhaften Methodik und
scharfen Sanktionierungsmöglichkeiten, ein Ver-
bandsklagerecht, Mindestlöhne usw. unsachgemäße
und ineffiziente Eingriffe in die Vertragsfreiheit der
Unternehmen bzw. Beschäftigten und in die grund-
gesetzlich geschützte Autonomie der Tarifvertrags-
parteien. Sie bergen stattdessen die Gefahr uner-
wünschter Anreizeffekte auf Seiten der Beschäftig-
ten, belasten die Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen durch mehr Bürokratie und wären mit ge-
samtwirtschaftlich negativen Beschäftigungswirkun-
gen verbunden.

Eine detaillierte Betrachtung der empirischen For-
schung zeigt, dass eine Beurteilung der Entloh-
nungsunterschiede von Frauen und Männern nicht
allein anhand der unbereinigten Entgeltlücke, dem
Gender Pay Gap (GPG), durchgeführt werden kann.
Zudem ist der Begriff „Diskriminierung“ im Zusam-
menhang mit der unbereinigten und auch mit der
bereinigten Entgeltlücke irreführend und unsachge-
mäß. Denn der größte Anteil des GPG kann – wenn
repräsentative Auswertungen zugrunde gelegt wer-
den – auf nachvollziehbare und objektiv beobachtba-
re Merkmale zurückgeführt werden. Dazu zählen
insbesondere Erwerbsunterbrechungen, Teilzeittä-
tigkeiten und die Berufswahl. Entscheidungen im
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Verlauf der Erwerbsbiographie u.a. über die Vertei-
lung familiärer bzw. sonstiger Verpflichtungen und
in der Berufswahl fallen aber in die Verantwortung
des Einzelnen, die zu respektieren sind. Persönliche
Entscheidungen im Verlauf der Erwerbsbiographie
oder bei der Berufswahl können und dürfen daher
der Politik nicht als Anlass dienen, in die Vertrags-
freiheit und die Tarifautonomie einzugreifen, wie es
der Antrag der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der
Gesetzentwurf der SPD vorsehen.

Das freiwillige Zustandekommen eines Beschäfti-
gungsverhältnisses und dessen Aufrechterhaltung
dokumentieren, dass aus Sicht des Unternehmens
und der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers
gerade dieses Arbeitsverhältnis den wirtschaftlichen
Anforderungen und den individuellen Präferenzen
der Beteiligten am besten entspricht. In diesem Zu-
sammenhang ist aber das ganze Bündel der für die
Beteiligten entscheidungsrelevanten Entgelt- und
sonstigen Arbeitsbedingungen bei einem Beschäfti-
gungsverhältnis zu beachten und nicht nur die mo-
netären Komponenten, wie dies bei den vorliegen-
den Initiativen der Fall ist.

Die Politik kann gleichwohl die Ursachen für die
Entgeltlücke als Ansatzpunkte für politische Maß-
nahmen nutzen, um den Handlungsspielraum und
die Wahlfreiheit der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer gleichermaßen zu erhöhen. Vor diesem
Hintergrund bieten sich für die Politik vor allem
folgende Anknüpfungspunkte an:

Ausbau der Kinderbetreuungsinfrastruktur, insbe-
sondere für Kinder unter drei Jahren, sowie die Er-
weiterung von Ganztagsbetreuungsangeboten (auch
im Schulbereich): Von einer gesteigerten Wahlfrei-
heit können insbesondere Frauen mit Kindern profi-
tieren, die nach einer familienbedingten Auszeit
schnell und mit einer möglichst hohen Arbeitsstun-
denzahl in den Beruf zurückkehren möchten.

Sensibilisierung für partnerschaftliche Aufgabentei-
lung. Durch entsprechende Informationsangebote
könnte eine gleichmäßigere Inanspruchnahme von
familienbedingten Auszeiten erreicht werden. Es
steht dem Gesetzgeber auch frei, dies durch Verän-
derungen im Steuer-, Familien- und Sozialversiche-
rungsrecht zu unterstützen.

Initiativen zur Berufsorientierung und -wahl. Beste-
hende Programme sollten weitergeführt und ggf.
durch weitere Initiativen unterstützt werden, die
eine frühzeitige Berufsorientierung von Frauen er-
möglichen und für perspektivisch erfolgverspre-
chende Berufe mit hohen Verdienstchancen werben,
wie etwa technische Ausbildungsberufe sowie (aka-
demische) Qualifikationen im MINT-Bereich.

1. Entgeltunterschiede zwischen Frauen und
Männern: Eine Bewertung des Befunde

1.1 Aussagekraft der unbereinigten Entgeltlücke

In dem Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
dem Gesetzentwurf der SPD wird immer wieder von
Entgeltdiskriminierung oder diskriminierender Ent-
lohnung gesprochen, wenn auf die durchschnittlich
unterschiedlich hohe Bezahlung von Frauen und
Männern verwiesen wird. Unter anderem würden

das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), der
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen
Union (AEUV) und weitere Gesetze bzw. Richtlinien
verletzt, die die Gleichbehandlung von Frauen und
Männern hinsichtlich der Entlohnung sicherstellen
würden.

Als Verdachtsmoment für Entgeltdiskriminierung
wird die sogenannte unbereinigte Entgeltlücke zwi-
schen Frauen und Männern (Gender Pay Gap, GPG)
von 22 Prozent herangezogen, die das Statistische
Bundesamt zuletzt für das Jahr 2011 errechnet hat
(Statistisches Bundesamt, 2012a). Entscheidend ist
die Frage, wieviel diese Zahl über die ungleiche
Entlohnung von Frauen und Männern aussagt. Bei
genauerer Betrachtung sagt sie allerdings nichts
darüber aus, ob Frauen und Männer auf dem glei-
chen Arbeitsplatz, bei gleicher Qualifikation und
Verantwortung, im gleichen Betrieb, mit gleicher
Berufserfahrung und Betriebszugehörigkeitsdauer
usw. ungleich bezahlt werden. Sie gibt allein den
durchschnittlichen Entgeltunterschied an, wenn alle
erwerbstätigen Frauen und Männer miteinander
verglichen werden.

Bereits ein Blick auf international verfügbare Daten
signalisiert, dass zum Beispiel die Erwerbstätigen-
quote und der Bildungsstand wichtige Kriterien für
die Bewertung der durchschnittlichen Entgeltlücke
sind. Italien und Polen weisen beispielsweise einen
unbereinigten GPG von 5,3 Prozent (Italien) und 4,5
Prozent (Polen) im Jahr 2010 auf (Eurostat, 2013).
Nach oberflächlicher Einschätzung müsste man
davon ausgehen, dass dort die Entgeltgleichheit
praktisch schon verwirklicht sei. Dabei wird jedoch
erstens vernachlässigt, dass in Italien bzw. Polen nur
etwa 46 Prozent (Italien) bzw. 53 Prozent (Polen) der
Frauen im erwerbsfähigen Alter im Jahr 2010 über-
haupt erwerbstätig waren, hierzulande waren dies
hingegen rund 66 Prozent (Euro-stat, 2013). Zwei-
tens ist zu berücksichtigen, dass der Anteil der er-
werbstätigen Frauen mit einem einfachen Bildungs-
abschluss in Italien (28 Prozent) und Polen (18 Pro-
zent) im Jahr 2010 deutlich kleiner war als in
Deutschland (knapp 41 Prozent; Eurostat, 2013).
Insofern sind in Italien und Polen höherqualifizierte
und demnach besser entlohnte Frauen am Arbeits-
markt überrepräsentiert. Dies bedeutet, dass die
beobachteten Verdienste für Frauen dort im Durch-
schnitt höher sind und der unbereinigte GPG ent-
sprechend relativ klein ausfällt.

Dieses Beispiel zeigt bereits, dass ein weitaus präzi-
serer Vergleich erforderlich ist, um die Entgeltunter-
schiede sachgerecht beurteilen zu können. Will man
den Ursachen des GPG nachgehen, lässt sich eine
sogenannte bereinigte Entgeltlücke berechnen und
damit ein Vergleich der Verdienste von Frauen und
Männern herstellen, die sich in vielen berufs- und
personenbezogenen Kriterien gleichen. Hierzu hat
das IW Köln erst kürzlich auf Basis des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP) gezeigt, dass bei Be-
rücksichtigung zahlreicher Faktoren – der Qualifika-
tion, der Berufserfahrung, der Betriebszugehörig-
keitsdauer, dem Anteil an Teilzeitarbeit, der Dauer
der Erwerbsunterbrechungen, der Region (West-
/Ostdeutschland) etc. – der bereinigte Entgeltabstand
nur noch bei 1,9 Prozent liegt, wenn Frauen mit
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Kindern und einer Auszeit von bis zu anderthalb
Jahren mit Männern verglichen werden, die sich
hinsichtlich der analysierten Merkmale nicht von
ihnen unterscheiden (IW Köln, 2013). Dabei ist der
Wert von 1,9 Prozent statistisch nicht mehr signifi-
kant von Null verschieden.

Andere Studien kommen zum Teil auf Basis anderer
Datengrundlagen, unterschiedlicher Untersuchungs-
merkmale und Berichtszeiträume zu teilweise leicht
abweichenden Ergebnissen für die Höhe des berei-
nigten Entgeltunterschieds. Sie belegen jedoch eben-
falls, dass ein großer Teil des GPG durch objektiv
nachvollziehbare Kriterien erklärbar ist (z. B. Finke,
2011; Busch/Holst, 2008). In einer international
vergleichenden Untersuchung hat die OECD kürz-
lich den GPG für eine Vielzahl von Staaten genauer
untersucht (OECD, 2012). Sie kommt auf Basis einer
so genannten Dekompositionsanalyse zu dem Ergeb-
nis, dass in Deutschland nur ein Fünftel des GPG
nicht durch beobachtbare Faktoren erklärbar ist, die
im zugrundeliegenden Datensatz berücksichtigt
werden konnten. Dieser Anteil liegt zum Beispiel in
Italien bei 61 Prozent und in Polen bei 94 Prozent.
Mit anderen Worten zählt Deutschland zu den Län-
dern, in denen gerade keine Anhaltspunkte für eine
unsachgemäße Ungleichbehandlung von Frauen in
Entgeltfragen vorliegen.

Zahlreiche empirische Untersuchungen zeigen, wel-
che Faktoren für den GPG in Deutschland von be-
sonderer Bedeutung sind. Laut OECD-Untersuchung
ist dies insbesondere die Zahl der Arbeitsstunden,
die in Deutschland gut die Hälfte des Entgeltunter-
schieds erklärt. Grundsätzlich hängt das Arbeitsvo-
lumen von zwei Faktoren ab: 1) Der Häufigkeit und
Dauer von Erwerbsunterbrechungen sowie 2) dem
Wunsch nach Teilzeittätigkeit.

1. Ein zentraler Befund lautet, dass sich insbesonde-
re die Dauer einer Erwerbsunterbrechung negativ
auf die Entgelthöhe auswirkt. So fallen die Ver-
diensteinbußen umso größer aus, je länger die
Erwerbspausen andauern (vgl. etwa Beblo/Wolf,
2003; Ziefle, 2004; Boll, 2009; Anger/Schmidt,
2010; Adda et al., 2011; IW Köln, 2013). In die-
sem Zusammenhang ist zu beachten, dass gut die
Hälfte der Mütter (54,2 Prozent) zum Zeitpunkt
25 Monate nach der Geburt ihres jüngsten Kindes
nicht erwerbstätig sind (Wrohlich et al., 2012).

Ferner erfolgt die berufliche Rückkehr von Frauen
im Anschluss an eine familienbedingte Erwerbspau-
se überwiegend in Teilzeit. Beispielsweise waren gut
32 Prozent der Mütter zum Zeitpunkt 25 Monate
nach der Geburt ihres jüngsten Kindes in einer Teil-
zeittätigkeit oder einem Minijob erwerbstätig, wäh-
rend gerade 13,5 Prozent in Vollzeit beschäftigt wa-
ren (Wrohlich et al., 2012). Mit Teilzeittätigkeiten
sind jedoch im Vergleich zu Vollzeittätigkeiten per-
spektivisch geringere Verdienstchancen verbunden,
da vergleichsweise weniger berufliche Fähigkeiten
und Erfahrungen erworben werden können. Damit
sinken auch die Aufstiegs- und Verdienstchancen,
da Führungskräfte nur selten in Teilzeit tätig sind.
So betrug laut einer repräsentativen Umfrage im
Rahmen des IW-Personalpanels im Jahr 2012 der
durchschnittliche Anteil der Führungskräfte in Teil-
zeit nur 8,2 Prozent (IW Köln, 2013). In acht von

zehn Unternehmen waren die Führungskräfte aus-
schließlich in Vollzeit tätig. Allerdings signalisieren
die Daten des Statistischen Bundesamts, dass der
Anteil von Frauen in Führungspositionen im Trend
zunimmt. So waren Mitte der 1990er Jahre nur 21,8
Prozent (1996) der Führungspositionen mit Frauen
besetzt, im Jahr 2011 waren dies bereits 30 Prozent
(Statistisches Bundesamt, 2012b und 2012c).

Daneben geht von der Berufswahl ein bedeutender
Einfluss aus. Der Frauenanteil gerade in technischen
und mathematisch-naturwissenschaftlich orientier-
ten Berufen ist in der vergangenen Dekade nahezu
unverändert geblieben. Dies gilt gleichermaßen für
berufliche und akademische Bildungswege. Der
Anteil von Frauen, die eine Ausbildung in einem
technischen Ausbildungsberuf neu begonnen hatten,
ging von knapp 12 Prozent im Jahr 1999 ebenso
geringfügig auf 11,6 Prozent im Jahr 2010 zurück wie
der Anteil der Studienanfängerinnen in den MINT-
Wissenschaften (Mathematik, Informatik, Naturwis-
senschaften, Technik) von 30,5 Prozent im Jahr 2000
auf 28,9 Prozent im Jahr 2011 (IW Köln 2013 auf
Basis von Zahlen des BiBB und des Statistisches
Bundesamts). Da die genannten Berufe bzw. Qualifi-
kationen häufig bessere Verdienst- und auch Karrie-
reperspektiven eröffnen als Berufe im Dienstleis-
tungssektor, die deutlich häufiger von Frauen ge-
wählt werden, ist in der Berufswahl eine zweite
wesentliche Ursache für die Entlohnungsunterschie-
de zu sehen.

Das Bildungsniveau als solches (bezogen auf die Art
des Abschlusses) wird hingegen auf Dauer kaum
noch zur Erklärung der Entlohnungsunterschiede
beitragen, da gerade junge Frauen aktuell häufig
besser ausgebildet sind als Männer und ihre Er-
werbsneigung höher ausfällt als die der Frauengene-
rationen in früheren Jahren. Derzeit fällt mit Blick
auf die Erwerbstätigen (im Jahr 2011) der Anteil von
akademischen Abschlüssen bei Männern im Durch-
schnitt allerdings noch etwas höher (rund 25 Prozent
versus knapp 22 Prozent) und der Anteil der Gering-
qualifizierten etwas niedriger aus (rund 11 Prozent
versus 12 Prozent) als bei Frauen (Eigene Berech-
nungen auf Basis des SOEP1). Insofern ist damit zu
rechnen, dass sich dieser Effekt in Zukunft weiter
abschwächen wird bzw. sich sogar umdrehen kann,
wenn der heute absehbare Trend anhält.

Ferner arbeiten Frauen häufiger als Männer in klei-
neren und mittelgroßen Betrieben. Die dortigen Ver-
dienstmöglichkeiten sind im Durchschnitt ungünsti-
ger als in Großunternehmen. Frauen profitieren auch
weniger stark als Männer von bestehenden implizi-
ten oder expliziten Senioritätsregelungen, da sie oft
eine geringere Betriebszugehörigkeitsdauer aufwei-
sen.

Zudem weisen empirische Studien auf regionale
Unterschiede hin, wonach die Entgeltlücke in soge-
nannten Kernstädten geringer ausfällt als im ländli-
chen Raum. Dies kann allerdings primär durch soge-
nannte Ausstattungsunterschiede erklärt werden
(Anger/Schmidt 2010). In ländlichen Regionen sind
beispielsweise die Unterschiede in der (tertiären)

1 Vgl. Wagner et al., 2007.
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Bildung, der Betriebszugehörigkeitsdauer oder der
Berufserfahrung zwischen Frauen und Männern
größer als in Kernstädten.

1.2 Aussagekraft der bereinigten Entgeltlücke

In wissenschaftlichen Studien zur Entgeltlücke,
verbleibt in der Regel ein sogenannter „unerklärter
Rest“, der je nach Untersuchung unterschiedlich
groß ausfallen kann. Allerdings darf auch diese be-
reinigte Entgeltlücke bzw. dieser „unerklärter Rest“
nicht – wie etwa im Antrag von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN oder im Gesetzentwurf der SPD angedeutet
– mit Diskriminierung gleichgesetzt werden. Denn
Ausmaß und Signifikanz des „unerklärten Rests“
hängen davon ab, welches empirische Schätzmodell,
welcher Datensatz und welcher Personenkreis für
die Untersuchung ausgewählt werden und wie der
Entgeltbegriff definiert worden ist.

So ist beispielsweise entscheidend, welche Entgelt-
komponenten in eine Analyse einbezogen wurden
bzw. werden konnten:

 Wenn (Sach-)Leistungen wie zum Beispiel
Betreuungsgutscheine oder eine betriebliche
Kinderbetreuung berücksichtigt würden,
dürfte sich dies auch in einer kleineren be-
reinigten Entgeltlücke niederschlagen,
wenn mehrheitlich Frauen diese Leistungen
in Anspruch nehmen (Solberg/Laughlin,
1995). Dies würde gleichermaßen für flexib-
le Arbeitszeiten gelten, wenn diese für den
Betrieb lediglich den organisatorischen
Aufwand erhöhen, zusätzlich gewährt wer-
den und ebenfalls vorwiegend dem Kreis
von Personen mit Betreuungspflichten zu-
gute kommen.

 Umgekehrt dürfte die Entgeltlücke umso
größer ausfallen, je größer der Teil der Ver-
gütung ist, den das Unternehmen als Prämie
für die zeitliche Verfügbarkeit außerhalb der
üblichen Geschäftszeiten und für potenziel-
le Überstunden entrichtet, die nicht geson-
dert vergütet werden. Sofern Frauen auf-
grund familiärer Verpflichtungen für außer-
planmäßige Einsätze oder Überstunden we-
niger häufig zur Verfügung stehen als Män-
ner, wird ihr Gehalt im Durchschnitt nied-
riger sein als das der Männer, weil sie selte-
ner diese Prämie erhalten. Die bereinigte
Entgeltlücke steigt in empirischen Analy-
sen, wenn etwa die implizite Vergütung von
Überstunden zwar in die Entlohnung ein-
fließt, aber nicht im Berechnungsverfahren
(als Kontrollvariable) berücksichtigt wird.

Zudem muss bei der Interpretation der bereinigten
Entgeltlücke eine Reihe von Faktoren beachtet wer-
den, die zur Erklärung der Entgeltunterschiede her-
angezogen werden können, jedoch im Rahmen empi-
rischer Analysen zur Entgeltlücke schwer bzw.
überhaupt nicht abgebildet werden können. Unter-
schiedliche Präferenzen von Frauen und Männern
für bestimmte berufsrelevante Kriterien und unter-
schiedliche Verhaltensweisen können dazu führen,
dass sich Frauen und Männer in individuellen Ent-
geltverhandlungen systematisch unterschiedlich

verhalten oder seltener auf eigenen Wunsch Ver-
handlungssituationen herbeiführen:

 Empirische Studien signalisieren, dass die
Arbeitszufriedenheit von Männern stärker
als die von Frauen durch extrinsische
Anreizfaktoren beeinflusst wird, wie zum
Beispiel das Einkommensniveau und Beför-
derungschancen. Letztere bevorzugen im
Durchschnitt stärker eine interessante Tä-
tigkeit, gute Weiterbildungsmöglichkeiten
und ein harmonisches Arbeitsumfeld mit
guten Beziehungen zu Vorgesetzten und
Kollegen (Clark, 1997; Sousa-Poza/Sousa-
Poza, 2000; Stahl/Mühling, 2010). In letzter
Konsequenz kann dies dazu führen, dass
Frauen weniger bereit sind als Männer, das
Arbeitsverhältnis zu wechseln, um aus-
schließlich ein höheres Entgelt zu erzielen.
Ökonomisch ausgedrückt bedeutet dies,
dass der Drohpunkt von Frauen bezogen auf
die Höhe des Entgelts niedriger ist.

 Zudem zeigen Befunde weiterer Studien,
dass Frauen mit niedrigeren Forderungen in
Gehaltsverhandlungen einsteigen als männ-
liche Vergleichspersonen, sie allgemein
vorsichtiger in Gehaltsverhandlungen agie-
ren und einen eher kooperativen Verhand-
lungsstil bevorzugen (vgl. Säve-Söderbergh,
2007; Babcock/Laschever, 2003).

 Außerdem reagieren Frauen und Männer im
Durchschnitt offenbar unterschiedlich auf
verschiedene Entlohnungssysteme. Relative
Entlohnungssysteme, die die eigene Entloh-
nung von der Leistung einer oder mehrerer
Vergleichspersonen abhängig machen, er-
höhen die Leistungsanreize bei Männern
stärker als bei Frauen (vgl. Dohmen/Falk,
2011; Healy/Pate, 2011; Flory et al., 2010;
Gneezy/Niederle/Rustichini, 2003). Offen
ist dabei, ob Frauen eine höhere Risikoaver-
sion aufweisen als Männer. Vereinzelt deu-
ten empirische Studien in diese Richtung
(Croson/Gneezy, 2009).

Für die Entgeltfindung in einem Unternehmen ist es
unerheblich, welche Faktoren (insbesondere Rollen-
bilder) unterschiedliche Präferenzen oder Verhal-
tensweisen hervorrufen.

1.3 Zusammenfassende Bewertung

Die detaillierte Betrachtung der empirischen Fakten
signalisiert zwar, dass Frauen im Durchschnitt we-
niger verdienen als Männer, allerdings

 kann der Befund nicht (allein) anhand des
GPG beurteilt werden,

 sind die Ursachen für den GPG vielschich-
tig,

 kann ein großer Anteil des unbereinigten
GPG auf nachvollziehbare und objektiv be-
obachtbare Merkmale zurückgeführt wer-
den,

 dürfte der bereinigte GPG – unterstützt
durch die Ergebnisse aus anderen wissen-



Ausschussdrucksache 17(11)1062 Ausschuss für Arbeit und Soziales

12

schaftlichen Studien – im Wesentlichen auf
Präferenzunterschiede und geschlechtsspe-
zifische Verhaltensmuster zurückgeführt
werden und

 ist der Begriff der „Entgeltdiskriminierung“
weder für die bereinigte noch für die unbe-
reinigte Entgeltlücke sachgemäß.

2. Bewertung des Antrags von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und des Gesetzentwurfs der SPD

Aus ökonomischer Sicht stellt sich die Frage, ob im
Rahmen der Entlohnung von Frauen und Männern
ein Tatbestand des Marktversagens vorliegt, der
einen staatlichen Eingriff rechtfertigen könnte.
Marktversagen würde beispielsweise vorliegen,
wenn der Prozess der Preisbildung auf Arbeitsmärk-
ten nicht funktionieren würde oder systematisch
verzerrt wird. Da jedoch ein großer Anteil der Ent-
geltdifferenzen von Frauen und Männern auf be-
obachtbare und nachvollziehbare Ursachen zurück-
zuführen ist und auch für den verbleibenden Anteil
des Entgeltunterschieds nicht unterstellt werden
kann, dass es sich dabei um Entgeltdiskriminierung
handelt, fehlt dem vorliegenden Antrag von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und dem Gesetzentwurf der
SPD daher das zentrale Argument, um einen derart
massiven Eingriff in die Vertragsfreiheit von Unter-
nehmen und Beschäftigten, aber auch in die Auto-
nomie der Tarifvertragsparteien zu legitimieren.
Damit sind sowohl der Antrag als auch der Gesetz-
entwurf nicht ausreichend begründet und daher
grundsätzlich abzulehnen.

Zudem ist mit Blick auf die sowohl im Antrag als
auch im Gesetzentwurf genannte verbindliche Über-
prüfung der Entgeltgleichheit anzumerken, dass die
Unternehmen durch die entsprechenden Maßnah-
men mit einem zusätzlichen bürokratischen Auf-
wand konfrontiert werden, ohne dass dadurch der
zuverlässige Nachweis einer Entgeltdiskriminierung
möglich wäre oder den Unternehmen ein kompen-
sierender Nutzen angeboten würde. Eine verbindli-
che Entgeltanalyse kann im Gegenteil auch Fehlan-
reize auslösen, die sich auf die Stellenbesetzung und
Entgeltgestaltung auswirken können, um bestimmte,
vom Gesetzgeber gewünschte Ergebnisse zu erzielen.
Die daraus möglicherweise resultierende Bevorzu-
gung bestimmter Personen oder Gruppen bedeutet
gleichermaßen die Benachteiligung anderer Perso-
nen und Gruppen. Dies würde zu einer Ungleichbe-
handlung führen, die sich auf die Arbeitsanreize der
betreffenden Personen negativ auswirken und ggf.
einerseits in resignativem Verhalten und anderer-
seits in einer geringeren Motivation niederschlagen
kann. Dies dürfte letztlich auch zu einer Beeinträch-
tigung der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen
beitragen.

In diesem Zusammenhang ist grundsätzlich auf die
individuelle Verantwortung vor bzw. bei Aufnahme
einer Beschäftigung hinzuweisen. Jede Arbeitnehme-
rin und jeder Arbeitnehmer sollte sich über die Ver-
dienstmöglichkeiten bereits bei der Berufswahl und
vor Beginn von Gehaltsgesprächen informieren. Mit
der Unterschrift unter einen Arbeitsvertrag akzeptie-
ren eine Arbeitnehmerin und ein Arbeitnehmer
jeweils die dort gemeinsam vereinbarten Bedingun-

gen und offenbaren gleichermaßen ihre bzw. seine
Präferenzen. Umgekehrt erhält ein Unternehmen
durch die Annahme des Arbeitsvertrags wichtige
Hinweise über die Produktivität und Motivation
eines Bewerbers. Gerade um Knappheiten bei stark
nachgefragten Fachkräften auszugleichen, etwa im
Bereich der technischen Qualifikationen, führen
Verhandlungsprozesse zu einem Gleichgewicht, das
letztlich die Grundlage für einen funktionsfähigen
Arbeitsmarkt darstellt. Daher ist davor zu warnen,
durch staatliche Eingriffe möglicherweise Anreize zu
implementieren, die verzerrend auf dieses Gleich-
gewicht einwirken würden.

Im Rahmen der Lohnsetzung bildet die Vertragsfrei-
heit ein zentrales Element der sozialen Marktwirt-
schaft. Die Entgeltbewertung von Arbeitsplätzen, die
Festlegung von Eingruppierungsregeln und Entloh-
nungsgrundsätzen erfolgen dabei regelmäßig durch
den Arbeitgeber oder im Verbund mit dem Betriebs-
rat und/oder durch die Tarifvertragsparteien. Ent-
sprechende Regelungen – auch in Tarifverträgen –
sind geschlechtsblind, andernfalls würden sie dem
Grundgesetz und dem AGG widersprechen. Insofern
ist es fragwürdig, wenn durch einen von außen fest-
gelegten Maßstab versucht wird, die Gleichwertig-
keit von Tätigkeiten innerhalb eines Betriebs oder
zwischen Betrieben beurteilen zu wollen und damit
festzustellen, ob eine geschlechtsneutrale Arbeits-
platzbewertung gegeben ist oder nicht. Der vor die-
sem Hintergrund geäußerte Verdacht, typische Frau-
entätigkeiten würden schlechter bewertet als Tätig-
keiten, die überwiegend von Männern ausgeübt
werden, ist nicht zielführend. Einerseits ist die Be-
rufswahl jeder Person freigestellt, andererseits er-
folgt die Bewertung von Tätigkeiten personenunab-
hängig und geschlechtsneutral. Sie hängt darüber
hinaus auch von ökonomischen Kriterien ab, die von
Unternehmen zu Unternehmen unterschiedlich sein
können. Dazu zählen zum Beispiel die Marktlage,
bestehende Knappheiten bestimmter Kompetenzen
und Qualifikationen und die wirtschaftliche Bedeu-
tung einer Tätigkeit für das Unternehmen.

Darüber hinaus unterstellen Antrag und Gesetzent-
wurf, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
stets ein Interesse haben, das eigene Gehalt transpa-
rent zu machen. In diesem Zusammenhang wäre zu
klären, ob und inwieweit datenschutzrechtliche
Regelungen in der Praxis berührt oder verletzt wür-
den, wenn einzelne Beschäftigte eine Offenlegung
ihrer Entgelte ablehnen würden. So dürfte insbeson-
dere in kleineren und mittleren Unternehmen das
Risiko groß sein, dass selbst anonymisierte Entgelt-
daten eine Demaskierung einzelner Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter zulassen, wenn sie mit Informatio-
nen zu beruflichen Merkmalen verknüpft sind.

Bei der Überprüfung der Entgeltgleichheit sehen
Antrag und Gesetzentwurf ferner eine Methode vor,
die auf eine einzelfallbezogene Prüfung verschiede-
ner Entgeltbestandteile auf Basis externer Bewer-
tungsmaßstäbe abzielt. Ein derartiges Vorgehen ist
zum Beispiel im Rahmen des sogenannten „eg
check“ (Entgeltgleichheits-Check) vorgesehen, der
von der Hans-Böckler-Stiftung unterstützt wird
(Tondorf/Jochmann-Döll, 2010). Der „eg check“ ist
primär auf eine rechtliche Überprüfung der Frage
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ausgelegt, ob gleiches Entgelt bei gleicher oder
gleichwertiger Arbeit vorliegt. Kritisch ist dabei
insbesondere die Bewertung zu sehen, inwiefern auf
Basis externer Maßstäbe bzw. der Beurteilung eines
externen Prüfers zwei oder mehrere Tätigkeiten als
gleich oder gleichwertig beurteilt werden können.
Im Rahmen eines Paarvergleichs soll festgestellt
werden, ob zwei Tätigkeiten als gleich oder gleich-
wertig zu bezeichnen sind. Dazu wird eine bestimm-
te Anzahl an Bewertungskriterien verwendet und die
ungewichteten (d.h. mit dem Faktor 1 gewichteten)
Ergebnisse aufaddiert, um schließlich die Gleichwer-
tigkeit beurteilen zu wollen. Fraglich ist, inwiefern
dieses Verfahren geeignet ist, um tatsächlich eine
Gleichwertigkeit zu überprüfen, da insbesondere die
Anzahl und Auswahl der Kriterien sowie die Ge-
wichtung einen mitentscheidenden Einfluss auf das
Ergebnis haben dürften. Dieses Vorgehen wäre daher
für jeden Einzelfall begründungspflichtig. Offen
bleibt zudem, inwiefern das Verfahren von den sonst
üblichen Verfahren zur Entgeltbewertung abweicht.
Im Übrigen werden Marktgegebenheiten sowie die
Bedeutung und Knappheiten von einzelnen Qualifi-
kationen im Rahmen von „eg check“ ebenso wenig
berücksichtigt wie die Frage, welcher Beitrag zur
Wertschöpfung eines Unternehmens durch den je-
weiligen Arbeitsplatz geleistet wird. Im Übrigen
dürfte bei tarifungebundenen Unternehmen ein
Vergleich von Grundentgelten häufig nicht möglich
sein, da vielfach keine Entgeltgruppen vorliegen,
sondern die Entlohnung individuell ausgehandelt
wird, so dass sich neben den genannten Kriterien
insbesondere auch individuelle Präferenzen und
Verhaltensweisen auf die Entlohnung auswirken.

Die Forderungen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
nach einer Reformierung des AGG und insbesondere
einem Verbandsklagerecht sind abzulehnen, da dies
die Schwelle für eine Klage senkt. Die Unternehmen
drohen mit Kosten belastet zu werden, die gegenwär-
tig noch nicht abschätzbar sind, ohne dass – wie
gezeigt – ein hinreichender Verdacht für eine syste-
matische Entgeltdiskriminierung von Frauen vor-
liegt. Ein Verbandsklagerecht kann zudem einver-
nehmlichen Lösungen innerhalb eines Betriebs im
Weg stehen, wenn etwa eine Klage durch einen Ver-
band etc. bereits eingereicht wird, ohne mit den
Beschäftigten ein Einvernehmen darüber zu erzielen,
ob überhaupt und in welchem Umfang unsachgemäß
Entgeltunterschiede existieren und, wenn ja, welche
Lösungswege aus Sicht der betroffenen Beschäftigten
und dem Betrieb geeignet sind. Im Extremfall führt
es zu betrieblichen Konflikten, wo vorher keine
bestanden haben. Ein Verbandsklagerecht untermi-
niert die Vertragsfreiheit von Unternehmen und
Beschäftigten, weil es ebenfalls externe Bewer-
tungsmaßstäbe über die Bewertung der Einzelakteure
stellt.

Vergleichbares gilt auch für das Recht zur Überprü-
fung von Tarifverträgen durch Dritte, wie es der
Gesetzentwurf der SPD vorsieht. Grundsätzlich sind
entgeltbezogene Regelungen in Tarifverträgen ge-
schlechtsblind und ergeben sich aus einem Verhand-
lungsprozess zwischen Fachleuten auf Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerseite, denen die erforderlichen
Informationen für eine angemessene und beschäfti-

gungsförderliche Regelung vorliegen. Es stellt sich in
diesem Zusammenhang die Frage, auf welcher In-
formationsbasis und mit welchem Maßstab von Drit-
ten festgelegt werden kann und darf, wann und wa-
rum eine bestimmte geschlechtsneutrale Arbeits-
platzbewertung und die damit korrespondierende
Entgelthöhe mit dem Gleichheitsgrundsatz
konfligieren sollte.

Im Zusammenhang mit dem Antrag von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN ist zudem zu beachten, dass ein
gesetzlicher Mindestlohn in keinem ökonomisch
begründbaren Sachzusammenhang mit dem Thema
Entgeltgleichheit steht. Die Forderung ist daher al-
lein aus diesem Grund abzulehnen. Ein gesetzlicher
Mindestlohn hätte darüber hinaus grundsätzlich
nicht nur Auswirkungen auf die Tarifautonomie,
sondern würde insbesondere die bestehenden öko-
nomischen Unterschiede in verschiedenen Branchen
und Regionen unbeachtet lassen. Niedrige Verdiens-
te bieten gerade für Beschäftigte mit niedrigem Qua-
lifikations- und Kompetenzniveau die Möglichkeit,
ein Arbeitsverhältnis aufzunehmen und aufrechtzu-
erhalten. Welche beschäftigungspolitischen Folgen
von einem gesetzlichen Mindestlohn ausgehen,
hängt maßgeblich von dessen Höhe ab. Da jedoch für
eine Vielzahl von Beschäftigten ihre Produktivität
unter der dann geltenden Lohnuntergrenze liegen
dürfte, ist von spürbaren negativen Beschäftigungs-
wirkungen auszugehen (vgl. hierzu Heumer/Lesch/
Schröder, 2013).

Bei der Streichung des Tarifvorbehalts in der Ar-
beitnehmerüberlassung – ebenfalls im Antrag von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – könnten Unterschiede
in der beruflichen Erfahrung und der Produktivität
zwischen Stammarbeitnehmern und Zeitarbeitneh-
mern nicht mehr berücksichtigt werden. Zudem ist
auch hier der Sachzusammenhang grundsätzlich zu
hinterfragen, inwiefern diese Maßnahme eine ver-
meintliche Entgeltdiskriminierung von Frauen be-
einflussen soll, da mit Blick auf einen Frauenanteil
von zuletzt knapp 29 Prozent primär Männer von
einer solchen Maßnahme erfasst würden (Stand: Juni
2012, BA, 2013 ).

Eine Veröffentlichung von Listen durch die Antidis-
kriminierungsstelle des Bundes, die Arbeitgeber
benennt, bei denen laut Entgeltbericht eine Entgelt-
diskriminierung festgestellt wurde oder die keinen
Prüfbericht (fristgerecht) abgegeben haben, stellt
angesichts der Zweifel an der Eignung der externen
Überprüfung von betrieblichen Entgeltstrukturen
und mit Blick auf die ohnehin hohen Geldbußen
eine unverhältnismäßige Regelung dar, die Unter-
nehmen unter Generalverdacht stellt.

3. Politische Handlungsoptionen

Gesellschaftlich dominierende Rollenbilder und
Geschlechterstereotype können bei einer Vielzahl
von persönlichen Entscheidungen im Erwerbsverlauf
von Bedeutung sein. Dies gilt gleichermaßen bei der
Berufswahl und der Entscheidung für einen be-
stimmten Bildungsgang wie für die Frage, welcher
Partner in welchem Umfang erwerbstätig oder bei
Bedarf für die Betreuung und Pflege von Kindern
oder Angehörigen zuständig ist.
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Angesichts der hohen Bedeutung der Teilzeitarbeit
und der Erwerbspausen für den GPG, ergeben sich
hier Ansatzpunkte für die Politik. Dabei ist zunächst
zu betonen, dass die Unternehmen hierzulande sich
bereits mit einer Vielzahl von personalpolitischen
Angeboten engagieren, um die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf zu verbessern (Seyda/Stettes,
2011). Betriebliches Handeln kann aber nur unter-
stützend wirken und darf nicht davon ablenken,
dass die Voraussetzungen für die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf und daraus resultierender Ent-
scheidungen von Individuen durch den Staat maß-
geblich mitbestimmt werden. Um Personen mit fami-
liären Betreuungspflichten zu ermöglichen, Vollzeit
zu arbeiten und Erwerbspausen kurz zu halten, ist
ein weiterer nachhaltiger und rascher Ausbau der
Kinderbetreuungsinfrastruktur erforderlich. Mit
einer ausreichenden Zahl an Betreuungsplätzen
nicht nur für Kleinkinder, sondern einem flankie-
renden Ausbau von Ganztagsbetreuungsangeboten
für Kinder verschiedener Altersklassen würden die
Rahmenbedingungen insbesondere für Frauen mit
Kindern erheblich verbessert, die mit einem mög-
lichst hohen Beschäftigungsumfang und nach einer
möglichst kurzen Auszeit in den Beruf zurückkehren
möchten.

In Ergänzung dazu sind auch informationsgestützte
Angebote hilfreich, die die Fragen der Kinderbetreu-
ung adressieren und für eine stärker partnerschaft-
lich geprägte Aufgabenteilung sensibilisieren. Es
steht dem Gesetzgeber in diesem Zusammenhang
zudem frei, Regelungen im Steuer-, Familien- und
Sozialversicherungsrecht zugunsten von beschäfti-
gungspolitischen Erwägungen zu modifizieren und
(zusätzliche) Anreize zur Aufnahme von Vollzeittä-
tigkeiten zu setzen.

Daneben sollte auch im Rahmen der Berufswahl
verstärkt für Berufe geworben werden, die günstige
Perspektiven am Arbeitsmarkt bieten und durch
hohe Verdienstchancen gekennzeichnet sind. Hier
sind insbesondere technische (Ausbildungs-)Berufe
sowie akademische Qualifikationen im Bereich der
MINT-Wissenschaften zu nennen. Ein besseres In-
formationsangebot kann dazu beitragen, die Berufs-
orientierung von Frauen und Männern stärker von
tradierten Berufswahlmustern zu lösen und das
Interesse für überdurchschnittlich entlohnte Berufe
zu erhöhen.

Gesetzgeberische Maßnahmen müssen im Übrigen
im Auge halten, dass eine Vielzahl von Unterneh-
men für das Thema „Entgeltgleichheit“ bereits heute
sensibilisiert ist. Rund sechs von zehn Unternehmen
befassen sich einer Umfrage zufolge bereits mit die-
sem Thema und knapp drei Viertel sehen in ge-
schlechtsneutralen Entlohnungsstrukturen einen
geeigneten Ansatzpunkt zur Steigerung der Motiva-
tion von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
(Schmidt, 2012). Vor dem Hintergrund von Fachkräf-
teengpässen einerseits und Motivationsaspekten
andererseits dürften Betriebe gerade keinen Anreiz
haben, Frauen bei der Entgeltfindung unsachgemäß
zu benachteiligen, sondern im Gegenteil verstärkt
qualifizierte Frauen bei der Personalrekrutierung zu
berücksichtigen. Um die Sensibilisierung für das
Thema „Entgeltgleichheit“ in Unternehmen voranzu-

treiben, kann der Gesetzgeber zudem freiwillig nutz-
bare Analyseinstrumente zur Überprüfung von Ent-
geltstrukturen auch in Zukunft unterstützen, wie
etwa Logib-D (Lohngleichheit im Betrieb – Deutsch-
land).
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Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 18. Februar 2013 zum

a) Gesetzentwurf der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Anette Kramme, Josip Juratovic,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes für Frauen und
Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT-Drucksache 17/9781)

b) Antrag der Abgeordneten Renate Künast, Beate Müller-Gemmeke, Ekin Deligöz, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Deutscher Gewerkschaftsbund Bundesvorstand

„Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes für
Frauen und Männer“

Vorbemerkung

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) hat sich auf
seinem 19. Ordentlichen Bundeskongress für ein
Verfahrensgesetz zur Durchsetzung der Entgelt-
gleichheit von Frauen und Männern in Betrieben
und Dienstellen ausgesprochen. Dass dem Deut-
schen Bundestag nun erstmals ein Gesetzentwurf zur
Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebots vorliegt,
begrüßt der DGB als wichtigen Schritt in die richtige
Richtung.

Es ist an der Zeit, nicht nur jährlich am Equal Pay
Day die rund 22-23% geringeren Löhne von Frauen
in Deutschland zu beklagen, sondern tatsächlich
Wege zur Schließung der Entgeltlücke zu beschrei-
ten. Dazu ist die Schaffung von Rahmenbedingungen
für die eigenständige Existenzsicherung von Frauen
die entscheidende Voraussetzung.

Ebenso wichtig ist es jedoch, die anhaltende Ent-
geltdiskriminierung zu beseitigen, die sich trotz
aller Beteuerungen Jahr für Jahr verstärkt hat. Ein
großer Teil der Arbeitsverhältnisse, in denen Frauen
tätig sind, wird von Tarifverträgen nicht erreicht.
Jede dritte abhängig beschäftigte Frau arbeitet für
einen Niedriglohn.

Eine Reihe von Diskriminierungen sind für jeder-
mann ersichtlich. Andere Diskriminierungen können

nur durch den Einsatz ausgewiesenen Sachverstands
identifiziert und beseitigt werden:

Entgeltungleichheit kann Folge unmittelbarer Dis-
kriminierung sein - wenn zum Beispiel Frauen trotz
gleicher Qualifikation und gleicher oder vergleichba-
rer Tätigkeit in Betrieb oder Dienststelle niedriger
eingruppiert sind als Männer; oder wenn Entgelt-
steigerungen nach Kriterien vergeben werden, die
nicht nachvollziehbar sind, Frauen aber benachtei-
ligt werden. Unmittelbare Diskriminierungen wären
relativ einfach zu erkennen, wenn nicht Gehälter in
Deutschland immer noch ein Tabu-Thema wären.
Ohne verpflichtende Überprüfung in Betrieben und
Dienststellen bleibt es dem Zufall überlassen, ob die
Benachteilig aufgedeckt wird.

Schwerer in den Griff zu bekommen ist die mittelba-
re Diskriminierung. Sie liegt vor, wenn scheinbar
neutral formulierte Bewertungen von Tätigkeiten
dazu führen, dass das eine Geschlecht gegenüber
dem anderen benachteiligt ist. Trotz individueller
und kollektiver Entgeltverhandlungen werden auch
heute noch Tätigkeiten, die überwiegend von Frauen
ausgeübt werden, durchweg niedriger eingruppiert
als die von Männern ausgeübten Beschäftigungen.
Technische Berufe werden gegenüber personenna-
hen Dienstleistungen höher vergütet, selbst wenn
das Ausbildungs- und Anforderungsniveau ver-
gleichbar ist. Mittelbare Diskriminierung liegt auch
vor, wenn Zulagen nur für Tätigkeiten vergeben
werden, die nur ein Geschlecht erreichen kann, oder
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wenn Teilzeitbeschäftigte von der betrieblichen
Altersvorsorge ausgeschlossen sind.

Um eine Beseitigung der Diskriminierung zu errei-
chen, ist nicht nur der Einsatz der Sozialpartner
gefordert, sondern auch die Initiative des Gesetzge-
bers.

Die schon heute bestehenden Möglichkeiten, auf
freiwilliger Basis die Entgeltstruktur auf diskriminie-
rende Elemente hin zu überprüfen, führen offen-
sichtlich nicht flächendeckend zum Erfolg; die Ent-
geltlücke besteht trotz der Angebote der Bundesre-
gierung für Lohntestverfahren unverändert fort. Eine
Entgeltdifferenz von rund 22-23% zwischen Frauen
und Männern hat sich über die Jahre verfestigt. Des-
halb begrüßt der DGB Gesetzesinitiative eines „Ent-
geltgleichheitsgesetzes“.

Nach § 17 Abs. 2 AGG hat der Betriebsrat zwar
schon heute die Möglichkeit, „grobe Verstöße“ gegen
die Gleichbehandlungsnormen arbeitsgerichtlich zu
überprüfen und sanktionieren zu lassen. Sie ist aber
ganz offensichtlich nicht hinreichend, um die Ent-
geltdiskriminierung von Frauen zu beseitigen. Hier
ist eine Ausweitung der Rechte des Betriebsrates
nach § 99 BetrVG auf die Kontrolle und Korrektur
der Eingruppierung auch im laufenden Arbeitsver-
hältnis dringend erforderlich; gleiches gilt für die
Personalvertretung im öffentlichen Dienst.

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass Betriebe erst ab
einem Schwellenwert von 15 Beschäftigten regelmä-
ßig ihre Entgeltpraxis überprüfen sollen. Dieser
Schwellenwert ist realitätsfremd und wird vom DGB
abgelehnt:

Durch ein Entgeltgleichheitsgesetz muss die Über-
prüfung der Entgeltgestaltung zur Regel werden,
damit sich weibliche Beschäftigte nicht mehr der
Gefahr aussetzen, ihre beruflichen Entwicklungs-
möglichkeiten oder gar ihren Arbeitsplatz zu gefähr-
den, wenn sie auf Überprüfung und gegebenenfalls
Durchsetzung geschlechtergerechter Löhne bestehen.

Da die Herstellung von Entgeltgleichheit nach Auf-
fassung des DGB eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe ist, die durch öffentlich-rechtliche Kontroll-
und Durchsetzungsmechanismen zu gewährleisten
ist, sind folglich verbindliche Vorgaben notwendig,
die Betriebe und Dienststellen in die Pflicht neh-
men, für diskriminierungsfreie Entgelte zu sorgen.

In dem vorliegenden Gesetzentwurf wird der Ansatz
gewählt, mittels einer kursorischen Prüfung und
gegebenenfalls einer detaillierten Prüfung im An-
schluss Transparenz in die Lohngestaltung der Be-
triebe und Dienststellen zu bringen. Allein die er-
höhte Transparenz hilft, Diskriminierungen zu ver-
meiden, da es sich häufig nicht um bewusste Be-
nachteiligungen handelt. Ein Beleg dafür ist die
Tatsache, dass sowohl in tarifgebundenen als auch
in mitbestimmten Betrieben und Dienststellen die
Entgeltlücke kleiner ausfällt.

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf werden be-
stimmte Facetten der Entgeltdiskriminierung – ins-
besondere die durch betriebliche oder tarifliche
Vergütungsregeln verursachte Diskriminierung –
erfasst. Für diese bietet der Gesetzentwurf wirksame
Regelungen, die eine Beseitigung solcher Diskrimi-

nierungen forcieren werden. Andere Facetten wer-
den hingegen nicht erfasst, weshalb der Gesetzent-
wurf nur eine erste gesetzgeberische Etappe auf dem
Weg zu einer umfassenden Durchsetzung von dis-
kriminierungsfreien Arbeitsentgelten ist.

Einschätzung des Gesetzentwurfs im Einzelnen

zu § 1 Ziel des Gesetzes

Ziel des Gesetzes ist es, den Grundsatz des gleichen
Entgeltes für gleichwertige Tätigkeiten durchzuset-
zen.

zu § 2 Geltungsbereich

Das Gesetz ist auf Betriebe mit mehr als 15 Beschäf-
tigten beschränkt.

Der DGB lehnt diese Einschränkung strikt ab, da
gerade Frauen in kleineren Betrieben arbeiten und
durch Auslagerungen von Tätigkeitsbereichen diese
Grenze leicht unterschritten werden kann. Besser
wäre es, alle Betriebe mit dem Gesetz zu erfassen.

Allerdings sollte das Verfahren für kleinere Betriebe
angepasst werden und auf eine Veröffentlichung der
Entgeltberichte im Betrieb nach § 7 (2) verzichtet
werden.

zu § 3 Begriffsbestimmungen

Entgelt: Als Entgelt sind Grund- und Mindestlöhne
und Gehälter sowie sonstige Vergütungen, wie Son-
derzahlungen, Weihnachts- und Urlaubsgeld, sowie
betriebliche Leistungen zur Arbeits- und Zusatzver-
sorgung definiert.i

Der DGB stimmt einer sehr weiten Fassung des Ent-
gelt-Begriffes ausdrücklich zu, weil nur so sämtliche
Einkünfte, die sich aus dem Arbeitsverhältnis erge-
ben, transparent werden und Verschiebungen zwi-
schen den Einkunftsarten ausgeschlossen werden
können.

Deshalb ist Entgeltdefinition in § 3 Abs. 1 richtiger-
weise von der Absicht getragen, den Begriff des
Entgelts entsprechend Art. 157 Abs. 2 AEUV weit zu
fassen. Die gewählte Formulierung ist allerdings
teilweise sprachlich inkorrekt, teilweise unüber-
sichtlich.

Entgeltdiskriminierung: Diese liegt vor, wenn die
Diskriminierung allein aufgrund des Geschlechts
erfolgt oder Arbeitsbewertungskriterien so angelegt
sind, dass Personen des einen Geschlechts benach-
teiligt werden.

Mit § 3 Abs. 2 Satz 1 und insbesondere mit den
Ausdrücken „Situationen“ und „erhalten würde“
wird die Absicht verfolgt, Entgeltgleichheit nicht nur
horizontal, sondern auch vertikal durchzusetzen.

Dieses Ziel wird durch die Formulierung jedoch
nicht erreicht, weil nicht klar gestellt wird, was
Gegenstandsbereich und Regelungsziel der „Situati-
onen“ und des „erhalten würde“ sein soll.ii

Entgeltgleichheit: Gleiche Bezahlung bei gleicher
oder gleichwertiger Arbeit. Zur Vergleichbarkeit der
Arbeit sind die gleichen Bewertungskriterien anzu-
legen.
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Beschäftigte: Hierzu zählen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, zur Berufsausbildung Beschäftigte,
sowie arbeitnehmerähnliche Personen, wie wirt-
schaftlich Unselbstständige und in Heimarbeit Be-
schäftigte.

Nicht akzeptabel ist der Ausschluss von Beamtinnen
und Beamten. Der Staat hat eine Vorbildfunktion
und darf sich als Dienstherr nicht von der Pflicht zur
Erstellung von Entgeltberichten ausnehmen, wäh-
rend er als Arbeitgeber der Tarifbeschäftigten des
öffentlichen Dienstes dieser Verpflichtung nach-
kommt. Der Entwurf des Entgeltgleichheitsgesetzes
dient der Verbesserung der Umsetzung von Artikel
157 AEUV.

Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs
(EuGH) zu den Vorschriften aus dem AEUV hat
schon lange anerkannt, dass diese Regelung auch für
Beamtinnen und Beamte gilt. Somit darf der Gel-
tungsbereich eines Gesetzes, das sich dem Ziel einer
verbesserten Umsetzung des Artikels 157 AEUV
verschreibt, nicht die Beamtinnen und Beamten
außen vor lassen. Entgeltdiskriminierungen im Be-
reich der Beamtinnen und Beamten erfolgt überwie-
gend mittelbar über diskriminierende Regelungen im
Bereich des Beurteilungssystems, die zum verzöger-
ten Aufstieg von Beamtinnen in der Laufbahn und
damit zu weniger Einkommen führt.iii

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber: Als solche gelten
natürliche und juristische Personen sowie rechtsfä-
hige Personengesellschaften, die Personen nach oben
genannter Definition beschäftigen oder überlassen
bekommen, sowie Auftraggeber oder Zwischenmeis-
ter. In einem Konzern gilt sowohl das herrschende
als auch das beschäftigte Unternehmen als Arbeitge-
ber.

Zumindest in der Begründung sollte klargestellt
werden, dass die (beamtenrechtlichen) Dienstherren
– wie vom EU-Recht her üblich – ebenfalls Arbeitge-
ber sind.

Problematisch ist der Konzernbegriff des Gesetzes.
Aus der Begründung zu § 3 wird zwar deutlich, dass
eine Umgehung des Gesetzes durch Auslagerungen
verhindert werden soll, allerdings entstehen Prob-
lem durch die regionale Ausrichtung von Tarifpoli-
tik. Ein Konzern mit Betrieben in verschiedenen
Tarifgebieten muss die Beschäftigten nach den je-
weils geltenden regionalen Tarifverträgen vergüten.
Allein schon hieraus kann sich eine unterschiedli-
che Vergütung ergeben. Die vorgenommene Kon-
zernbetrachtung erschließt sich nicht vollständig,
weil die umzusetzenden Maßnahmen ausschließlich
der einzelbetrieblichen Ebene zugeordnet sind. Ver-
mieden werden muss, dass Konzerne mit dem Hin-
weis auf die Erfordernisse einer gesetzlichen Rege-
lung zur Entgeltgleichheit regional ausgerichtete
Tarifpolitik in Frage stellen.

Betrieb: Betriebe der Privatwirtschaft und Dienststel-
len der öffentlichen Verwaltung.

Antidiskriminierungsverbände: Personenzusam-
menschlüsse mit mindestens 75 Mitgliedern oder ein
Zusammenschluss aus sieben solcher Verbände. Sie
müssen die besonderen Interessen von benachteilig-
ten Personen oder Personengruppen wahrnehmen.

Sachverständige Person: Von der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes (ADS) zertifizierte Person,
die weisungsunabhängig, gewissenhaft, verschwie-
gen und eigenverantwortlich ihre Tätigkeit ausübt,
über eine Berufshaftpflichtversicherung verfügt und
gemäß einer Gebührenordnung, die das BMFSFJ
erlässt, vergütet wird.

zu § 4 Individualrechte

Das Regelungsziel des § 4 Abs. 1, das eigene Entgelt
mitteilen zu dürfen, wird begrüßt. Wünschenswert
ist jedoch die Klarstellung, dass die Regelung des § 4
Abs. 1 nicht lediglich einseitige „Verbote“ des Ar-
beitgebers, sondern auch vertragliche Verschwie-
genheitsvereinbarungen verbietet. Außerdem ist der
Gegenstandsbereich der Regelung nach ihrem Wort-
laut auf die Auskunft über das eigene Entgelt be-
schränkt, wodurch im Zweifel nicht die eigene an-
lassfreie Mitteilung verbotsbefreit sein dürfte. Hier
ist eine Klarstellung erforderlich.

Durch § 4 Abs. 2 sollen

- ein Auskunftsanspruch des einzelnen Be-
schäftigten über die „Kriterien der Entgelt-
findung“,

- ein Anspruch auf „detaillierte Analyse“ im
individualrechtlichen Klagverfahren sowie
die Kodifizierung einer Stufenklage,

- Beweiserleichterungen für Entgeltdiskrimi-
nierung sowie

- eine Beweislastumkehr für den Fall, dass
der Arbeitgeber den gesetzlichen Prüfauf-
trag aus § 6 nicht fristgerecht erfüllt hat

geschaffen werden.

Der DGB begrüßt, dass der Beschäftigte jederzeit
Auskunft über das eigene Gehalt und die zugrunde-
liegenden Kriterien verlangen dürfen soll. Diese
Ziele werden allerdings nur unzureichend umge-
setzt. Sie sind auch z. T. zu kurz gegriffen, um das
individualrechtliche Verfahren zureichend zu struk-
turieren.iv

In § 4 Abs. 2a ist zudem der Grundanspruch auf
individualrechtliche gerichtliche Überprüfung zu
verankern, der im vorliegenden Gesetzentwurf fehlt.v

Es wird begrüßt, dass die Nicht-Erfüllung der be-
trieblichen Prüfung der Entgeltgleichheit (§ 6) als
Indiz für Entgeltdiskriminierung dienen soll. Des-
halb ist es richtig, dass in § 4 Abs. 3 eine Beweis-
lastumkehr für die Fälle, in denen die detaillierte
betriebliche Prüfung nach § 6 Abs. 6 bzw. die zertifi-
zierte Prüfung von Tarifverträgen nach § 12 eine
Entgeltdiskriminierung festgestellt hat, geregelt wird.

Allerdings ist die Einschränkung der gerichtlichen
Überprüfung des Prüfverfahrens „lediglich auf Feh-
lerhaftigkeit“ missglückt, weil hierdurch wohl das
gesamte Prüfverfahren zur Disposition der Gerichte
gestellt wird.vi

Durch § 4 Abs. 4 soll die Gleichstellung des entgelt-
diskriminierten Beschäftigten mit demjenigen Be-
schäftigten, demgegenüber die Diskriminierung
erfolgt ist, ab dem Zeitpunkt einer diskriminierungs-



Ausschuss für Arbeit und Soziales Ausschussdrucksache 17(11)1062

19

freien Regelung gemäß § 10 Abs. 4 bzw. 13 Abs. 2
begrenzt werden.

Dies hat dann allerdings zur Folge, dass der Be-
schäftigte sich einer „diskriminierungsfreien“ Rege-
lung und einem Stufenplan mit Übergangsfristen
unterwerfen muss, die er seinerseits nicht gericht-
lich überprüfen lassen kann. Das erscheint fragwür-
dig.vii

§ 4 Abs. 5 soll eine Verfahrensregel zur Verbindung
gleichartiger Klagverfahren herstellen.

Der Gesetzentwurf verhält sich allerdings nicht da-
zu, ob die Individualklage wegen Vorgreiflichkeit
von Verfahren zur Beseitigung von Entgeltdiskrimi-
nierung (§§ 9, 10, 11, 13) zum Ruhen gebracht wer-
den dürfen (§ 148 ZPO). Dies sollte zumindest für
die Prüfung auf Entgeltdiskriminierung durch den
Sachverständigen ausgeschlossen werden.

zu § 5 Antidiskriminierungsstelle des Bundes

Sie ist für die Zertifizierung der sachverständigen
Personen und die Verfahren zur Prüfung von Ent-
geltdiskriminierung verantwortlich. Dafür stellt sie
den Betrieben eine EDV-gestütze Vorlage für Ent-
geltberichte zur Verfügung.

Der DGB weist darauf hin, dass dafür Budget und
Personal der ADS aufgestockt werden müssen, da
neue, zusätzliche Aufgaben auf die Behörde zu-
kommen. Auch sollte im Laufe des Gesetzesvorha-
bens noch einmal kritisch hinterfragt werden, ob die
ADS für diese neue, sehr umfangreiche Aufgabe
tatsächlich die richtige Institution ist – zumal sie
derzeit nicht über die notwendigen Informationen
und Daten verfügt (Unternehmen, Beschäftigte), um
Vollständigkeit und Richtigkeit der Entgeltberichte
zu prüfen. Auch sollte geprüft werden, ob zur
Durchführung dieser Aufgabe nicht Zweigstellen des
ADS in den Ländern zwingend notwendig sind.

zu § 6 Betriebliche Prüfung der Entgeltgleichheit

Grundlage der Prüfung ist eine nach dem Geschlecht
zu differenzierende Erhebung mittels eines nach § 5
zertifizierten Prüfungsverfahrens. Einbezogen wer-
den alle Beschäftigten inklusive der zur Arbeitsleis-
tung überlassenen. Wahlweise kann die kursorische
Prüfung von der ADS oder einer sachverständigen
Person (von der Liste der ADS) im Betrieb durchge-
führt werden. Personenbezogene Daten werden ano-
nymisiert, die notwendigen Unterlagen sind zur
Verfügung zu stellen.

Bei Anhaltspunkten auf Entgeltdiskriminierung
erfolgt eine detaillierte Prüfung. Die detaillierte
Prüfung erfolgt über eine sachverständige Person.

Eine erneute Prüfung muss – in Abhängigkeit vom
Vorhandensein eines Betriebs- oder Personalrates
und der Gültigkeit eines Tarifvertrages – alle drei,
vier oder fünf Jahre erfolgen. Erfolgt im erforderli-
chen Zeitrahmen keine Prüfung, kann der Betriebs-
bzw. Personalrat oder das Minderheitengeschlecht
im Betriebs- bzw. Personalrat auf Kosten des Arbeit-
gebers eine betriebliche Prüfung einfordern.

Hier stellt sich die Frage, ob für die Prüfung über die
ADS eine Gebühr erhoben werden sollte, da die

sachverständige Person vom Arbeitgeber bezahlt
wird. Auch sollten Unternehmen und Dienststellen
die Möglichkeit eingeräumt werden, die sachver-
ständige Person gleich mit einer detaillierten Prü-
fung zu betrauen, um bei Verdacht auf bestehende
Diskriminierungen in der Entgeltstruktur Zeit und
Kosten der kursorischen Prüfung sparen zu können.
Zumindest der Zeitraum von drei Jahren könnte für
die Praxis zu kurz bemessen sein, da bei erneuter
Prüfung dann ein Stufenplan zu Beseitigung von
Entgeltgleichheit, der maximal auf drei Jahre ange-
legt sein kann, noch nicht abgearbeitet ist.

zu § 7 Prüfungsbericht

Ziel des Berichts ist es, Verstöße gegen das Gebot der
Entgeltgleichheit schriftlich festzuhalten. Das Ver-
fahren ist zu erläutern. Der Betriebs- bzw. Personal-
rat fügt eine Stellungnahme an. Prüfungsbericht und
Stellungnahme sind betriebsöffentlich zu machen.
Die ADS erhält den Bericht zum 31.03. Arbeitgeber
und Tarifvertragsparteien könnten (bei Feststellung
von tarifvertraglicher Entgeltungleichheit) eine ge-
richtliche Feststellung beantragen. Bei falschen oder
unvollständigen Angaben im Prüfungsbericht kön-
nen die Tarifvertragsparteien und Antidiskriminie-
rungsverbände Antrag auf Bußgeld stellen.

Da der Prüfungsbericht zum 31.03. vorzuliegen hat,
könnte die zeitliche Organisation schwierig werden,
da im Fall von festgestellter Entgeltgleichheit in der
kursorischen Prüfung das Verfahren beendet ist,
während alle anderen sich danach erst der detaillier-
ten Prüfung zuwenden. Auch muss dem Betriebs-
bzw. Personalrat ausreichend Zeit zur Erarbeitung
der Stellungnahme eingeräumt werden. Es muss also
mit einem gewissen Vorlauf gerechnet werden, für
den es keine Erfahrungswerte gibt.

Auch könnte die Verfügbarkeit einer sachverständi-
gen Person ein Hindernis zur Einhaltung des Zeit-
rahmens darstellen, da sie zu Beginn des Jahres sehr
beschäftigt wären. Den Betrieben/Dienststellen zeit-
nah eine sachverständige Person zur Verfügung
stellen zu können, ist eine entscheidende Organisa-
tionsaufgabe der ADS im Prozess.

Die Möglichkeit für Tarifvertragsparteien und Anti-
diskriminierungsverbände, ein Bußgeld vom Arbeit-
geber zu erwirken, ist nicht hilfreich für den Prozess,
dessen Gelingen auf konstruktive Zusammenarbeit
in der Einigungsstelle ausgerichtet ist.

zu § 8 Verfahren bei der Antidiskriminierungsstelle
des Bundes

Es gibt eine Nachfrist von zwei Monaten bei der
Erstellung des Prüfungsberichts. Außerdem werden
die Ergebnisse der Prüfungsberichte in einer Liste
zusammengefasst, die bei der ADS einsehbar ist.

zu § 9 Verfahren zur Beseitigung von Entgeltdiskri-
minierung in Betrieben mit Betriebs- oder Personal-
rat

Es wird eine Einigungsstelle gebildet, die paritätisch
aus Arbeitgebern / Betriebs- bzw. Personalrat und
den Tarifvertragsparteien zusammengesetzt ist und
von einer vorsitzenden Person geleitet wird. Die
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sachverständige Person und (falls vorhanden) die
Gleichstellungsbeauftragte sind beratend anwesend.

Es müsste in § 9 (6) noch einmal klarer benannt
werden, dass die sachverständige Person für die
beratende Tätigkeit gleichfalls durch den Arbeitge-
ber vergütet wird. Sie gehört zwar obligatorisch zum
Prozess, ist aber keine Person, die aufgrund des § 76
Absatz 3 Betriebsverfassungsgesetz unmittelbar der
Einigungsstelle zugerechnet werden kann, da sie
über kein Stimmrecht verfügt.

zu § 10 Verfahren der Einigungsstelle für Entgelt-
gleichheit

Aufgabe der Einigungsstelle ist es, Beschlüsse zur
Beseitigung von Entgeltungleichheit zu fassen. Be-
zugsgröße sind dabei die Entgelte der bevorzugten
Beschäftigten. Bei tarifvertraglichen Regelungen sind
die günstigeren Regelungen solange Bezugssystem
bis die Tarifvertragsparteien diskriminierungsfreie
Regelungen gefunden haben. Entgeltgleichheit kann
in Härtefällen über einen bis zu maximal drei Jahre
dauernden Stufenplan erreicht werden. Die Eini-
gungsstelle teilt die Ergebnisse ihrer Arbeit der ADS
mit und macht sie betriebsöffentlich. Die sachver-
ständige Person und ggf. die vorsitzende Person
verfassen Stellungnahmen. Gegen die Beschlüsse der
Einigungsstelle können Arbeitgeber, Betriebs- bzw.
Personalrat und die Tarifvertragsparteien binnen
drei Monaten den Rechtsweg zur Überprüfung von
Verfahrens- und Ermessensfehlern beschreiten.

Die in § 10 (4) genannten „Ausnahmefälle“, die
einen Stufenplan möglich machen, müssen genauer
definiert werden, z.B.: Wann kann von einem hohen
Personalkostenanteil gesprochen werden? Verweist
ein hoher Personalkostenanteil direkt die zur Her-
stellung von Entgeltgleichheit notwendigen Mittel?

Auch ist die Beschränkung der Hemmung bzw.
Rechtsvernichtung durch die gesetzlichen Verjäh-
rungsfristen nicht ausreichend. Vielmehr muss zu-
dem ausgeschlossen werden, dass tarifliche oder
arbeitsvertragliche Ausschlussfristen Anwendung
finden.

Hinsichtlich der Beschlüsse der Einigungsstelle
muss klarstellend geregelt werden, dass sie dieselbe
Wirkung haben und die aus ihnen erwachsenden
individuellen Rechtsansprüche demselben Schutz
unterliegen wie dies für Betriebsvereinbarungen gilt.
Deshalb sind § 77 Abs. 4 Sätze 1 bis 3 in Bezug zu
nehmen.

zu § 11 Verfahren der Beseitigung von Entgeltdis-
kriminierung für Betriebe und Dienststellen ohne
Betriebs- und Personalrat

Binnen eines Jahres sind unter Einbeziehung einer
sachverständigen Person Maßnahmen zur Beseiti-
gung von Entgeltdiskriminierung zu ergreifen. Die
Tarifvertragsparteien sind zu informieren. Hinsicht-
lich tarifvertraglicher Regelungen und Veröffentli-
chung ist die Regelung analog des § 10. Tarifver-
tragsparteien und Antidiskriminierungsverbände
können bei Verletzung der Pflichten des Arbeitge-
bers das Gericht anrufen und nach § 17 (3) auf An-
trag ein Bußgeld erwirken.

In Betrieben/Dienststellen mit Betriebsrat/Personal-
rat muss eine Einigungsstelle etabliert und eine
sachverständige Person (§ 9 Abs. 2) zur Beseitigung
der Entgeltdiskriminierung herangezogen werden. In
Betrieben/Dienststellen ohne Betriebsrat/Personalrat
agiert lediglich der Arbeitgeber mit der sachverstän-
digen Person. Dass dieses Verfahren einfacher, zeit-
sparender und kostengünstiger sein wird, bevorzugt
Betriebe ohne Interessenvertretung. Zu klären ist
auch der Verfahrensweg für den Fall, dass der Ar-
beitgeber sich weigert, mit der sachverständigen
Person zusammen zu arbeiten. Denkbar ist, dass
dann die ADS die Zusammenarbeit gerichtlich
durchsetzt. Außerdem besteht die Möglichkeit, dass
der Arbeitgeber sich der Beseitigung der Entgeltun-
gleichheit widersetzt und keine Klage ihn zum Han-
deln zwingt. Die Bußgeld-Drohung ist in dieser Situ-
ation nicht ausreichend. Da in Betrieben ohne Be-
triebsrat die Entgeltdiskriminierung besonders groß
ist, sollte hier die Herangehensweise verschärft wer-
den. Beispielsweise könnten die Kompetenzen der
sachverständigen Person oder der ADS ausgeweitet
werden. Entstehende Kosten sollte der Arbeitgeber
tragen.

zu § 12 Prüfung von Tarifverträgen

Bei Abschluss eines neuen Entgelt-Tarifvertrags, auf
Verlangen einer Tarifvertragspartei, Beschäftigten
aus Unternehmen ohne Betriebs- oder Personalrat,
auf Verlangen einer zuständigen Tarifvertragspartei
oder eines Antidiskriminierungsverbandes erfolgt
eine kursorische Prüfung. Bei Anhaltspunkten folgt
innerhalb eines Jahres eine detaillierte Prüfung.

zu § 13 Verfahren bei Entgeltdiskriminierung in
Tarifverträgen

Die Tarifvertragsparteien haben die diskriminieren-
den Regelungen durch diskriminierungsfreie zu
ersetzen. Tarifvertragsparteien oder ein Antidiskri-
minierungsverband, der die Prüfung durchgeführt
hat, kann gerichtlich eine vorläufige Regelung bean-
tragen. Nach Klärung der Fehlerfreiheit des Verfah-
rens gilt bis zur Ersetzung durch diskriminierungs-
freie Regelungen die günstigere. Abhängig von der
wirtschaftlichen Lage sind Stufenpläne und Über-
gangsfristen möglich.

Die Verpflichtung, Entgelt-Tarifverträge auf Ge-
schlechterdiskriminierung zu überprüfen, ist zu
begrüßen – vor allem, da der Gesetzgeber die Ver-
antwortung sowohl für die Analyse und als auch für
die Beseitigung festgestellter Diskriminierungen den
Tarifvertragsparteien zuschreibt und sie zur Ausei-
nandersetzung zwingt. Ein Eingreifen des Gesetzge-
bers wäre abzulehnen.

zu § 14 Religionsgemeinschaften

Religionsgemeinschaften, ihre karitativen und erzie-
herischen Einrichtungen und Weltanschauungsge-
meinschaften werden von dem Gesetz erfasst.

Zu begrüßen ist, dass für Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften sowie deren Einrichtun-
gen keine Sonderregelungen vorgesehen sind. Dass
deren Verträge lediglich als betriebliche Regelungen
zu werten sind und nicht den Status eines Tarifver-



Ausschuss für Arbeit und Soziales Ausschussdrucksache 17(11)1062

21

trages genießen sollte im Begründungsteil ausdrück-
lich vermerkt werden.

zu § 15 Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend kann ohne Zustimmung des Bundes-
rates nähre Bestimmungen zur Ausgestaltung der
§§§ 5,6, 12 (1) erlassen.

zu § 16 Rechtsweg

Zuständig sind die Gerichte für Arbeitssachen.

zu § 17 Ordnungswidrigkeiten

Als Ordnungswidrigkeiten gelten der Verzicht oder
die verspätete Durchführung der betrieblichen Prü-
fung, falsche und unvollständige Angaben im Be-
richt, sowie die nicht fristgerechte Durchführung des
Verfahrens zur Beseitigung von Entgeltdiskriminie-
rung. Sie werden mit einer Strafe von bis zu fünf-
hunderttausend Euro geahndet. Bei Weitergabe von
Informationen an Dritte durch die sachverständige
Person und Verstößen gegen die Veröffentlichungs-
pflicht sind Strafen bis zu zehntausend Euro mög-
lich.

Unter § 17 (2) 3 muss der Bezug zu § 10 Absatz 6
und § 11 Absatz 3 erfolgen. Ob die Strafsumme von
bis zu fünfhunderttausend richtig gewählt ist und
anhand welcher Kriterien sie festgelegt wird (Größe
des Betriebes/der Dienststelle oder Schwere der
Verfehlung) muss noch definiert werden. Entschei-
dend bleibt die Beseitigung der Diskriminierung.
Strafzahlungen sind notwendig, sollten aber nicht
im Vordergrund stehen. Vor allem mit Blick auf
Dienststellen sind sie problematisch, da sie aus
Steuermitteln finanziert werden würden.

zu § 18 Beginn des ersten Prüfzeitraums

Der Beginn des Prüfzeitraums richtet sich nach der
Anzahl der Beschäftigten: mehr als 1000 bis zum
letzten Tag des 24. Monats nach Inkrafttreten des
Gesetzes, bei mehr als 500 sind 36, bei mehr als 250
sind 48 und bei allen weiteren 60. Monate nach
Inkrafttreten des Gesetzes Zeit.

Sinnvoll ist, nicht alle Betriebe und Dienststellen
zeitgleich zur Abgabe der Berichte zu verpflichten.
So kann der Prozess bei der ADS besser koordiniert
und organisiert werden.

zu § 19 Datenschutz

Die ADS verwahrt die Entgeltberichte und Prüfungs-
berichte bis zur fristgerechten Vorlage der nächsten
Berichte auf.

Schlussbemerkung

Ein Entgeltgleichheitsgesetz ist ein wichtiger Bau-
stein auf dem Weg hin zu einer geschlechtergerech-

ten Arbeitswelt. Die Verwirklichung vieler gleich-
stellungspolitischer Forderungen ist nur unter den
Bedingungen von Entgeltgleichheit zwischen den
Geschlechtern möglich. So ist beispielsweise eine
egalitäre Aufteilung der Erwerbs- und Fürsorgearbeit
nur realistisch, wenn gegenüber der traditionellen
Rollenverteilung keine finanziellen Einbußen zu
erwarten sind. Dafür müssen beide Geschlechter
unter den gleichen Bedingungen auf dem Arbeits-
markt agieren können.

Die meisten Beschäftigten sind ausschließlich auf ihr
Gehalt zur Finanzierung ihres Lebensunterhalts
angewiesen. Das Entgelt bestimmt die finanziellen
Rahmenbedingungen, unter denen das eigene Leben
gestaltet werden kann. Die Höhe der späteren Rente
aus der umlagefinanzierten gesetzlichen Rentenver-
sicherung steht dazu in direktem Zusammenhang.
Lohnfindung gerecht zu gestalten, ist Aufgabe der
Tarifvertragsparteien. Doch angesichts einer verfes-
tigten Entgeltungleichheit von 22-23% ist auch der
Staat im Sinne des Art.3 Abs.2 Grundgesetz gefor-
dert aktiv zu werden, Ursachen zu analysieren und
Lösungsstrategien zu implementieren.

Obwohl das Bekenntnis zum eigenen Gehalt auch im
Kollegenkreis vertraglich nicht mehr untersagt wer-
den kann, herrscht in Deutschland größte Diskretion,
wenn es um die eigene Entlohnung geht. Anonymi-
sierte Veröffentlichungen der Entgeltberichte können
zu einer Veränderung des Bewusstseins beitragen.
Sie geben Kollegen und vor allem Kolleginnen Gele-
genheit, ihre Entgelte einschließlich aller Zusatzleis-
tungen zu bewerten und zu vergleichen. Auch wer
mit der eigenen Entlohnung zufrieden ist, kann bei
der Betrachtung im Kontext der Entgeltpraxis des
gesamten Unternehmens/der Dienststelle dann zu
einer ganz anderen Einschätzung kommen.

Von dem wichtigen Ziel der Entgeltgleichheit dürfen
die Kolleginnen und Kollegen in Betrieben unter 15
Beschäftigten nicht ausgenommen werden. Statt
Betriebe dieser Größenordnung zu ignorieren, sollte
lediglich von der Veröffentlichung eines Entgeltbe-
richts Abstand genommen werden, da die Anonymi-
tät nicht mehr gewährleistet werden kann. Gleich-
falls ist es wichtig, Klarheit über mögliche Entgelt-
ungleichheit bei den Beamtinnen und Beamten zu
erlangen und gegebenenfalls dagegen genauso vor-
zugehen wie man es von den Betrieben der Privat-
wirtschaft verlangt und auch gegenüber den Ange-
stellten im öffentlichen Dienst praktizieren muss.
Der Staat als Dienstherr der Beamtinnen und Beam-
ten darf sich dieser Thematik nicht entziehen.

Eine gesetzliche Verpflichtung zur Überprüfung der
Entgeltstruktur in Betrieben und Dienststellen ist
auch ein wichtiger Beitrag zur Vermeidung von
Wettbewerbsvorteilen aufgrund von Entgeltdiskri-
minierung.



Ausschussdrucksache 17(11)1062 Ausschuss für Arbeit und Soziales

22

Anhang

Vorschläge zur Formulierung einzelner Teile des
Gesetzestextes

_______________________

i

Es wird vorgeschlagen, § 3 Abs. 1 neu zu fassen,
indem als Satz 1 die Formulierung aus Art. 157 Abs.
2 AEUV (mit einer kleinen sprachlichen Anpassung)
übernommen wird und die Erläuterung „… insbe-
sondere …“ in Satz 2 ausgelagert und präziser ge-
fasst wird:

Formulierungsvorschlag § 3 Abs. 1

Unter Entgelt im Sinne dieses Gesetzes sind
die üblichen Grund- oder Mindestlöhne und –
gehälter sowie alle sonstigen Vergütungen zu
verstehen, die der Arbeitgeber dem Beschäf-
tigten unmittelbar oder mittelbar als Geld-
oder als Sachleistungen zahlt. Sonstige Ver-
gütungen umfassen alle Leistungen des Ar-
beitgebers, insbesondere Sonderzahlungen al-
ler Art wie Urlaubs- und Weihnachtsgelder,
Leistungsentgelte und –prämien, Entgelte aus
Zielvereinbarungen, Erfolgsprämien und –
tantiemen, betriebliche Leistungen zur Alters-
und Zusatzversorgung einschließlich Beteili-
gungen des Arbeitgebers an Entgeltumwand-
lungen für Altersvorsorgeverträge des Be-
schäftigten, Gewährung von Vermögensbil-
dung, Gewinnbeteiligungen, Bleibeleistungen
sowie sämtliche entgeltgleichen Sachleistun-
gen.

1

Hier bietet sich an, den Ausdruck „Situationen“
durch den Begriff „gleicher und gleichwertiger Ar-
beit“ (Art. 157 Abs. 3 AEUV, § 3 Abs. 3 des Gesetz-
entwurfs) zu ersetzen, um die Entgeltgleichheit hori-
zontal über die Grenzen unterschiedlicher Berufs-
gruppen hinaus durchsetzbar zu machen.

Zudem sollte das „erhalten würde“ durch einen
zweiten Konditionalsatz entsprechend § 37 Abs. 4
BetrVG ergänzt werden, um die vertikale Entgelt-
gleichheit durchsetzbar zu machen.

Hierdurch würde eine Brücke zur ausgereiften ar-
beitsgerichtlichen Rechtsprechung zu § 37 Abs. 4
BetrVG zum System des betriebsüblichen berufli-
chen Aufstiegs hergestellt, wodurch u. a. auch dis-
kriminierende Praktiken, denen keine formulierte
„Vorschrift“ o.ä. zugrunde liegt, erfasst würden.

Formulierungsvorschlag § 3 Abs. 2 Satz 1

Entgeltdiskriminierung liegt vor, wenn eine
Person aufgrund ihres Geschlechts weniger
Entgelt erhält als eine andere Person, die eine
gleiche oder gleichwertige Tätigkeiten ausübt,
erhält, erhalten hat oder erhalten würde (ho-
rizontale Entgeltdiskriminierung) oder wenn
sie weniger Entgelt erhält, erhalten hat oder
erhalten würde als eine andere Person mit
entsprechender betriebsüblicher beruflicher
Entwicklung (vertikale Entgeltdiskriminie-
rung).

1

Formulierungsvorschlag § 3 Abs. 4

Nach Nr. 3 wird folgende Nr. 4 eingefügt: 4.
Beamtinnen und Beamte.

1

Der Anspruch auf Auskunft darf sich nicht auf die
„Kriterien“ beschränken, sondern muss auch die
Tatsachen einer wo möglichen Entgeltdiskriminie-
rung erfassen. Der zu schaffende Auskunftsanspruch
muss dieselbe Durchschlagskraft haben wie der
Auskunftsanspruch zum arbeitsvertraglichen Gleich-
behandlungsgrundsatz. Der Auskunftsanspruch
muss – wie im Gesetzentwurf vorgeschlagen – an-
lass- und begründungsfrei sein. Der Arbeitgeber
muss verpflichtet werden, eine sachliche Begrün-
dung für seine Entgeltfindung anzugeben. Falls der
Arbeitgeber das Auskunftsverlangen des Beschäftig-
ten nicht erfüllt, müsste entweder eine Beweislast-
umkehr oder – wie von der Rechtsprechung zum
arbeitsvertraglichen Gleichbehandlungsgrundsatz
entwickelt – der Ausschluss von sachlichen Recht-
fertigungsgründen greifen.

Der Anspruch auf „eine detaillierte Analyse der
Bewertung innerhalb des einschlägigen Entgeltsys-
tems unter Einbeziehung der Entgeltpraxis“ ist ein
Nebenanspruch zu dem Hauptanspruch einer „be-
trieblichen Prüfung der Entgeltgleichheit“ nach § 6.
Letzterer sollte in Bezug genommen und auf die
Person des Klägers zugeschnitten werden. Die Kos-
ten dieser Prüfung sind dem Arbeitgeber aufzuerle-
gen, wenn er die betriebliche Prüfung nicht fristge-
recht erbracht hat oder den Auskunftsanspruch des
Klägers nicht erfüllt hat. Hat er den Auskunftsan-
spruch erfüllt und sich zur sachlichen Rechtferti-
gung auf „Kriterien, Vorschriften, Verfahren“ bezo-
gen, die eine Entgeltdiskriminierung nahe legen,
sind ihm die Kosten ebenfalls aufzuerlegen.

Eine gesonderte Kodifizierung der Stufenklage
scheint entbehrlich. Klaggegenstand ist der Aus-
kunftsanspruch bzw. nach erteilter Auskunft bei
unzureichender oder naheliegend diskriminierender
oder falscher sachlicher Begründung ein Leistungs-
anspruch.

Formulierungsvorschlag § 4 Abs. 2

Beschäftigte haben Anspruch darauf, dass ih-
nen der Arbeitgeber auf ihr Verlangen jeder-
zeit die Kriterien und sachlichen Gründe für
die Findung ihres Entgelts schriftlich mitteilt.
Unterlässt es der Arbeitgeber, diesen An-
spruch in einer angemessenen Zeitspanne zu
erfüllen, verwirkt er das Recht, in einem spä-
teren gerichtlichen Verfahren auf Entgelt-
gleichheit des betreffenden Arbeitnehmers mit
seinen dann angeführten sachlichen Gründen
gehört zu werden.

1

Formulierungsvorschlag § 4 Abs. 2a

Beschäftigte können eine Entgeltkontrollklage
als Feststellungs- oder als Leistungsklage er-
heben. Trägt der Beschäftigte in diesem Ver-
fahren die Vermutung einer Entgeltdiskrimi-
nierung vor, hat das Gericht die Durchführung
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einer detaillierten betrieblichen Prüfung unter
entsprechender Anwendung des § 6 Abs. 6 (de-
taillierte Prüfung) anzuordnen. Der Beschäf-
tigte muss die Vermutung lediglich durch den
Vortrag derartiger Tatsachen begründen, von
denen er aus seiner Sphäre heraus Kenntnis
erlangen kann. Sollte die Prüfung eine Ent-
geltdiskriminierung des Beschäftigten nicht
bestätigen, bleibt die Prüfung kostenfrei. Die
Kosten der Prüfung sind dem Arbeitgeber auf-
zuerlegen, falls er auf das Auskunftsverlan-
gen des Beschäftigten aus § 4 Abs. 2 für seine
Entgeltfindung unzutreffende Gründe und /
oder offensichtlich entgeltdiskriminierende
betriebliche Entgeltsysteme und / oder Ent-
scheidungskriterien angegeben hat oder die
Prüfung auf Entgeltdiskriminierung unter Ver-
letzung der Zeitabstände nach § 6 Abs. 7 un-
terlassen hat.

1

Stattdessen bietet sich an, den Prüfbericht wie einen
Sachverständigenbeweis (§§ 402 – 414 ZPO) zu
behandeln mit der Rechtsfolge, dass das Gericht den
Prüfbericht wie Sachverständigengutachten lediglich
auf Vollständigkeit und Widerspruchsfreiheit prüfen
darf (§ 286 ZPO). Diese Prüftiefe ist geringer als die
Prüftiefe auf „Fehlerhaftigkeit“.

Die Kostenregelung zu einem noch nicht fristgerecht
eingeleiteten Prüfverfahren nach § 6 ist in unserem
Formulierungsvorschlag in § 2a (s.o.) des Formulie-
rungsvorschlags verschoben.

Formulierungsvorschlag § 4 Abs. 3

Beruft sich der Beschäftigte zur Begründung
seiner Forderung auf Entgeltgleichheit auf eine
bereits vorliegende oder auf gerichtliche An-
ordnung erstellte detaillierte betriebliche Prü-
fung nach § 6 Abs. 6 bzw. die zertifizierte Prü-
fung von Tarifverträgen nach § 12, würdigt das
Gericht den Beweiswert der Prüfung wie ein
Sachverständigengutachten.

1

Im Übrigen sollte Satz 2 zur Klarstellung vor Satz 1
gezogen werden.

Formulierungsvorschlag § 4 Abs. 4

Bei Klagen, die vor Inkraftreten von diskrimi-
nierungsfreien Regelungen in Tarifverträgen,
Betriebsvereinbarungen oder betrieblichen
Entgeltsystemen mit Stufenplänen und Über-
gangsfristen gemäß §§ 10 Abs. 4 bzw. § 13
Abs. 2 erhoben werden, hat der Beschäftigte
für Zeiträume bis zum Inkrafttreten der Rege-
lungen Anspruch auf eine Angleichung seines
Entgelts an das Entgelt derjenigen Beschäftig-
ten, denen gegenüber die Entgeltdiskriminie-
rung erfolgt ist. In dem Zeitraum ab In-
krafttreten der Regelungen hat er Anspruch
auf Entgelt aus den korrigierten Regelungen,
es sei denn die korrigierten Regelungen, der
Stufenplan und / oder die Übergangsfristen
sind verfahrens- oder ermessensfehlerhaft ge-
troffen worden. Beschäftigte haben zur Über-
prüfung der korrigierten Regeln, des Stufen-
plans und der Übergangsfristen ein eigenes
Klagrecht.
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„Frauen verdienen mehr – Entgeltdiskriminierung
von Frauen verhindern“

Vorbemerkung

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) hat sich auf
seinem 19. Ordentlichen Bundeskongress für ein
Verfahrensgesetz zur Durchsetzung der Entgelt-
gleichheit von Frauen und Männern in Betrieben
und Dienstellen ausgesprochen. Den von der Frakti-
on von Bündnis 90 / Die Grünen vorgelegten Antrag
„Entgeltdiskriminierung von Frauen“ begrüßen wir
deswegen als Schritt in die richtige Richtung. Es ist
erfreulich, dass immer mehr Fraktionen erkennen,
dass für die Beseitigung von Entgeltungleichheit
zwischen den Geschlechtern gesetzliche Regelungen
notwendig sind.

Ein wichtiger Baustein, um dem Ziel der Entgelt-
gleichheit näher zu kommen, ist ein Entgeltgleich-
heitsgesetz, dass das Instrumentarium bereit stellt,
um Entgeltdiskriminierung von Frauen zu erkennen
und zu beseitigen. Ein solches Gesetz muss nach
Auffassung des DGB allerdings wirkungsvoll sein
und deshalb präzise, effektive und nachhaltige Rege-
lungsmechanismen enthalten.

Vor diesem Hintergrund sind die von der Fraktion
Bündnis 90 / Die Grünen vorgelegten Eckpunkte
eines Entgeltgleichheitsgesetzes ein wichtiger und
richtungweisender Beitrag, der allerdings noch nicht
hinreichend ist.

Kernforderungen des Antrags:

1. Gesetzliche Regelungen zur Verhinderung von
Entgeltdiskriminierung

Die Fraktion von Bündnis 90 / Die Grünen spricht
sich für eine Überprüfung der Entgeltgleichheit mit-
tels analytischer Arbeitsbewertungsverfahren auf
Basis einheitlicher Kriterien aus. Diese sollen vom
BMAS in Absprache mit den Sozialpartnern entwi-
ckelt und per Rechtsverordnung vorgegeben werden.

Letztendlich sollen in tarif- und tarifungebundenen
Betrieben alle tarif- und firmentarifgebundenen
Verträge und Entgeltregelungen überprüft werden.
Erfasst werden sollen neben dem Gehalt alle weite-
ren Entgeltbestandteile wie Stufensteigerungen,
Leistungsvergütungen, Erschwerniszuschläge und
Zuschläge für Nacht- und Schichtarbeit. Beschäftig-
te, Betriebs- und Personalräte, Mitarbeitervertretun-
gen, Gleichstellungs- und Datenschutzbeauftragte
sollen in den Prozess einbezogen werden.

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes kann
beratend zur Seiten stehen. Die Umsetzung von
Entgeltgleichheit kann mittels einer Einigungsstelle
erfolgen. Wer seiner Pflicht zur Überprüfung und
Beseitigung von Entgeltdiskriminierung nicht nach-
kommt, muss mit Sanktionen rechnen. Verschwie-
genheitsklauseln in Verträgen sollen untersagt wer-
den, so dass den Beschäftigen eine offene Kommu-
nikation über ihr Gehalt möglich ist.

Der Antrag von Bündnis 90 / Die Grünen möchte
anfangs Betriebe ab 10 Beschäftigten von der Pflicht
zur Überprüfung der Entgeltgleichheit erfasst wis-
sen. Nach einer ersten Evaluation sollen dann alle

Betriebe zur Überprüfung ihrer Entgeltstrukturen
verpflichtet werden. Beamtinnen und Beamten wer-
den mit dem Gesetz erfasst.

2. Aufgaben und Befugnisse der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes (ADS)

Die ADS beruft einen Kreis von Expertinnen und
Experten, die unterstützende und schlichtende Auf-
gaben im Prozess der Umsetzung der Entgeltgleich-
heit haben sollen. Die ADS soll zur stichprobenarti-
gen Kontrolle von Tarif- und Firmentarifverträgen
berechtigt sein. Dafür muss die ADS ein zertifiziertes
Prüfverfahren entwickeln und anwenden.

Im Antrag wird eine personelle Aufstockung der
ADS in Aussicht gestellt.

3. Reform des Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setzes (AGG)

Das AGG soll um ein Verbandsklagerecht für Anti-
diskriminierungsverbände, Gewerkschaften, Be-
triebs- und Personalräte und Mitarbeitervertreter
erweitert werden. Die Frist zur Geltendmachung und
die Klagefrist betragen sechs Monate. Schadenersatz
und Entschädigung sollen den Vorgaben der EU-
Richtlinie gegen Diskriminierung entsprechen.

4. Weitere Maßnahmen

Genannt werden die Einführung eines gesetzlichen
Mindestlohns, mehr branchen- und regionalspezifi-
sche Mindestlöhne und das Ziel von mehr allge-
meinverbindlich erklärten Tarifverträgen. Der Tarif-
vorbehalt in der Leiharbeit soll gestrichen werden.

Zu den Kernforderungen nimmt der DGB wie folgt
Stellung:

Der Antrag geht inhaltlich in die richtige Richtung.
Insbesondere ist zu begrüßen, dass mit den flankie-
renden Maßnahmen des gesetzlichen Mindestlohns
sowie der Erweiterung von Branchenmindestlöhnen
und allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträgen
sowie der Streichung des Tarifvorbehaltes in der
Leiharbeit Regelungen gegen die Prekarisierung von
Arbeit, durch die Frauen in besonderen Maße betrof-
fen sind, angestrebt werden.

Diese Maßnahmen müssten allerdings ergänzt wer-
den. Wichtig ist aus Sicht des DGB eine Reform der
geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse, die insbe-
sondere für Frauen in eine berufliche Sackgasse
führen. Der DGB hat ein Reformkonzept für die
Minijobs erarbeitet.

Problematisch an der Konzeption der Bündnis 90 /
Die Grünen ist, dass dieses so angelegt ist, dass zwei
unterschiedliche Ministerien in den Prozess invol-
viert sind. Das BMAS soll mit der Erstellung der
Rechtsverordnung betraut werden. Die ADS wiede-
rum liegt im Zuständigkeitsbereich des BMFSFJ.
Hierdurch entstehen Kompetenzüberschneidungen,
die zu Reibungsverlusten führen dürften, wenn die
Vorgaben der Rechtsverordnung und das zertifizierte
Prüfverfahren aufeinander abgestimmt werden.

Der Anspruch der Fraktion Bündnis 90 / Die Grü-
nen, perspektivisch alle Beschäftigten mit einem
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Entgeltgleichheitsgesetz erfassen zu wollen, ist gene-
rell positiv. So erfasst das Gesetz auch Frauen in
kleinen und Kleinstbetrieben. Allerdings soll das
Gesetz zunächst lediglich für Betriebe ab einem
Schwellenwert von 10 Beschäftigten gelten, ohne
dass zeitlich festgelegt wird, wann es für alle Betrie-
be und damit für alle Beschäftigten gelten wird. Dies
wird vom DGB abgelehnt: alle Beschäftigten in allen
Betrieben haben Anspruch auf die Durchsetzung
diskriminierungsfreier Vergütung.

Trotz gegenteiliger Regelung in Rahmen eines Ent-
geltgleichheitsgesetzes dürfte in vielen kleineren
Betrieben die Kommunikation über das Gehalt durch
unmittelbare Kontrolle des Arbeitgebers bzw. auf-
grund des Wissens über die eigene Bevorteilung
gegenüber den Kolleginnen und Kollegen ein Tabu-
thema bleiben. Nur eine verpflichtende Überprü-
fung, deren Ergebnisse betriebsöffentlich gemacht
werden, bringt das Thema „Entgeltungleichheit“ in
die Betriebsöffentlichkeit.

Positiv ist, dass der gesamte öffentliche Dienst, d.h.
auch die Beamtinnen und Beamten, von dem Gesetz
erfasst werden sollen.

Europarechtlich unabdingbar und sachgerecht ist
eine weite Fassung des Entgeltbegriffs, so dass z.B.
auch Alters- und Zusatzversorgungen einschließlich
Beteiligungen des Arbeitgebers an Entgeltumwand-
lungen für Altersvorsorgeverträge des Arbeitnehmers
erfasst werden.

Vom Ansatz her wird allerdings nicht ersichtlich,
wie gewährleistet wird, dass eine Überprüfung und
Durchsetzung von Entgeltgleichheit überhaupt statt-
findet. Eine gesetzliche Regelung muss die Frage
beantworten, an welcher Stelle die Kontrolle über
die tatsächliche Anwendung der analytischen Ar-
beitsbewertungsverfahren erfolgt. Angekündigt sind
in den Eckpunkten zwar „angemessen hohe Sankti-
onen“, wenn der Überprüfung und Beseitigung von
Diskriminierungen nicht nachgekommen wird. Kei-
ne Auskunft erhält man aber darüber, wie alle Be-
triebe durch das Verfahren überhaupt erfasst wer-
den. Denn es gibt in Deutschland kein öffentliches
„Betriebsregister“, das die ADS abarbeiten könnte.
Über ein solches „Bertriebsregister“ verfügt lediglich
die Deutsche Rentenversicherung für ihre Prüfaufga-
ben im Rahmen der Sozialversicherung. Auch ist aus
den Eckpunkten nicht klar ersichtlich, wann die
Prüfungen beginnen und in welchen Zeitabständen
die Überprüfungen wiederholt werden sollen.

Die Aufgaben der ADS im Prozess der Erkennung
und Beseitigung von Entgeltdiskriminierung sind
nicht zufriedenstellend dargelegt. Ihre Rolle bleibt
sowohl beim Einsatz der Expertinnen und Experten
als auch bei der Beschwerdestelle weitestgehend
passiv. Nötig ist aber, dass die Verbindlichkeit zur
Entgelt-Analyse an zentraler Stelle überprüft wird.
Ob eine Kompetenzerweiterung der ADS oder besser
eine alternative Lösung der richtige Weg wären, ist
zu diskutieren.

Kritikwürdig ist der Ansatz der nur stichprobenarti-
gen Kontrollen, die zudem auf Tarif- und Firmenta-
rifverträge beschränkt wird. Denn es ist bekannt,
dass Entgeltungleichheit in Betrieben ohne tarifliche
Regelungen ein viel größeres Problem ist. Je nach

personeller Ausstattung der ADS dürfte bei den
stichprobenartigen Kontrollen lediglich auf die be-
kanntesten und am besten zugänglichen Tarif- und
Firmentarifverträge zurückgegriffen werden. Da
jedoch bei diesen bekannten Tarifverträgen die ge-
ringste Entgeltungleichheit zu vermuten ist, wird
dieser Ansatz dem Ausmaß der Entgeltungleichheit
nicht gerecht.

Die Erweiterung des AGG um ein Verbandsklage-
recht für im Betrieb vertretene Gewerkschaften,
Betriebs- und Personalräte und Mitarbeitervertretun-
gen ist richtig. Das Agieren mittels einer Verbands-
klage belastet das individuelle Arbeitsverhältnis
nicht, so dass die betroffenen Arbeitnehmer zu ih-
rem Recht kommen können, ohne anderweitige
Nachteile in Kauf nehmen zu müssen.

Zwar ist es gegenüber dem Klageweg besser, wenn
das Thema Entgeltgleichheit in den Betrieben und
Dienststellen im Rahmen eines Entgeltgleichheitsge-
setzes aufgearbeitet wird. Allerdings zeigt die Reali-
tät, dass das Thema in vielen Betrieben tabuisiert
wird, weshalb effektive Rechtsmittel dringend gebo-
ten sind.

Im Übrigen greift das Verbandsklagerecht lediglich
in Betrieben mit Betriebs- und Personalrat sowie in
Betrieben, in denen eine gewerkschaftliche Vertre-
tung besteht. Alle anderen Betriebe können im Zuge
des Verbandsklagerechts nicht erreicht werden.
Deshalb ist es dringend erforderlich, eine öffentliche
Kontrolle und Durchsetzung von Entgeltgleichheit
einzurichten, die alle Betriebe erfasst. Hier sind die
Eckpunkte der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen
noch verbesserungsbedürftig.

Im Einzelnen nimmt der DGB zu den Eckpunkten
wie folgt Stellung:

zu 1.

a) Es soll eine Regelung geschaffen wer-
den, nach der die Tarifpartner „alle zu-
künftigen und innerhalb einer gewissen
Frist alle bestehenden Tarif- und Fir-
mentarifverträge auf Entgeltdiskrimi-
nierung in eigener Verantwortung
überprüfen müssen. Gleiches gilt für
die Entgeltregelungen von tarifunge-
bundenen Betrieben.“

- Gegenstand der gesetzlichen Rege-
lung soll eine Überprüfung der ta-
riflichen, betrieblichen oder einsei-
tigen Regelungssysteme sein.

- Es ist nicht klar, ob und wie die
„Tarifpartner“ – gemeint sind wohl
konkret die Tarifvertragsparteien,
abstrakt die Sozialpartner – zu ei-
ner solchen Überprüfung gebracht
werden sollen.

- Es fehlt eine Konkretisierung der
„gewissen Frist“ für bestehende ta-
rifliche Regelungen.

- Der Adressat der Überprüfungsvor-
schrift in „tarifungebundenen Be-
trieben“ wird nicht benannt.
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- Es wird nicht geregelt, was mit
dem Ergebnis dieser Überprüfung
geschehen soll: ob dieses z.B. be-
triebsöffentlich bekannt zu machen
ist und durch die ADS gesammelt,
dokumentiert und ausgewertet
werden.

b) Betriebe (auch tendenzgeschützte Be-
triebe) und „der gesamte öffentliche
Dienst“ „sind aufgefordert, in eigener
Verantwortung die innerbetriebliche
Umsetzung von diskriminierungsfreien
Tarif- und Firmentarifverträgen sowie
nichttariflichen Entgeltregelungen
transparent auf Entgeltdiskriminierung
zu prüfen“. Hierbei müssen „alle Betei-
ligten … eingebunden werden“. Zur
Überprüfung verpflichtet sind „zu-
nächst … Betriebe ab zehn Beschäftig-
ten“, später „nach einer Evaluierung“
alle Betriebe.

- Es ist nicht klar, ob dies ein allge-
meiner Appell ist oder ob eine ent-
sprechende gesetzliche Regelung
gefordert wird.

- Neben einer Überprüfung der (tarif-
lichen, betrieblichen oder einseiti-
gen) Regelungen (s.o.) soll auch die
Umsetzung der Regelungssysteme
auf etwaige Diskriminierung ge-
setzlich geregelt werden.

- Der Betriebsbegriff wird weit ge-
fasst. Unklar ist, ob das Gesetz
auch auf Kirchen und kirchliche
Einrichtung Anwendung finden
wird.

- Da der „gesamte öffentliche Dienst“
benannt wird, soll sich die Prüfung
auch auf Beamtinnen und Beamte
erstrecken. Dies entspricht dem eu-
roparechtlichen Arbeitnehmerbe-
griff, dem auch Beamte und Beam-
tinnen unterfallen.

- Geprüft werden soll die „innerbe-
triebliche Umsetzung“ – dies könn-
te eine betriebsübergreifende Prü-
fung z.B. im Konzern verbundener
Betriebe ggf. ausschließen.

- Unklar ist, was „Prüfung in eigener
Verantwortung … bei Einbindung
aller Beteiligten“ verfahrenstech-
nisch bedeuten soll: wer veranlasst
bzw. ggf. erzwingt wie die Über-
prüfung? Wer beauftragt wen mit
der Überprüfung? Wer trägt die
Kosten der Überprüfung?

- Unklar ist, ob das geforderte
Transparenzgebot neben einer in-
neren (Verfahrens-)Transparenz
auch eine äußere (Darstellungs-)
Transparenz – etwa in Gestalt einer
Veröffentlichungspflicht umfasst.

- Ersichtlich ist nicht, warum für das
Gesetz ein Schwellenwert von zu-
nächst 10 Beschäftigten vorgesehen
ist. Denkbar wäre, alle Unterneh-
men in den Geltungsbereich des
Gesetzes aufzunehmen, kleineren
Betrieben aber einen längeren Zeit-
raum zur Überprüfung ihrer Ent-
geltstruktur einzuräumen.

c) Es soll eine Festlegung der Überprü-
fungsverfahren für die Überprüfung der
Regelungssysteme und ihrer betriebli-
chen Umsetzung auf ein „analytisches
Arbeitsbewertungsverfahren auf Basis
einheitlicher Kriterien“ erfolgen. Das zu
überprüfende Entgelt soll „Grundgehalt,
… Stufensteigerungen, Leistungsvergü-
tungen, Erschwerniszuschläge und Zu-
schläge für Nacht- und Sonntagsarbeit
sowie Überstunden“ umfassen.

- Ein einheitliches Prüfverfahren
dürfte zu miteinander vergleichba-
ren Ergebnissen führen. Ein „analy-
tisches Arbeitsbewertungsverfah-
ren“ muss den Anspruch erfüllen,
auch über Professionsgrenzen hin-
weg durchführbar zu sein.

- Der gewählte Entgeltbegriff ist
nicht so umfassend wie der Ent-
geltbegriff des § 157 Abs. 2 AEUV.
Er ist zu erweitern auf die üblichen
Grund- oder Mindestlöhne und –
gehälter sowie alle sonstigen Ver-
gütungen, die der Arbeitgeber dem
Arbeitnehmer unmittelbar oder
mittelbar als Geld- oder als Sach-
leistungen zahlt. Sonstige Vergü-
tungen umfassen alle Leistungen
des Arbeitgebers, insbesondere
Sonderzahlungen aller Art wie Ur-
laubs- und Weihnachtsgelder, Leis-
tungsentgelte und –prämien, Ent-
gelte aus Zielvereinbarungen, Er-
folgsprämien und –tantiemen, be-
triebliche Leistungen zur Alters-
und Zusatzversorgung einschließ-
lich Beteiligungen des Arbeitgebers
an Entgeltumwandlungen für Al-
tersvorsorgeverträge des Arbeit-
nehmers, Gewährung von Vermö-
gensbildung, Gewinnbeteiligungen,
Bleibeleistungen sowie sämtliche
entgeltgleichen Sachleistungen.

d) „Vor Ort“ festgestellte Diskriminierun-
gen „müssen … innerhalb einer festge-
legten Frist beseitigt werden“.

- Klärungsbedürftig ist, was mit dem
Ausdruck „vor Ort“ gemeint ist:
zielt die Regelungsabsicht lediglich
auf diejenigen Diskriminierungen,
die in einzelnen Betrieben manifest
sind, oder aber auch auf die tarifli-
chen Regelungssysteme?
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- Die Zielrichtung und der Gestal-
tungsrahmen der Beseitigung sind
nicht klar formuliert. Nach ständi-
ger Rechtsprechung muss die An-
gleichung der diskriminierenden
Entgelte „nach oben“ erfolgen.

- Unklar ist, an wen diese Aufforde-
rung adressiert ist und durch wen
sie nach welchen Verfahrenswei-
sen umzusetzen ist.

e) In tarifgebundenen Betrieben soll die
ADS „bei der Überprüfung und auch
bei der Beseitigung von Diskriminie-
rungen … beratend zur Seite stehen
und im Konfliktfall auch als Schlich-
tungsinstanz angerufen werden“. In
nicht tarifgebundenen Betrieben „kön-
nen die Beteiligten hingegen eine Eini-
gungsstelle … einrichten, die die Ver-
handlungen moderiert und letztendlich
auch entscheiden kann.“

- Für tarifgebundene Betriebe fehlen
ein Anspruch und eine Verfah-
rensweise, die ADS und ihre Hin-
zuziehung durchzusetzen. Unklar
ist, welche Verfahrensweise und
welche Wirkung für die Schlich-
tung gelten sollen.

- Für nicht tarifgebundene Betriebe
fehlen ein Anspruch und eine Ver-
fahrensweise, die Einrichtung einer
Einigungsstelle durchzusetzen.

- Unklar ist, wie die Überprüfung
und Umsetzung in nicht tarifge-
bundenen Betrieben, in denen kei-
ne betriebliche Interessenvertre-
tung besteht, erzwungen und
durchgeführt werden sollen.

f) Die Durchsetzung des Grundsatzes
„gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ so-
wie die Überprüfungs- und Abhilfe-
pflicht soll durch eine gesetzliche Rege-
lung sanktionsbewehrt werden.

- Es ist unklar, auf wessen Veranlas-
sung durch wen die Sanktion wann
verhängt werden soll.

g) Beschäftigte „müssen grundsätzlich
über ihre Löhne reden können“. Ver-
tragliche Verschwiegenheitsklauseln
sollen gesetzlich untersagt werden.

- Eine entsprechende Regelung ist zu
begrüßen.

zu 2.

a) Berufung von Expertinnen und Exper-
ten durch die ADS, die Tarifparteien
und Betrieben beraten und als Schlich-
ter zur Verfügung stehen sollen.

- Es sollten eine Zertifizierung und
persönliche Anforderungen an die

Experten gesetzlich formuliert
werden.

b) Stichprobenartige Kontrollbefugnis der
ADS für Überprüfung und Beseitigung
von tariflichen Entgeltdiskriminierun-
gen und hierfür zertifiziertes Prüfsys-
tem

- In der Begründung des Antrages
wird ausgeführt, dass die ADS die-
se Kontrolle ausüben muss. Hier ist
allerdings formuliert, dass die ADS
die Kontrolle ausüben kann – wo-
durch ein womöglich nicht ge-
wünschtes und aus unserer Sicht
nicht wünschbares Ermessen eröff-
net würde.

- Wenn die Kontrollbefugnis der
ADS lediglich „stichprobenartig“
sein soll, dann wird hierdurch Ent-
geltdiskriminierung nicht beseitigt.
Deshalb ist die Beschränkung auf
stichprobenartige Kontrollen unzu-
reichend.

- Ein ähnliches eigenständiges Kont-
rollrecht ist für die Umsetzung ta-
riflicher Entgeltregelungssysteme,
für betriebliche Entgeltregelungs-
systeme und deren Umsetzung und
für Betriebe ohne tarifliche Entgelt-
systeme nicht vorgesehen. Hier be-
steht Ergänzungsbedarf, weil das
Gesetz ansonsten das angestrebte
Ziel nicht effektiv durchsetzen
kann.

c) Beschwerdestelle – Kontrolle nichttarif-
licher Entgeltsysteme und deren Um-
setzung

- Ein Kontrollrecht für die Umset-
zung nicht tariflicher Entgeltrege-
lungssysteme und deren Umset-
zung wird lediglich durch eine Be-
schwerde ausgelöst. Dies ist u.E.
unzureichend (s.o.).

- Darüberhinaus besteht eine weitere
Einschränkung durch die hier ge-
forderte „kann“-Vorschrift. Diese
hat nämlich zur Folge, dass für die
ADS ein Ermessen eröffnet wird,
ob sie eine Kontrolle durchführt.
Deshalb kann eine Beschwerde
auch folgenlos bleiben, was abzu-
lehnen ist.

- Hierdurch auch nicht erfasst ist die
Fallkonstellation der Umsetzung
tariflicher Entgeltsysteme, für die
die ADS kein Kontrollrecht haben
soll.

zu 3.

a) Verbandsklagerecht für Antidiskrimi-
nierungsverbände, Gewerkschaften, Be-
triebs- und Personalräte
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- Eine Ausweitung des bereits in §
17 Abs. 2 AGG für Gewerkschaften
und Betriebsräte eröffneten Klage-
rechts auf Personalräte ist zu be-
grüßen.

- In § 17 Abs. 2 AGG wäre die hohe
Schwelle der „groben Verstöße“
abzusenken.

b) Verlängerung der Frist für die schriftli-
che Geltendmachung (§ 21 Abs. 5 AGG)
von zwei Monaten auf sechs Monate
und der Frist für die folgende gerichtli-
che Geltendmachung (§ 61b ArbGG)
von drei Monaten auf sechs Monate.

- Die Verlängerung der Fristen ist zu
kurz bemessen, weil Arbeitnehmer
idR. nicht im bestehenden Arbeits-

verhältnis klagen. Deshalb sollte
der Fristlauf auch erst mit Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses be-
ginnen.

- Zudem wird angeregt, die auf zwei
Gesetze verteilten Fristen an einer
Stelle zusammenzufassen.

c) Regelungen zum Schadensersatz und
Entschädigung sollen wie die „Vorga-
ben der EU-Richtlinien gegen Diskrimi-
nierung ausgestaltet“ werden.

- Es ist klärungsbedürftig, welches
Paradigma den Vorrang haben soll:
die Entschädigungsleistung und
der Schadensersatz an den betrof-
fenen Arbeitnehmer oder die öf-
fentlich-rechtliche Sanktion?
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)1064
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 4. Februar 2013
17. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 18. Februar 2013 zum

a) Gesetzentwurf der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Anette Kramme, Josip Juratovic,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes für Frauen und
Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT-Drucksache 17/9781)

b) Antrag der Abgeordneten Renate Künast, Beate Müller-Gemmeke, Ekin Deligöz, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Prof. Dr. Martin Franzen, München

I. Zu den Anträgen im Allgemeinen

Beide Anträge gehen davon aus, dass die in Deutsch-
land bestehende Lohnzahlungslücke zu einem guten
Teil auf unmittelbarer bzw. mittelbarer Ungleichbe-
handlung von Frauen und Männern in Bezug auf das
Arbeitsentgelt beruht. Beide Anträge wollen daher
die bereits bestehenden gesetzlichen Verbote der
unmittelbaren und mittelbaren Ungleichbehandlung
von Männern und Fragen beim Arbeitsentgelt opti-
mieren und durch prozedurale Vorschriften, insbe-
sondere Prüfungspflichten für Unternehmen und
Tarifvertragsparteien, flankieren.

Diesen Ansatz halte ich für wenig zielführend, weil
der hierfür erforderliche verwaltungsmäßige Auf-
wand mutmaßlich nicht in einem angemessenen
Verhältnis zu dem angestrebten Ertrag stehen wird,
die Lohnzahlungslücke signifikant zu schließen.
Schon das geltende Recht untersagt die unterschied-
liche Vergütung von Frauen und Männern. Aus
meiner Sicht erscheinen die rechtlichen Möglichkei-
ten eines gesetzgeberischen Zugriffs auf diese Verbo-
te der unmittelbaren und mittelbaren Ungleichbe-
handlung von Frauen und Männer wegen des Ent-
gelts im Wesentlichen ausgereizt. Außerdem können
diese Verbote nicht allen Aspekten der Lohnzah-
lungslücke abhelfen. So richten sich diese Verbote
nur an den jeweiligen Regelgeber, welcher das ein-
zelne Vergütungssystem etabliert. Die Lohnzahlungs-
lücke kann aber auch durch unterschiedliche bran-

chenspezifische Entlohnung aufgrund verschiedener
Tarifverträge mitverursacht werden, sofern sich die
jeweilige Vergütung und das Verhältnis der Ge-
schlechter unter den Beschäftigten in den betreffen-
den Branchen signifikant unterscheiden (siehe dazu
noch unten III, zu II 4). Die vorliegenden Anträge
können diesem Problem überhaupt nicht beikom-
men.

Ein völlig anderer Ansatz würde dagegen die Anreiz-
wirkungen der Rechtsordnung insgesamt in den
Blick nehmen. In diesem Zusammenhang muss man
feststellen, dass die Lohnzahlungslücke im Laufe des
Erwerbsleben nicht konstant ist, sondern signifikant
im Alter von etwa 25 – 30 Jahren ihren Anfang
nimmt und danach größer wird – also in einer Le-
bensphase, in der typischerweise Familien gegrün-
det werden. Vor diesem Hintergrund halte ich es
insgesamt für zielführender, Anreize durch Rechts-
regeln und sonstige Maßnahmen zu setzen, die dazu
führen, dass Frauen weniger häufig und weniger
lange zum Zweck der Familiengründung ihre Berufs-
tätigkeit unterbrechen, und dass Frauen möglichst
schnell und möglichst in Vollzeitbeschäftigung in
die Erwerbstätigkeit zurückfinden.

II. Zum Entwurf der SPD-Bundestagsfraktion für ein
Entgeltgleichheitsgesetz vom 23. Mai 2012 (BT-
Drucksache 17/9781)

1. Anwendungsbereich und Ziel des Gesetzes
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Der Entwurf der SPD-Bundestagsfraktion für ein
Entgeltgleichheitsgesetz (im folgenden: EntgGG-E)
will einen verbindlichen Rahmen für die Prüfung
und Beseitigung von Entgeltdiskriminierung durch
die entgeltpolitisch verantwortlichen Akteure –
Arbeitgeber, betriebliche Arbeitnehmervertretungen
und die Tarifvertragsparteien – schaffen2. Diese
Akteure sollen veranlasst werden, selbst für die
Herstellung von Entgeltgleichheit zu sorgen, wäh-
rend sich der Staat nach der gesetzgeberischen Inten-
tion zurückhalten sollte3. Eine zentrale Rolle sollen
sogenannte sachverständige Personen einnehmen,
welche die Antidiskriminierungsstelle des Bundes
zertifiziert hat und die daher über eine amtlich be-
glaubigte Sachkenntnis auf dem Gebiet der Entgelt-
gleichheit verfügen. Die näheren Anforderungen,
welche von dieser sachverständigen Person erfüllt
werden müssen, soll das Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend in einer
Rechtsverordnung festlegen; ebenso soll eine Gebüh-
renordnung erlassen werden.

Das Gesetz soll Anwendung finden in Betrieben und
Dienststellen der öffentlichen Verwaltung mit re-
gelmäßig mehr als 15 Beschäftigten. Die Begründung
des Gesetzentwurfs nimmt hierbei Bezug auf den
Schwellenwert für den Teilzeitanspruch nach § 8
Abs. 7 TzBfG4. Diese Vorschrift stellt allerdings auf
den Arbeitgeber und damit auf das Unternehmen
und nicht auf den Betrieb ab5. Man wird daher diese
Anknüpfung an das Unternehmen auch für den
geplanten Anwendungsbereichs des Gesetzes über-
nehmen können.

2. Begriff der Entgeltgleichheit/Entgeltdiskriminie-
rung

§ 3 EntgGG-E enthält einige Begriffsbestimmungen.
Der Begriff des Entgelts wird in Anlehnung an Art.
157 Abs. 2 AEUV und der diese Vorschrift konkreti-
sierenden Rechtsprechung des EuGH definiert6.
Entgeltdiskriminierung liegt nach § 3 Abs. 2 EntgGG-
E vor, wenn eine Person aufgrund ihres Geschlechts
weniger Entgelt als eine andere Person in einer ver-
gleichbaren Lage erhält. Mittelbare Entgeltdiskrimi-
nierung ist ebenfalls erfasst und entspricht der aus §
3 Abs. 2 AGG geläufigen Begriffsbestimmung. Ent-
geltgleichheit im Sinne des Gesetzes ist nach § 3
Abs. 3 EntgGG-E gewährleistet, wenn Frauen und
Männer bei gleicher und gleichwertiger Arbeit dem
Grund und der Höhe nach jeweils gleich bezahlt
werden. Gleichwertig ist eine Arbeit, wenn die zu
verrichtende Tätigkeiten hinsichtlich der tatsächli-
chen Anforderungen und Belastungen bei diskrimi-
nierungsfreier Bewertung ein vergleichbares Bewer-

2 Siehe die Begründung des Gesetzentwurfs, BT-Drucksache

17/9781, S. 2 unter B.

3 Siehe die Begründung des Gesetzentwurfs, BT-Drucksache

17/9781, S. 2 unter B; siehe zu diesen Zielen schon Pfarr, Fest-

schrift 50 Jahre Bundesarbeitsgericht, 2004, S. 779, 788 ff.

4 Siehe BT-Drucksache 17/9781, S. 11 l. Sp.

5 Zu § 8 Abs. 7 TzBfG siehe Preis, in Erfurter Kommentar zum

Arbeitsrecht, 13. Aufl. 2013, § 8 TzBfG Rn. 10.

6 Siehe die Gesetzesbegründung, BT-Drucksache 17/9781, S. 11 r.

Sp.

tungsergebnis erreichen. Damit lehnen sich die ge-
setzlichen Definitionen von Entgeltgleichheit und
Entgeltdiskriminierung an die bekannten Begriffsbe-
stimmungen der unmittelbaren und mittelbaren
Ungleichbehandlung und diese konkretisierende
Rechtsprechung, vor allem des EuGH an7. Dies ist für
sich genommen nicht beanstandenswert. Allerdings
gerät damit etwas aus dem Blick, dass es Regelungen
in Vergütungssystemen geben kann, die keine mit-
telbare Ungleichbehandlung im Rechtssinne bewir-
ken, die aber gleichwohl zur Verfestigung der Lohn-
zahlungslücke beitragen können.

Um dies anhand eines Beispiels zu erläutern8: Nach
den Regelungen des Stufenaufstiegs nach §§ 16 f.
TVöD ist Elternzeit bis zu fünf Jahren nach § 17 Abs.
3 S. 2 TVöD für die Stufenlaufzeit unschädlich, die
Elternzeit wird aber nicht auf die Stufenlaufzeit
angerechnet. Der Arbeitnehmer in Elternzeit steht
also im Hinblick auf den Stufenaufstieg so, wie er
vor Beginn der Elternzeit gestanden hatte; er wird
nicht zurückgestuft. Demgegenüber werden andere
Zeiten wie etwa Schutzfristen nach dem MuSchG,
Arbeitsunfähigkeit bis zu 39 Wochen, bezahlter
Urlaub sowie im dienstlichen Interesse liegender
Sonderurlaub vollständig für die Stufenlaufzeit be-
rücksichtigt. Das BAG hat in dieser Regelung mit
überzeugender Begründung keine mittelbare Un-
gleichbehandlung der Frauen gesehen, weil die Ar-
beitnehmer in Elternzeit und die Arbeitnehmer in
einem aktiven Beschäftigungsverhältnis nicht ver-
gleichbar sind9. Eine mittelbare Ungleichbehandlung
von Frauen im Rechtssinne liegt nach Auffassung
des BAG somit nicht vor. Allerdings kann eine sol-
che tarifliche Regelung die Entgeltungleichheit von
Männern und Frauen im untechnischen nicht juris-
tischen Sinne befestigen und damit zur Lohnzah-
lungslücke beitragen, wenn man davon ausgeht, dass
deutlich mehr Frauen als Männer Elternzeit in An-
spruch nehmen. Dies gilt umso mehr, als die Tarif-
vertragsparteien andere Zeiten des Arbeitsausfalls
auf den Stufenaufstieg angerechnet haben, wie etwa
Zeiten der Arbeitsunfähigkeit bis zu 39 Wochen. Die
rechtliche Kontrolle ist hier unter dem Gesichts-
punkt des Art. 3 Abs. 1 GG eröffnet. Insoweit hat das
BAG die Einschätzungsprärogative der Tarifver-
tragsparteien hervorgehoben, welche sich auf die
Bewertung der tatsächlichen Gegebenheiten und der
betroffenen Interessen bezieht10.

3. Prüfpflicht des Arbeitgebers im Hinblick auf die
betriebliche Vergütungspraxis

Kernstück des Gesetzes ist die in § 6 EntgGG-E vor-
gesehene betriebliche Prüfung der Entgeltgleichheit.
Der Arbeitgeber muss in regelmäßigen Abständen
(drei bis fünf Jahre) die betriebliche Vergütungspra-
xis in Bezug auf die Entgeltgleichheit für Frauen und
Männer überprüfen. Dabei dürfen nur Prüfungsver-
fahren verwendet werden, welche die Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes nach Maßgabe des § 5

7 So ausdrücklich die Gesetzesbegründung, BT-Drucksache

17/9781, S. 11 r. Sp.

8 Vgl. den Fall BAG 27. 1. 2011 – NZA 2011, 1361.

9 BAG 27. 1. 2011 – NZA 2011, 1361 Rn. 33.

10 BAG 27. 1. 2011 – NZA 2011, 1361 Rn. 78.
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EntgGG-E zertifiziert hat. In Betracht kommen hier-
bei neben anderen11 das bereits von der Bundesregie-
rung empfohlene Verfahren Logib-D12 und das von
der Hans-Böckler-Stiftung präferierte Verfahren Eg-
check13. Das Prüfungsintervall zwischen drei und
fünf Jahren hängt davon ab, ob der Betrieb eine Ar-
beitnehmervertretung hat und tarifgebunden ist –
dann alle fünf Jahre – oder ob der Betrieb betriebs-
ratslos und tariflos ist – dann alle drei Jahre; dazwi-
schen liegt der betriebsratslose Betrieb mit Tarifbin-
dung und der tariflose Betrieb mit Arbeitnehmerver-
tretung, für welche die Prüfung alle vier Jahre statt-
finden soll. Diese Differenzierungen werden damit
gerechtfertigt, dass die geschlechtsbezogenen Ein-
kommensunterschiede in Betrieben mit Betriebsrat
und Tarifbindung geringer ausfallen als in anderen
Betrieben14.

Das Prüfungsverfahren soll in zwei Stufen ablaufen:
Zunächst erfolgt eine kursorische Prüfung. Der Ar-
beitgeber kann insoweit zwischen dem kostenfreien
EDV-gestützten Prüfverfahren durch die Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes oder einem kosten-
pflichtigen im Betrieb durchzuführenden Verfahren
durch eine sachverständige Person wählen, muss
hierüber allerdings das Einvernehmen mit der Ar-
beitnehmervertretung herbeiführen. Die kursorische
Prüfung soll feststellen, „ob die Tätigkeiten von
Frauen und Männern nach gemeinsamen Kriterien
bewertet werden und ob die Vorschriften, Kriterien
und Verfahren der Entgeltdifferenzierung beim an-
forderungsbezogenen Grundentgelt, bei Stufensteige-
rungen und beim Leistungsentgelt geltendem Recht
entsprechen“ (§ 6 Abs. 3 S. 4 EntgGG-E). Falls der
Arbeitgeber die Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des mit dieser Prüfung beauftragt, muss er Unterla-
gen und Erläuterungen zur Verfügung stellen, die
eine EDV-gestützte kursorische Überprüfung auf
unmittelbare und mittelbare Entgeltdiskriminierung
ermöglichen. Im Falle der Überprüfung durch eine
sachverständige Person muss sich der Arbeitgeber
über die Auswahl dieser Person mit der Arbeitneh-
mervertretung innerhalb eines Monats einigen; ande-
renfalls bestellt das Arbeitsgericht die sachverstän-
dige Person auf Antrag. Falls die kursorische Prü-
fung Anhaltspunkte für das Vorliegen von Entgelt-
diskriminierung ergeben hat, muss eine detaillierte
Prüfung durchgeführt werden (zweite Stufe) – und
zwar ausschließlich von einer sachverständigen
Person, die identisch sein darf mit derjenigen, wel-
che kursorisch geprüft hat. Auf dieser Prüfungsstufe
muss die Gleichwertigkeit der Tätigkeit von Män-
nern und Frauen anhand aktueller und umfassender
Tätigkeitsbeschreibungen mittels Paarvergleiche

11 Zu den einzelnen Bewertungsverfahren zur Prüfung der Entgelt-

gleichheit im Überblick Erster Gleichstellungsbericht der Bun-

desregierung vom 16. 6. 2011, BT-Drucksache 17/6240, S. 143.

12 Lohngleichheit im Betrieb-Deutschland, einsehbar unter

www.logib-d.de; siehe dazu Schmidt, DB 2010, 957; kritisch

dazu aber Tondorf, DB 2010, 616; dies., DB 2010, 959; dies.,

Festschrift Pfarr, 2010, S. 334, 335 ff.

13 Entgeltgleichheits-Check; siehe dazu www.eg-check.de; näher

Tondorf, Festschrift Pfarr, 2010, S. 334, 340 ff.

14 Siehe die Begründung des Gesetzentwurfs, BT-Drucksache

17/9781, S. 14 l. Sp.

untersucht werden15. Falls der Arbeitgeber seiner
Verpflichtung zur Prüfung der Entgeltgleichheit
nicht fristgerecht nachkommt, kann die Arbeitneh-
mervertretung selbst eine sachverständige Person
beauftragen, ohne den Bindungen des § 80 Abs. 3
BetrVG zu unterliegen16 (§ 6 Abs. 8 EntgGG-E).

Der Arbeitgeber bzw. die sachverständige Person
muss einen ausführlichen Bericht über die Entgelt-
prüfung erstellen und diesen Bericht der Antidis-
kriminierungsstelle des Bundes vorlegen sowie im
Betrieb veröffentlichen. Hat die Prüfung einen Ver-
stoß gegen den Entgeltgleichheitsgrundsatz zu Tage
gefördert, wird in Betrieben mit Arbeitnehmervertre-
tung eine Einigungsstelle für Entgeltgleichheit gebil-
det, welche die entgeltdiskriminierenden Regelun-
gen des jeweiligen Vergütungssystems für die Zu-
kunft beseitigt; für die Vergangenheit bleibt es bei
dem Grundsatz der „Gleichbehandlung nach oben“.
Falls die Entgeltdiskriminierung auf einem Tarifver-
trag beruht, an den der Arbeitgeber gebunden ist,
kann die Einigungsstelle lediglich einen entspre-
chenden Verstoß feststellen und die Tarifvertrags-
parteien hierüber informieren. In der Einigungsstelle
über Entgeltgleichheit sind der Arbeitgeber, die
Arbeitnehmervertretung sowie die Tarifvertragspar-
teien beider Seiten jeweils in derselben Anzahl von
Beisitzern vertreten. Im übrigen entsprechen Bestel-
lung und Verfahren im wesentlichen § 76 Abs. 2, 3
und 5 BetrVG. In Betrieben ohne Arbeitnehmerver-
tretung ist der Arbeitgeber in Zusammenwirken mit
der sachverständigen Person gehalten, die Ergebnis-
se der Prüfung umzusetzen.

Verstöße des Arbeitgebers gegen die Pflichten nach
dem vorgeschlagenen Gesetz, insbesondere das un-
terlassene bzw. nicht fristgerechte Prüfen der Ent-
geltgleichheit oder Beseitigen von Entgeltungleich-
heit, stellen Ordnungswidrigkeiten dar, die von der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes mit einer
Geldbuße bis zu 500000 € geahndet werden können.

4. Prüfung von Entgelt-Tarifverträgen

Tarifverträge sollen ebenfalls nach Maßgabe der §§
12, 13 EntgGG-E überprüft werden können. Die An-
tidiskriminierungsstelle des Bundes prüft Tarifver-
träge kursorisch „auf Veranlassung“ (§ 12 Abs. 1
EntgGG-E). Eine solche Veranlassung soll nach § 12
Abs. 2 EntgGG-E vorliegen, wenn ein neuer Tarifver-
trag im Bereich des Entgelts abgeschlossen wurde,
wenn Beschäftigte aus einem Betrieb ohne Arbeit-
nehmervertretung, deren Entgelt durch einen Tarif-
vertrag bestimmt wird, oder wenn zuständige Tarif-
vertragsparteien oder Antidiskriminierungsverbände
dies verlangen. Ergeben sich aus dieser kursorischen
Prüfung Anhaltspunkte für eine Entgeltdiskriminie-
rung, müssen die Tarifvertragsparteien den Tarifver-
trag innerhalb eines Jahres detailliert durch ein zerti-
fiziertes Verfahren überprüfen; falls sie sich nicht
über das Verfahren einigen können, kann jede der
Tarifvertragsparteien ein eigenes zertifiziertes Prüf-

15 Siehe die Begründung des Gesetzentwurfs, BT-Drucksache

17/9781, S. 14 l. Sp.

16 Siehe dazu Weber, in Gemeinschaftskommentar zum BetrVG, 9.

Aufl. 2009, § 80 Rn. 127 ff.
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verfahren durchführen. Hat die detaillierte Prüfung
ergeben, dass der überprüfte Tarifvertrag nicht dem
Gebot der Entgeltgleichheit entspricht, müssen die
Tarifvertragsparteien nach Maßgabe von § 13 Abs. 1
EntgGG-E die inkriminierten Regelungen durch
diskriminierungsfreie ersetzen; dabei können Stu-
fenpläne und Übergangsvorschriften festgelegt wer-
den (§ 13 Abs. 2 EntgGG-E).

5. Bewertung

a) Anwendungsbereich

Gegen diese Vorschläge sind einige Bedenken anzu-
melden: Zunächst dürfte der Anwendungsbereich
mit Unternehmen mit mehr als 15 Arbeitnehmern
nicht sachgerecht gewählt sein. Statistische Verfah-
ren zur Überprüfung von geschlechtsbezogenen
Entgeltungleichheiten benötigen regelmäßig eine
größere Bezugsgruppe17. Daher dürfte ein höherer
Schwellenwert sachgerecht sein, der allerdings wie-
derum zahlreiche Unternehmen vom Anwendungs-
bereich des Gesetzes ausnehmen würde. Sofern in
Unternehmensgruppen einheitliche Vergütungssys-
teme verwendet werden, wäre denkbar, die Auf-
greifkriterien auf den Konzern auszurichten.

b) Verwaltungsmäßige Mehrbelastung der Unter-
nehmen

Die vorgeschlagenen Regelungen setzen zwar erklär-
termaßen auf Selbstregulierung und staatliche Zu-
rückhaltung18. Tatsächlich dürfte aber die Bürokratie
stark zunehmen: zunächst bei der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes selbst. Diese wird mit der
kursorischen Überprüfung der zahlreichen jährlich
neu abgeschlossenen Tarifverträgen und der Vergü-
tungssysteme auf betrieblicher Ebene personell über-
fordert sein. Die kursorische Prüfung durch die An-
tidiskriminierungsstelle des Bundes ist offenbar im
Gegensatz zu derjenigen durch eine sachverständige
Person für den Arbeitgeber kostenlos. Dies dürfte die
Arbeitgeber veranlassen, auf die Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes zurückzugreifen. Die Geset-
zesbegründung hält den Vollzugsaufwand demge-
genüber offenbar für vernachlässigenswert: Der
Mehrbedarf an Stellen für die neuen Aufgaben der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes sei nicht
konkret bezifferbar, könne aber aus dem Etatansatz
der Antidiskriminierungsstelle geleistet werden19.

Desweiteren ist zu befürchten, dass sich eine „Bera-
tungsindustrie“ sachverständiger Personen heraus-
bildet; prädestiniert hierfür wären Mitarbeiter oder
Berater der Tarifvertragsparteien, welche mit Fragen
der Entgeltgestaltung befasst sind. Insgesamt besteht
die Gefahr, dass die Antidiskriminierungsstelle des

17 Siehe für das Verfahren Lohngleichheit im Betrieb Strub, Über-

prüfung der Einhaltung von Lohngleichheit zwischen Frauen

und Männern bei Beschaffungen des Bundes, 2004, S. 2; s. a.

den Ersten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung vom 16.

6. 2011, BT-Drucksache 17/6240, S. 143 l. Sp.

18 Siehe die Begründung des Gesetzentwurfs, BT-Drucksache

17/9781, S. 2 unter B.

19 Siehe die Begründung des Gesetzentwurfs, BT-Drucksache

17/9781, S. 3.

Bundes zu einer staatlichen Kontrollstelle für Ar-
beitsentgelte mutiert.

c) Rechtskontrolle des Prüfungsergebnisses

In inhaltlicher Hinsicht stellt sich das Problem, wie
das Ergebnis der detaillierten Entgeltüberprüfung
durch die sachverständige Person seinerseits kon-
trolliert werden kann. Ob eine unzulässige mittelba-
re Ungleichbehandlung und damit eine Entgeltdis-
kriminierung im Sinne des EntgGG-E vorliegt, ist
letztlich eine Rechtsfrage, welche die Betroffenen
den zuständigen Gerichten unterbreiten können
müssen. Die entsprechenden Vorschriften sehen eine
gerichtliche Überprüfbarkeit der betrieblichen Ent-
geltprüfung allerdings nicht oder nur eingeschränkt
vor: Nach § 10 Abs. 1 EntgGG-E prüft die Einigungs-
stelle die Fehlerfreiheit des Verfahrens der betriebli-
chen Prüfung und ersetzt die inkriminierten Rege-
lungen durch diskriminierungsfreie (§ 10 Abs. 2 S. 2
EntgGG-E). Gegen die Beschlüsse der Einigungsstel-
le können die Beteiligten – Arbeitgeber, Arbeitneh-
mervertretung, Tarifvertragsparteien - aber nach § 10
Abs. 7 EntgGG-E den Rechtsweg nur beschreiten, um
Verfahrens- oder Ermessensfehler der Einigungsstel-
le zu rügen. Bei Entgeltdiskriminierungsklagen der
Arbeitnehmerinnen prüft das Arbeitsgericht nach § 4
Abs. 3 EntgGG-E lediglich die Fehlerfreiheit des
Prüfungsverfahrens, wenn bereits im Rahmen des
Prüfungsverfahrens Entgeltdiskriminierung nach § 6
EntgGG-E oder § 12 EntgGG-E festgestellt wurde. Es
besteht angesichts dieser Lage die begründete Be-
sorgnis, dass die Ergebnisse der detaillierten Ent-
geltprüfung im Betrieb nicht belastbar einer umfas-
senden Rechtskontrolle unterzogen werden können.
Damit kommt der sachverständigen Person eine
enorme Machtfülle zu, weil sie es ist, welche letzt-
lich kaum überprüfbar über die Diskriminierungs-
freiheit des jeweiligen Vergütungssystems entschei-
det.

Diese Problematik ist hinsichtlich der Überprüfung
der Tarifverträge etwas entschärft: Hier können eine
zuständige Tarifvertragspartei nach § 13 Abs. 1 S. 2
EntgGG-E eine vorläufige gerichtliche Regelung
beantragen; in diesem Rahmen überprüft das Gericht
offenbar die Fehlerfreiheit des Prüfungsverfahrens (§
13 Abs. 1 S. 4 EntgGG-E). Allerdings bleiben Maß-
stäbe und Kontrolldichte völlig offen. Dies dürfte
nicht ganz im Einklang stehen mit der Recht-
sprechung des BAG, wonach Vorgaben hinsichtlich
der Art und Weise der Lohnfindung in den Schutz-
bereich der Tarifautonomie fallen, und insoweit eine
weiter Einschätzungsspielraum der Tarifvertragspar-
teien besteht. Dies hat das BAG in einem Urteil vom
17. Dezember 2009 in Zusammenhang mit der Über-
leitung der Beschäftigten des Bundes in den TVöD
ausdrücklich festgestellt20:

„Die autonome vergütungsrechtliche Bewertung
einzelner Tätigkeiten ist integraler Bestandteil der
Tarifautonomie. Die Möglichkeit der staatlichen
Gewalt einschließlich der Judikative, den Tarifver-
tragsparteien in diesem Bereich Vorgaben zu ma-
chen, sind enge Grenzen gezogen. In Betracht kom-
men vor allem sozialstaatliche Erwägungen. Dagegen

20 BAG 17. 12. 2009 – 6 AZR 665/08 – AP Nr. 1 zu § 4 TVÜ.
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ist nach der Konzeption des Grundgesetzes die Fest-
legung der Höhe des Entgelts grundsätzlich den
Tarifvertragsparteien übertragen, weil dies nach
Überzeugung des Verfassungsgebers zu sachgerech-
teren Ergebnissen führt als eine staatlich beeinflusste
Lohnfindung (vgl. BVerfG 26. Juni 1991 – 1 BvR
779/85 – BVerfGE 84, 212, 224; 4. Juli 1995 – 1 BvF
2/86 ua. BVerfGE 92, 365, 393). Wenn Tarifvertrags-
parteien deshalb körperliche und beaufsichtigende
Tätigkeiten vergütungsrechtlich unterschiedlich
bewerten, liegt dies innerhalb ihrer Regelungsmacht
(Senat 17. Dezember 1992 – 6 AZR 91/92 – BAGE 72,
115, 122 f. [= NZA 1993, 708, 710 – Rn. 30]). Dies
schließt auch die Befugnis zu Entgeltregelungen ein,
die Betroffenen ungerecht und Außenstehenden
nicht zwingend sachgerecht erscheinen.“21

Mit dieser Rechtsprechung wäre die vorgeschlagene
Regelung nicht ganz kompatibel, was Bedenken im
Hinblick auf die Vereinbarkeit mit der Tarifautono-
mie nach Art. 9 Abs. 3 GG auszulösen vermag.

III. Zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen vom 7. 3. 2012 (BT-Drucksache 17/8897)

Der Antrag fordert den Deutschen Bundestag auf, ein
Gesetz zu beschließen, welches Tarifvertragsparteien
und Unternehmen verpflichtet, die verwendeten
Entgeltsysteme auf Entgeltdiskriminierung überprü-
fen zu lassen. Insoweit kann auf die Ausführungen
unter II 3 bis 5 verwiesen werden.

Der Antrag geht unter II 1c offenbar davon aus, dass
nur analytische Arbeitsbewertungsverfahren ver-
wendet werden sollen. Dies halte ich für wenig
sachgerecht, da die Art des Arbeitsbewertungsver-
fahrens – summarisch oder analytisch – als solche
wenig über die Frage der mittelbaren Ungleichbe-
handlung aussagt. Vielfach wird zwar gesagt, dass
die summarische Arbeitsbewertung wegen der Ge-
samtbetrachtung zu viel Spielraum für Interpretatio-
nen biete und daher Rollenstereotypen Vorschub
leisten könne22. Aus dieser Sicht wird die analyti-
sche Arbeitsbewertung bevorzugt. Allerdings sind
auch hier Ungleichbehandlungen denkbar23. Über-
zeugender ist es daher, nicht auf die Art des Arbeits-
bewertungsverfahrens abzustellen, sondern auf seine
Ausgestaltung im Einzelfall, wobei in der Praxis

21 BAG 17. 12. 2009 – 6 AZR 665/08 – AP Nr. 1 zu § 4 TVÜ - Rn.

19.

22 Siehe etwa Feldhoff, Der Anspruch auf gleichen Lohn für

gleichwertige Arbeit, 1998, S. 148 ff.; Krell, in Ranftl/Buchinger/

Gschwandtner/Meggeneder (Hrsg.), Gleicher Lohn für gleich-

wertige Arbeit, 2002, S. 121, 125; Ranftl, in Ranftl/Buchinger/

Gschwandtner/Meggeneder (Hrsg.), Gleicher Lohn für gleich-

wertige Arbeit, 2002, S. 14 f.; Wissenschaftliches Gutachten, er-

stellt von WSI in der Hans-Böckler-Stiftung, INIFES und For-

schungsgruppe Tondorf, Anhang zum Bericht der Bundesregie-

rung zur Berufs- und Einkommenssituation von Frauen und

Männern, BT-Drucksache 14/8952, S. 227, 230.

23 Siehe dazu ausführlich Feldhoff, Der Anspruch auf gleichen

Lohn für gleichwertige Arbeit, 1998, S. 160 ff. ; Krell, in Ranftl/

Buchinger/Gschwandtner/Meggeneder (Hrsg.), Gleicher Lohn

für gleichwertige Arbeit, 2002, S. 121 ff.; Tondorf, in Ranftl/ Bu-

chinger/Gschwandtner/Meggeneder (Hrsg.), Gleicher Lohn für

gleichwertige Arbeit, 2002, S. 23 ff.

ohnehin vielfältige Mischformen beider System
begegnen. Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass
die Grundsätze der Arbeitsbewertung zum Kern der
Lohnfindung gehören, welche zentrale Aufgabe der
Tarifvertragsparteien ist und damit vom Kernbereich
der Tarifautonomie umfasst ist (siehe oben II 5c).

Zu II 1g: Dies entspricht m. E. bereits geltendem
Recht. Eine Klausel in einem Standardarbeitsvertrag,
welche die Arbeitnehmer zur Verschwiegenheit
hinsichtlich ihres Arbeitsentgelts verpflichtet, greift
in die private Lebensführung der Arbeitnehmer ein
und benachteiligt diese unangemessen im Sinne von
§ 307 Abs. 1 BGB (ebenso im Ergebnis bei anderer
Begründung LAG Mecklenburg-Vorpommern 21. 10.
2009 – 2 Sa 237/09 – RDV 2010, 235).

Zu II 3a: Ein Verbandsklagerecht für Gewerkschaften
und Betriebsräte mit Blick auf die Entgeltdiskrimi-
nierung ist vor dem Hintergrund nicht unproblema-
tisch, als Gewerkschaften und auch Betriebsräte an
der Entgeltfindung – und damit auch der unter Um-
ständen diskriminierenden - selbst beteiligt sind: die
Gewerkschaften als Partei der Tarifverträge, die
Betriebsräte in Wahrnehmung ihrer Beteiligungs-
rechte hinsichtlich Eingruppierung nach § 99
BetrVG und innerbetrieblicher Lohngestaltung nach
§ 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG. Zielführender erscheint
es daher, auch diese Akteure in die Pflicht zu neh-
men und darauf zu festzulegen, im Rahmen ihrer
Aufgaben an der Verringerung der Entgeltzahlungs-
lücke mitzuwirken.

Zu II 4: Ein allgemeiner flächendeckender Mindest-
lohn kann im unteren Lohnbereich m. E. dazu bei-
tragen, die Entgeltzahlungslücke zu verkleinern.
Allerdings sollte dies nicht dadurch untergraben
werden, dass weiterhin branchenspezifische tarifver-
tragliche Mindestlöhne beibehalten und ausgebaut
werden. Die derzeitige Praxis der branchenspezifi-
schen tarifvertraglichen Mindestlöhne nach dem
AEntG dürfte nämlich ebenfalls dazu beitragen, die
Lohnzahlungslücke zu verfestigen. So betrugen im
Jahr 2009 die tariflichen Mindestlöhne in männlich
dominierten Branchen (Bauhauptgewerbe, Dachde-
cker, Bergbau) über 10 €, diejenigen in Branchen mit
einem hohen Frauenanteil (Wäschereidienstleis-
tungen im Objektkundengeschäft, Pflegebranche)
dagegen zwischen 6,50 € und 8,50 €24.

IV. Zusammenfassung

Der Entwurf der SPD-Fraktion für ein Entgeltgleich-
heitsgesetz und der Antrag von Bündnis 90/Die
Grünen wollen Unternehmen verpflichten, die be-
triebliche Entlohnungspraxis mit Blick auf die Ent-
geltgleichheit von Frauen und Männern einem Prüf-
verfahren zu unterziehen. Dieser rechtspolitische
Ansatz stößt unter mehreren Gesichtspunkten auf
Bedenken: Zum einen sollen auch sehr kleine Un-
ternehmen einbezogen werden, obwohl statistische
Verfahren in diesem Bereich wenig aussagekräftig
sind. Zum anderen ist eine genuine Rechtskontrolle
des Prüfungsergebnisses der sachverständigen Per-
son nicht deutlich gewährleistet. Außerdem werden
umgekehrt Konstellationen nicht hinreichend er-

24 Siehe die Tabelle mit Nachweisen bei Rieble, RdA 2011, 36, 43.
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fasst, die zwar keine mittelbare Ungleichbehandlung
im Rechtssinne bewirken, die aber gleichwohl zur
Verfestigung der Lohnzahlungslücke beitragen kön-
nen. Ferner wird der in diesem Vorschlag zum Aus-
druck kommende rechtspolitische Ansatz die ver-
waltungsmäßige Belastung der Unternehmen weiter

steigern. Schließlich werden hierdurch Unterneh-
men einseitig in die Pflicht genommen, obwohl die
vielfach verwendeten tarifvertraglichen Vergütungs-
systeme von den Tarifvertragsparteien aufgestellt
werden, also von Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbänden.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)1071
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 13. Februar 2013
17. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 18. Februar 2013 zum

a) Gesetzentwurf der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Anette Kramme, Josip Juratovic,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes für Frauen und
Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT-Drucksache 17/9781)

b) Antrag der Abgeordneten Renate Künast, Beate Müller-Gemmeke, Ekin Deligöz, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Martin Beck, Wiesbaden

1. Vorbemerkungen

Gegenstand der Anhörung sind die Vorlagen a)
„Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Ent-
geltgleichheitsgebotes für Frauen und Männer (Ent-
geltgleichheitsgesetz)“, 17/9781, sowie b) Antrag
„Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung
von Frauen verhindern“, 17/8897, die sich z.T. auf
Daten zum Verdienstunterschied von Frauen und
Männern25 stützen. Diese Stellungnahme geht aus-
schließlich auf die statistischen Aspekte, also Höhe,
Entwicklung und (mögliche) Ursachen des Ver-
dienstunterschiedes ein. Die mit den Vorlagen ange-
strebten Ziele und die vorgeschlagenen Maßnahmen
zu analysieren und zu bewerten, ist nicht Aufgabe
eines Statistikers.

2. Datengrundlage und Berechnungsverfahren

Die amtlichen Daten zu Verdienstunterschieden
basieren in erster Linie auf den Ergebnissen der
Verdienststrukturerhebung (VSE). Bei dieser in
vierjährigen Abständen, zuletzt für 2010, durchge-
führten und europaweit harmonisierten Erhebung
handelt es sich um eine repräsentative Stichprobe
mit Auskunftspflicht bei 34 000 Betrieben mit 10
und mehr Beschäftigten. Zusätzlich werden Daten
aus der so genannten Personalstandsstatistik für den

25 Die Begriffe „Verdienstunterschied von Frauen und

Männern“, „Gender Pay Gap“, „Lohnlücke“ und „Entgeltun-

gleichheit“ werden synonym verwendet.

öffentlichen Bereich herangezogen. Ingesamt stehen
für 2010 Angaben für 1,9 Mio. Beschäftigte zur Ver-
fügung. Für die Jahre zwischen den Verdienststruk-
turerhebungen findet eine Fortschreibung der Ergeb-
nisse mit Daten aus der Vierteljährlichen Verdienst-
erhebung (VVE) statt.

Bei der Berechnung des unbereinigten Gender Pay
Gap (GPG) orientiert sich das Statistische Bundes-
amt (Destatis) aufgrund der Bedeutung von interna-
tionalen Vergleichen an europaweit einheitlichen
Vorgaben von Eurostat, dem statistischen Amt der
Europäischen Gemeinschaften. Der unbereinigte
Gender Pay Gap ist definiert als „Differenz des
durchschnittlichen Bruttostundenverdienstes der
Männer und der Frauen dividiert durch den durch-
schnittlichen Bruttostundenverdienst der Männer“.
Dabei werden so genannte „Sonderzahlungen“, die
unregelmäßig anfallen, ausgeschlossen.

Da die Erhebungsmethodik, die Datengrundlage und
die Berechnungsformel EU-weit vereinheitlich sind,
können die Angaben zum unbereinigten Gender Pay
Gap sowohl international als auch im Zeitablauf
verglichen werden.

Der unbereinigte Gender Pay Gap gibt den durch-
schnittlichen Verdienstunterschied von Frauen und
Männern wieder, ohne Unterschiede in der Erwerbs-
situation zu berücksichtigen. Im Gegensatz dazu
erlaubt der bereinigte Gender Pay Gap Aussagen zur
Höhe des Unterschieds im Bruttostundenverdienst
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von Frauen und Männern mit vergleichbaren lohn-
bestimmenden Eigenschaften. Bei der Berechnung
des bereinigten Gender Pay Gap wird also jener Teil
des Verdienstunterschieds herausgerechnet, der auf
strukturelle Unterschiede zwischen den Geschlech-
tergruppen zurückzuführen ist. Zur Bestimmung des
bereinigten Gender Pay Gap können unterschiedli-
che statistische Verfahren herangezogen werden. Das
Statistische Bundesamt verwendet den in der Wis-
senschaft weit verbreiteten Zerlegungsansatz von
Blinder und Oaxaca, der geeignet ist, den unberei-
nigten Gender Pay Gap in einen erklärten und einen
nicht erklärten Teil zu zerlegen. Mit dem erklärten
Gender Pay Gap ist der Teil des Verdienstunter-
schiedes gemeint, der auf geschlechtsspezifische
Unterschiede bei lohndeterminierenden Merkmalen
(z.B. Bildungsabschluss, Berufserfahrung) zurückzu-
führen ist. Der unerklärte Teil des Gender Pay Gap
lässt sich umgekehrt nicht auf solche Unterschiede
zurückführen.

Der unerklärte oder bereinigte Gender Pay Gap wird
in wissenschaftlichen Untersuchungen häufig als
Maß für Diskriminierung herangezogen. Bei der
Interpretation sollte jedoch beachtet werden, dass
die Verteilung von Männern und Frauen nach be-
stimmten Ausstattungsmerkmalen (zum Beispiel
Qualifikation, Beruf) möglicherweise selbst bereits
das Ergebnis gesellschaftlich benachteiligender
Strukturen sein könnte, und somit das Ausmaß der
Benachteiligung gegebenenfalls unterschätzt würde.
Unter Berücksichtigung dieser Einschränkung wird

ersichtlich, dass der Nutzen des bereinigten Gender
Pay Gap weniger in der Erfassung sämtlicher, das
heißt auch vorgelagerter Diskriminierungsmecha-
nismen zu sehen ist, als vielmehr in der Ermittlung
von Lohndiskriminierung, also der Prüfung von
„gleichem Lohn für gleiche oder vergleichbare Ar-
beit“. Allerdings ergibt sich in diesem Zusammen-
hang das Problem, dass der bereinigte Gender Pay
Gap auch nicht beobachtete Unterschiede zwischen
den Geschlechtergruppen beinhaltet. Nur für den
Fall, dass die Berücksichtigung aller lohndetermi-
nierender Eigenschaften sichergestellt wird, kann er
mit „Diskriminierung“ gleichgesetzt werden, andern-
falls würde man diese überschätzen. Da die Voraus-
setzung in der Praxis kaum umzusetzen ist, sollten
die Ergebnisse zum bereinigten Gender Pay Gap
nicht als „fester Wert“ interpretiert werden, sondern
eher als eine Art „Obergrenze“ der Lohndiskriminie-
rung.

3. Entwicklung und aktueller Stand des unbereinig-
ten Gender Pay Gap in Deutschland

Angaben zum unbereinigten Gender Pay Gap in
Deutschland stehen für den Zeitraum 1995 bis 2011
zur Verfügung. Abgesehen von methodisch beding-
ten kleineren „Ausreißern“ lag er in diesem Zeit-
raum durchgängig bei 21-23 %. Das Nachhaltigkeits-
ziel der Bundesregierung von 15 % in 2010 konnte
nicht erreicht werden.
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Abb. 1: Entwicklung des unbereinigten Gender Pay
Gap

in Deutschland

Ziel 2010: 15 %

Ziel 2020: 10 %



Ausschuss für Arbeit und Soziales Ausschussdrucksache 17(11)1062

37

0,00

5,00

10,00

15,00

20,00

25,00

BW BY SL
HE HB

W
es

t
H
H

NW

D
eu

ts
ch

la
nd RP N

I
SH BE SN

O
st BB TH ST

M
V

Land

E
u

ro

0

5

10

15

20

25

30

%

BSV Männer BSV Frauen GPG

Abb. 2: Bruttostundenverdienste und Verdienstunterschiede nach Bundesländern 2010

In den Bundesländern liegt der Verdienstunter-
schied von Frauen und Männern zwischen 4 % in
Mecklenburg-Vorpommern und 27 % in Baden-
Württemberg. Generell ist er im Osten deutlich nied-
riger als im Westen. Auffällig ist, dass die durch-
schnittlichen Bruttostundenverdienste der Frauen
zwischen den Bundesländern deutlich weniger vari-
ieren als die der Männer.

4. Deutschland im internationalen Vergleich

Tabelle 1: Entwicklung des unbereinigten Gender
Pay Gap in Deutschland und der EU 2006-2010

Jahr

EU-
Durchschnitt
in %

Deutschland
in %

Rang
Deutschlands

2006 17,7 22,7 21 von 27

2007 17,6 22,8 22 von 26

2008 17,3 22,8 24 von 27

2009 16,6 22,6 23 von 26

2010 16,2 22,3 23 von 26

Während EU-weit von 2006 bis 2010 ein leichter
Rückgang des durchschnittlichen Verdienstunter-
schieds von Frauen und Männern feststellbar war,
hat sich der Wert in Deutschland kaum verändert.
Im EU-Ranking liegt Deutschland nach wie vor auf
einem der hinteren Rangplätze. Lediglich Österreich,
die Tschechische Republik und Estland wiesen 2010
ein höheren unbereinigten Gender Pay Gap auf.
Insgesamt gibt es in den Mitgliedsstaaten der EU
erhebliche Unterschiede.

Tabelle 2: Unbereinigter Gender Pay Gap in den
Mitgliedsstaaten der EU 2010

EU-Mitgliedsstaat
Unbereinigter Gender
Pay Gap

Slowenien 0,9

Polen 4,5

Italien 5,3

Malta 7,2

Luxemburg 8,7

Rumänien 8,8

Belgien 10,2

Portugal 12,8

Bulgarien 13,0

Irland 13,9

Litauen 14,6

Schweden 15,4

Lettland 15,5

Frankreich 15,6

Dänemark 16,0

Europäische Union 16,2

Spanien 16,2

Euroraum 16,4

Zypern 16,8

Ungarn 17,6

Niederlande 17,8



Ausschussdrucksache 17(11)1062 Ausschuss für Arbeit und Soziales

38

Vereinigtes Königreich 19,5

Slowakei 19,6

Finnland 20,3

Deutschland 22,3

Österreich 24,0

Tschechische Republik 25,5

Estland 27,7

Griechenland Keine Angabe verfügbar

5. Unbereinigter Gender Pay Gap in ausgewählten
Bescäftigtengruppen 2010

Erste Hinweise auf mögliche Ursachen für die Ver-
dienstunterschiede von Frauen und Männern lassen
sich bereits gewinnen, indem man verschiedene
Beschäftigtengruppen unterscheidet. Tabelle 3 ent-
hält hierzu ausgewählte Angaben.

Tabelle 3: Unbereinigter Gender Pay Gap 2010 nach
Beschäftigtengruppen

Beschäftigtengruppe Unbereinigter
Gender Pay
Gap in %

Insgesamt (ohne öffentliche Ver-
waltung)

Insgesamt (mit öffentlicher Ver-
waltung)

22

21

Jünger als 25 Jahre

25 bis 29 Jahre

30 bis 34 Jahre

35 bis 39 Jahre

40 bis 44 Jahre

45 bis 49 Jahre

50 bis 54 Jahre

55 bis 59 Jahre

60 bis 64 Jahre

2

9

13

20

26

28

27

28

27

Ohne Berufsausbildung

Mit Berufsausbildung

Mit Hochschulabschluss

13

19

26

Arbeitnehmer in leitender Stel-
lung

Herausgehobene Arbeitnehmer

Fachangestellte

Angelernte Arbeitnehmer

Ungelernte Arbeitnehmer

24

15

11

14

5

Ausgewählte Wirtschaftszweige:

C - Verarbeitendes Gewerbe

D - Energieversorgung

27

21

E - Wasserversorgung; Abwasser-
und Abfallentsorgung etc.

F - Baugewerbe

G - Handel etc.

I - Gastgewerbe

J - Information und Kommunika-
tion

K - Erbringung von Finanz- und
Versicherungsdienstleistungen

L - Grundstücks- und Woh-
nungswesen

O - Öffentliche Verwaltung, Ver-
teidigung; Sozialversicherung

P - Erziehung und Unterricht

Q - Gesundheits- und Sozialwe-
sen

5 Wirtschaftszweige mit höchstem
Männeranteil

5 Wirtschaftszweige mit höchstem
Frauenanteil

5

13

25

13

28

30

20

8

10

25

10

25

Unternehmen mit Tarifbindung

Unternehmen ohne Tarifbindung

21

24

Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfas-
sen:

 Der unbereinigte Gender Pay Gap steigt mit dem
Alter, dem Bildungsstand und der hierarchischen
Position im Unternehmen.

 Je nach Wirtschaftszweig (und damit auch Beruf)
variieren die Verdienstunterschiede deutlich. In
den fünf Wirtschaftsabteilungen mit den höchsten
Männer- bzw. Frauenanteilen liegt der unberei-
nigte Gender Pay Gap bei 10 bzw. 25 %.

 In Unternehmen mit Tarifbindung ist der Ver-
dienstunterschied etwas geringer als in solchen
ohne Tarifbindung.

Besonders interessant ist die Tatsache, dass der
unbereinigte Gender Pay Gap mit dem Alter zu-
nimmt. Hier besteht die Vermutung , dass dies auch
auf Erwerbsunterbrechung aufgrund von Geburten
zurückzuführen ist. Leider ist weder die Erwerbsun-
terbrechung noch der Familienstand/die Kinderzahl
vom Gesetzgeber als Erhebungsmerkmal der Ver-
dienststrukturerhebung vorgesehen worden. Es wäre
auch fraglich, ob Angaben zu (früheren) Erwerbsun-
terbrechungen beim aktuellen Arbeitgeber verläss-
lich erhoben werden könnten. Den Auswirkungen
von Erwerbsunterbrechungen aufgrund von Gebur-
ten, Mutterschutz, Erziehungszeiten usw. kann man
sich daher mit Daten Verdienststrukturerhebung nur
indirekt nähern. Eine Möglichkeit besteht darin, die
Veränderung des unbereinigten Gender Pay Gaps
von 2006 auf 2010 für einzelne Alterjahrgänge zu
analysieren (Abb. 3).
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Abb. 3: Veränderung des unbereinigten Verdienstunterschiedes nach Altersjahren der Frauen von 2006 bis
2010 in Prozentpunkten

Hierbei zeigt sich, dass der Verdienstunterschied für
die 27- bis 39jährigen von 2006 bis 2010 überdurch-
schnittlich zugenommen hat. Auch hat sich der
Anteil der Teilzeitbeschäftigten in diesen Altersjahr-
gängen um 1/4 bis 1/3 erhöht. Beides steht im Ein-
klang mit der These, dass Erwerbsunterbrechungen
aufgrund von Geburten erheblich zu einem Anstieg
der Verdienstunterschiede beitragen. Das durch-
schnittliche Alter von Frauen bei der Geburt ihres
ersten Kindes beträgt 30 Jahre.

6. Bereinigter Gender Pay Gap

Ziel einer Analyse des bereinigten Gender Pay Gaps
ist es zunächst, zu schätzen, wie viel von der unbe-
reinigten Lohnlücke übrigbleibt, wenn man die un-
terschiedliche „Ausstattung“ (Tätigkeit, Qualifikati-
on etc.) von Männern und Frauen mit für die Ver-
diensthöhe relevanten Merkmalen herausrechnet.
Darüber hinaus sollen nach Möglichkeit Ursachen
für Verdienstunterschiede identifiziert werden.

Mit Daten der Verdienststrukturerhebung 2006 hat
das Statistische Bundesamt eine umfangreiche Stu-
die26 hierzu durchgeführt, die im Wesentlichen fol-
gende Ergebnisse brachte:

 Der bereinigte Gender Pay Gap betrug 8 %. Dieser
Wert kann, wie in Abschnitt 2 erläutert, als Ober-

26 Eine entsprechende Studie mit den Daten der Verdienst-

strukturerhebung 2010 dauert noch an. Die bisher vorliegenden

Informationen deuten jedoch darauf hin, dass sich das Ausmaß

des bereinigten Gender Pay Gaps seit 2006 nicht wesentlich ver-

ändert hat.

grenze für „Lohndiskriminierung“ interpretiert
werden.

 Die Differenz zwischen unbereinigtem und berei-
nigtem Gender Pay Gap wird in erster Linie durch
folgende Faktoren erklärt:

o Hierarchische Stellung im Unternehmen (so
genannte Leistungsgruppe): 5,3 Prozentpunk-
te.

o Beruf und Branche, in der der Beruf ausgeübt
wird: 4,2 Prozentpunkte.

o Geringfügige Beschäftigung: 2,1 Prozentpunk-
te.

o Teilzeitbeschäftigung und Ausbildungsab-
schluss: jeweils 0,6 Prozentpunkte.

7. Exkurs: Niedriglöhne

Die Niedriglohnschwelle, definiert als 2/3 des mitt-
leren Verdienstes (= Median) lag 2010 in Deutsch-
land bei einem Bruttostundenverdienst von 10,36
Euro. 20,6 % aller Voll und Teilzeitbeschäftigten
verdienten weniger, waren also Niedriglöhner. Wäh-
rend der entsprechende Anteil bei den Männern 15,8
% betrug, lag er bei den Frauen bei 26,5 %.

8. Kurzfassung

 Der unbereinigte Gender Pay Gap betrug in
Deutschland 2011 22 % und hat sich seit 1995
nicht wesentlich verringert.

 In den Bundesländern liegt der Verdienstunter-
schied von Frauen und Männern zwischen 4 % in
Mecklenburg-Vorpommern und 27 % in Baden-
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Württemberg. Generell ist er im Osten deutlich
niedriger als im Westen.

 Im EU-Ranking liegt Deutschland wie in den
Jahren zuvor auf einem der hinteren Rangplätze.
Lediglich Österreich, die Tschechische Republik
und Estland wiesen 2010 ein höheren unbereinig-
ten Gender Pay Gap auf.

 Der unbereinigte Gender Pay Gap steigt mir dem
Alter, dem Bildungsstand und der hierarchischen
Position im Unternehmen. In Branchen und Beru-
fen mit hohem Frauenanteil ist er höher als in
männerdominierten Bereichen.

 In Unternehmen mit Tarifbindung ist der Ver-
dienstunterschied etwas geringer als in solchen
ohne Tarifbindung.

 Erwerbsunterbrechungen werden in der Ver-
dienststrukturerhebung nicht erfasst. Es gibt aber
starke indirekte Hinweise darauf, dass sie nicht
unwesentlich zum Verdienstunterschied beitra-

gen. So nahm der Verdienstunterschied bei den
27- bis 39jährigen zwischen 2006 und 2010 über-
durchschnittlich stark zu.

 Der bereinigte Gender Pay Gap, d.h. der Ver-
dienstunterschied der übrig bleibt, wenn ge-
schlechtsspezifische Unterschiede in lohndeter-
minierenden Merkmalen herausgerechnet wer-
den, lag 2006 (die Ergebnisse einer Studie für
2010 liegen noch nicht vor) bei 8 %.

 Die Differenz zwischen unbereinigtem und berei-
nigtem Gender Pay Gap wird in erster Linie durch
folgende Faktoren erklärt: Hierarchische Stellung
im Unternehmen (5,3 Prozentpunkte), Beruf und
Branche (4,2 Prozentpunkte), Geringfügige Be-
schäftigung (2,1 Prozentpunkte) sowie Teilzeitbe-
schäftigung und Ausbildungsabschluss (jeweils
0,6 Prozentpunkte).

 Voll- oder teilzeitbeschäftigte Frauen arbeiten
deutlich häufiger für einen Niedriglohn (26,5 %)
als Männer (15,8 %).
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)1073
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 13. Februar 2013
17. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 18. Februar 2013 zum

a) Gesetzentwurf der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Anette Kramme, Josip Juratovic,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes für Frauen und
Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT-Drucksache 17/9781)

b) Antrag der Abgeordneten Renate Künast, Beate Müller-Gemmeke, Ekin Deligöz, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Christian M. Böhnke, Hamburg

1. Einleitung und Zielstellung der Stellungnahme

Mit den nachfolgenden Ausführungen nimmt der
Autor, basierend auf seinen beruflichen Erfahrungen
in der Funktion als Personalberater für hochqualifi-
zierte Frauen, Stellung zu dem o.a. Gesetzentwurf
zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes
sowie zum ebenfalls o.a. Antrag: „Frauen verdienen
mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhin-
dern“.

Der Autor beschränkt sich in seinen Ausführungen
bewusst auf eine praxisnahe Betrachtung und erhebt
dabei ausdrücklich keinen Anspruch auf universelle
Gültigkeit der geschilderten Einschätzungen bezüg-
lich der Voraussetzungen und möglichen Auswir-
kungen des Gesetzesvorhabens auf die Praxis. Wo es
nötig erscheint, werden zur Objektivierung des
Sachverhalts auf entsprechende Untersuchungen
anerkannter Institutionen unabhängig ihrer politi-
schen Ausrichtung oder der dahinter stehenden
Trägerschaft herangezogen. So finden sich sowohl
amtliche Daten aus offiziellen Quellen in den Aus-
führungen, als auch Auszüge aus gewerkschaftsna-
her Literatur.

Im Rahmen der nachfolgenden Stellungnahme be-
ziehe ich mich, basierend auf meinem Erfahrungs-
schatz als Managing Partner einer auf hochqualifi-
zierte Frauen spezialisierten Personalberatung,
schwerpunktmäßig auf folgende Fragestellungen:

 Inwiefern sind in der unternehmerischen
Praxis tatsächliche Anhaltspunkte erkenn-
bar, welche die Annahme einer dezidiert
geschlechtlich bedingten Entgeltdiskrimi-
nierung von Frauen unterstützen?

 Sind auch Frauen in gehobenen Führungs-
funktionen von einer geschlechtlich beding-
ten „Entgeltdiskriminierung“ betroffen?

 Inwiefern ist der vorliegende Gesetzentwurf
dazu geeignet, die Einkommensunterschie-
de zwischen den Geschlechtern zu reduzie-
ren?

 Welche Gründe sprechen aus der Praktiker-
Sicht gegen eine Verabschiedung des vor-
liegenden Gesetzentwurfes?

2. Ausgangsposition: Gleichstellung von Frauen
und Männern als gesellschaftlicher Auftrag und
grundgesetzliche Verantwortung

Die rechtliche Gleichstellung von Frauen und Män-
nern als eine zentrale Grundlage einer aufgeklärten
Gesellschaft ist nicht nur gesetzlich festgeschrieben
(vgl. u.a. Artikel 3 Absatz 2 des Grundgesetztes (GG)
der Bundesrepublik Deutschland); sie ist vielmehr
eine unbestreitbare Voraussetzung für eine einver-
nehmliche gesellschaftliche Koexistenz der Ge-
schlechter. Dies impliziert neben denselben Rechten
und Pflichten für Frauen und Männer gleichermaßen
selbstverständlich auch eine konsequente Ableh-
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nung gegenüber jeglicher Form der geschlechtlichen
Diskriminierung. Auch Artikel 3 Absatz 3 GG besagt
bekanntlich ausdrücklich, dass „niemand (…) wegen
seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner
Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft,
seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen
Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt wer-
den“ darf und führt des Weiteren aus: „Niemand
darf wegen seiner Behinderung benachteiligt wer-
den.“

2.1 Geschlechtsbedingte Entgeltdifferenzen verlet-
zen Rechtes auf Gleichbehandlung

Wo auch immer in der gesellschaftlichen Praxis eine
über Einzelfälle hinausgehende Verletzung des
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Frauen und
Männern stattfindet, ist eine Intervention des Ge-
setzgebers grundsätzlich möglich und in der Regel
auch zu prüfen. Ein solcher Verstoß gegen das
Gleichbehandlungsgebot ist ohne Frage überall dort
gegeben, wo Frauen und Männer für gleiche oder
aber vergleichbare Arbeit einzig oder aber maßgeb-
lich aufgrund ihrer Geschlechtszugehörigkeit unter-
schiedlich entlohnt werden. Insofern stimmt der
Autor zunächst hinsichtlich der Ausgangsposition
des Gesetzesentwurfes der Abgeordneten Gabriele
Hiller-Ohm, Franz Müntefering, Dr. Frank-Walter
Steinmeier und weiterer Abgeordneten der SPD-
Fraktion im Bundestag grundsätzlich überein.

2.2. Fakten zum Gender Pay Gap in Deutschland:
Einkommensunterschiede zwischen den Ge-
schlechtern

Zum Thema Einkommensunterschiede zwischen
Frauen und Männern existiert heute ein breit gefä-
chertes Angebot wissenschaftlicher Studien und
weiterer Literatur. Damit ist davon auszugehen, dass
dieses Thema heute ausreichend empirisch unter-
sucht ist, um fundierte Aussagen zu ermöglichen.

Unter anderem weist das Statistische Bundesamt27

ein „Gender Pay Gap“ in Höhe von 23 Prozent aus,
welches damit deutlich über dem EU-Durchschnitt
mit 17 % liegt, und benennt u.a. eine horizontale
und vertikale Segregation als Gründe, wenngleich
der vorliegende Gesetzesentwurf unter Punkt A
darauf hinweist, dass „mehr als die Hälfte des Ent-
geltunterschiedes zwischen Frauen und Männern
(…) aber nicht durch unterschiedliche soziale und
berufliche Merkmale von Frauen und Männern zu
erklären“ sei, so dass hiervon auf eine geschlechts-
spezifische „Entgeltdiskriminierung“ geschlossen
wird, ohne dass weitere lohndeterminierende Fakto-
ren ausführlicher in Betracht gezogen werden.

„Das verbleibende Drittel des Gender Pay Gap lässt
sich nicht auf strukturell unterschiedliche arbeits-
platzrelevante Merkmale zurückführen. Bezogen auf
den für 2006 veröffentlichten Gender< Pay Gap lag

27 Statistisches Bundesamt: Gender Pay Gap: Zwei Drittel

lassen sich strukturell erklären

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/ Gesamtwirtschaft-

Umwelt/VerdiensteArbeitskosten/Verdienst-

unterschiedeMaennerFrauen/Aktuell_Verdienstunterschied.html

%20Mit%20freundlichen%20Gr%C3%BC%C3%9Fen

der um den Einfluss dieser Merkmale statistisch
bereinigte Verdienstunterschied bei rund 8%. Dies
bedeutet, dass Frauen auch bei gleicher Qualifikati-
on und Tätigkeit je Stunde durchschnittlich 8%
weniger als Männer verdienten.

Dieser Wert stellt insofern eine Obergrenze dar, als
einige weitere Faktoren, die zur Erklärung des Ver-
dienstunterschieds beitragen könnten, in der Analy-
se nicht berücksichtigt werden konnten, da die ent-
sprechenden Angaben nicht vorlagen.“ Quelle: Sta-
tistisches Bundesamt (2012)

2.3 Gender Pay Gap nicht automatisch gleichbe-
deutend mit Entgeltdiskriminierung

Es zeigt sich demnach, dass die Entgeltdifferenzen
Frauen und Männern zu einem überwiegenden An-
teil durch geschlechtsspezifische Unterschiede in
produktivitätsrelevanten Merkmalen erklärt werden
können. Einige dieser Faktoren sind grundsätzlich
nicht zu begrüßen, beispielsweise weil sie dem Ge-
rechtigkeitsempfinden widersprechen. So ist kaum
nachvollziehbar, warum Hilfskräfte oder gelernte
Kräfte, beispielsweise in sozialen Berufen deutlich
weniger verdienen, als beispielsweise im Baugewer-
be. Auch ist weitgehend unstrittig, dass Frauen mehr
als zwei Drittel der Niedriglohnarbeiter ausmachen.
Von einer geschlechtlichen Diskriminierung zu
sprechen ist jedoch erst dann legitim, wenn inner-
halb derselben Branchen geschlechtsspezifische
Unterschiede bei der Entlohnung einer gleichen
Arbeit durch vergleichbar qualifizierte Mitarbeiter
erkennbar sind. Hierbei jedoch von einer

„mittelbaren Entgeltdiskriminierung“ zu sprechen,
wie es der vorliegende Antrag von BÜNDNIS 90 /
DIE GRÜNEN (vgl. Seite 4) tut, ist angesichts freier
Berufswahl in Deutschland nur schwer nachvoll-
ziehbar.

Wenngleich nach Ansicht des Autors auch eine
tatsächliche Entgeltdiskriminierung von Frauen
aufgrund ihres Geschlechtes in Höhe von „nur“ acht
Prozent gesellschaftspolitisch ebenso wenig akzep-
tabel sind wie die im Gesetzentwurf angegebenen 23
Prozent , erscheint diese gebotene Differenzierung
aus Gründen der Sachlichkeit geboten.

Desweiteren stimmt der Autor nicht mit der An-
nahme des Antragstellers darin überein, dass eine
systematische Ungleichbehandlung bei der Entloh-
nung von Frauen („Entgelt-diskriminierung“) als
einzige Erklärung für die nach Abzug der ge-
schlechtsspezifischen Faktoren das verbleibende
Gap in Frage kommt. Tatsächlich aber erleben wir in
unserer Praxis als Personalberater für Frauen eine
Fülle weiterer Faktoren, die zumindest weitere Er-
klärungen als denkbar erscheinen lassen. Beispiels-
weise kamen Forscher der Universität Bielefeld, der
Universität Konstanz sowie des DIW in repräsentati-
ven Studien zu dem kaum überraschenden Ergebnis,
dass eine unterschiedliche Entlohnung von Männern
und Frauen in der Bevölkerung mehrheitlich klar
abgelehnt wird. Nach den persönlichen Vorstellun-
gen bezüglich eines gerechten Entgelts für eine spe-
zifische Arbeit befragt, zeigte sich jedoch, dass Frau-
en sowohl deutlich geringere Ansprüche an die
eigene Entgelthöhe (rund ein Viertel weniger im
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Vergleich zur Einschätzung dessen, was Männer als
gerecht angegeben hatten) und also auch ihren Ge-
schlechtsgenossinnen ein deutlich geringes Ein-
kommen zugestehen wollten als vergleichbaren
Männern.28

Auch die gewerkschaftsnahe Hans-Böckler-Stiftung
weist in Ihrem Kurz-Dossier zur Einkommensun-
gleichheit von Frauen und Männern29 in klaren Wor-
ten aus: „Was Männer und was Frauen bei gleicher
Qualifikation und bei gleicher Verantwortung in
einem Betrieb verdienen, ist selten bekannt und von
Intransparenz gekennzeichnet.“

Dieses Ergebnis differenzierter Betrachtung wäre
auch eine mögliche Erklärung, weshalb sich das vom
Statistischen Bundesamt ausgewiesene Gender Pay
Gap zwischen 2006 und 2010 lediglich um 1 %
verringert hat. Legen wir anstelle von 23 Prozent der
unbereinigten Einkommensunterschiede stattdessen
die bereinigte Zahl von acht Prozent als Ausgangs-
wert zugrunde, so ergibt sich eine Angleichung von
12,5 Prozent. Eine solche Anpassung würde auch
infolge der proportionalen Zunahme akademisch
ausgebildeter Frauen sowie des zu beobachtenden
Nachfrageanstiegs seitens der Unternehmen nach
weiblichen Fach- und Führungskräften30 kongruent
erscheinen.

2.4 Sind auch Frauen in gehobenen Führungsfunk-
tionen von einer geschlechtlich bedingten „Ent-
geltdiskriminierung“ betroffen?

Den vorbehaltlich des Eingangs angeführten Hin-
weis´, demzufolge die den nachfolgenden Einschät-
zungen zu Grunde liegenden Beobachtungen nicht
wissenschaftlich validiert sind, ergänzend, lässt sich
anmerken, dass die Einblicke sich weitgehend auf
Gespräche mit unserer Klientel weiblicher Fach-
Führungskräfte basieren. Der Autor erhebt dabei
keineswegs den Anspruch der vorbehaltlosen Über-
tragbarkeit seiner Aussagen auch auf nicht-leitende
Mitarbeiter.

Auf den ersten Blick erstaunlich fällt bei der Be-
trachtung der vorliegenden Daten auf, dass das Gen-
der Pay Gap unmittelbar mit dem Bildungsniveau
von Frauen korreliert ist:

 Niedrige Bildung (Haupt- oder Realschulab-
schluss): 11 Prozent.

 Mittlere Bildung (Abitur): 19 Prozent

 Höhere Abschlüsse (bspw. Studium): 27
Prozent

Die Entgeltunterschiede zwischen Frauen und Män-
nern steigen desweiteren signifikant mit dem Alter.
Während die Differenz in der Altersstufe unter 24
Jahren gerade noch 2 Prozent, sind es unter 25- bis

28 http://ekvv.uni-bielefeld.de/blog/uniaktuell/entry/mit_

zweierlei_ma%C3%9F_gemessen_geringere
29 Kurz-Dossier zur Pressekonferenz am 18. März 2010:

Einkommensungleichheit von Frauen und Männern: Wie entsteht

sie? Was kann man dagegen tun? http://www.boeckler.de/pdf/

pm_2010_03_18_kurz_dossier.pdf
30 http://www.huntingher.com/presse-publikationen/pressein-

formationen/

34jährigen Einkommensbeziehern bereits 11 Prozent,
bei 35- bis 44jährigen 24 Prozent - und bei den 55-
bis 64-Jährigen 28 Prozent (Quelle: Wirtschaftswo-
che / Statistisches Bundesamt, 2012).31

Während die angenommene geschlechtsbedingte
Ungleichbehandlung von Frauen keine schlüssige
Begründungen dafür liefert, weshalb die Einkom-
mensunterschiede mit zunehmenden Alter und
Bildung massiv zunimmt, erscheint es eher wahr-
scheinlich, dass diese in Zusammenhang mit den
beruflichen Auswirkungen einer Familienplanung in
Zusammenhang stehen. Weder jedoch greift der
vorliegende Entwurf die für eine weitere Anglei-
chung der Einkommen zentrale Notwendigkeit struk-
tureller Verbesserungen einer besseren Vereinbarkeit
von Familie und Beruf auf, noch wird auf Ansätze
für eine gezielte steuerliche Förderung der Aufnah-
me einer Vollzeitbeschäftigung eingegangen.

2.5 Steigende Nachfrage seitens der Unternehmen
nach Frauen

Aus unserer Praxis als Personalberater für hochqua-
lifizierte Frauen heraus lassen sich bislang kaum
konkrete Beobachtungen oder Schilderungen seitens
unserer weiblichen Mandanten ableiten, welche
zumindest in dieser Klientel eine vorsätzliche und
flächendeckend-systematische Entgeltdiskriminie-
rung von berufstätigen Frauen nahelegen würden.
Dies weist darauf hin, dass zumindest in den geho-
benen Führungsebenen und hierarchisch vergleich-
bar angesiedelten Funktionsbereichen nicht von
einer flächendeckenden, geschlechtsspezifischen
Entgeltdiskriminierung ausgegangen werden kann.

Tatsächlich hat die zu beobachtende Nachfrage nach
hochqualifizierten weiblichen Fach- und Führungs-
kräften seitens deutscher Großunternehmen die
Verhandlungsposition für „Female Executives“,
nicht zuletzt auch aufgrund zunehmender öffentli-
chen und politischen Forderungen nach mehr Frau-
en in Führungspositionen, zuletzt deutlich verbes-
sert.

In Einzelfällen ist daraus resultierend sogar eine
„positive Entgeltungleichheit“ zu beobachten in dem
Sinne, dass Unternehmen, welche, angesichts des
(zumindest bislang noch) begrenzten Angebotes an
upper-management erfahrenen Frauen, dieser um-
worbenen Klientel im Zweifel einen „Geschlechter-
bonus“ bereit sind zu zahlen32. Eine solch expliziten
Bonus ob der geschlechtlichen Zugehörigkeit ist
sicherlich nicht der Regelfall und mutet auf den
ersten Blick zweifellos etwas merkwürdig an. Ande-
rerseits entspricht diese Entwicklung jedoch dem
grundlegend dem marktwirtschaftlichen Prinzip der
Wertsteigerung bei Verknappung von Ressourcen,
was in diesem Fällen folgerichtig auch auf die (zu-
mindest derzeit noch) beschränkte (Human-
)“Ressource“ der weiblichen Top-Manager zutrifft.

31 Wirtschaftswoche vom 04.10.2012: Gender Pay Gap: Warum

Frauen weniger verdienen als Männer http://www.wiwo.de/ er-

folg/beruf/gender-pay-gap-warum-frauen-weniger-verdienen-als-

maenner/7214166.html
3232 http://www.huntingher.de/headhunter-frauen-

verdienen-mehr/



Ausschussdrucksache 17(11)1062 Ausschuss für Arbeit und Soziales

44

Zwar ist dem Autor umgekehrt bislang kein Fall
bekannt geworden, in dem personalsuchende Unter-
nehmen je einen „Männerbonus“ für zu besetzende
Management-Positionen feil geboten haben; gleich-
wohl kam es im Tagesgeschäft klassischer Executive
Search-Personalberater durchaus auch vor, das
auftraggeberseitig gezielt Wert auf Fach- und Füh-
rungskräfte männlichen Geschlechts gelegt wurde
(vgl.: Headhunter suchen verzweifelt Topmanage-
rinnen33). Aber auch wenn eine solche Umkehrung
des „traditionellen“ Gender Pay Gap aufgrund des
massiv gestiegenen Interesses deutscher Unterneh-
men an hochqualifizierten Frauen in den vergange-
nen Jahren34 eher selten ist, so ist erkennbar, dass
eine dem Antrag zum Gesetzesentwurf zugrunde
liegende flächendeckende, vorsätzliche Entgeltdis-
kriminierung von Frauen zumindest in gehobenen
Führungspositionen in Deutschland nicht erkennbar
ist.

3. Inwiefern ist der vorliegende Gesetzentwurf
dazu geeignet, die Einkommensunterschiede
zwischen den Geschlechtern zu reduzieren?

Jegliche Fälle, in denen die Gründe für vorliegende
Entgeltabweichungen nicht einer geschlechtlich
bedingten Entgeltdiskriminierung von Frauen son-
dern beispielsweise einer horizontalen oder vertika-
len Segregation entspringen, bleiben von dem vor-
liegenden Gesetzesentwurf weitestgehend unberührt.
Stattdessen wird als zentrale Ursache für Einkom-
mensunterschiede allgemein eine anhaltende Dis-
kriminierung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt
angenommen. Der Entwurf der SPD-Fraktion als
auch der Antrag von BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN
geht dabei implizit von einer flächendeckenden
machistischen Prägung in der Personalpolitik einer
relevant hohen Anzahl von Unternehmen aus. Trotz
Hunderter vertraulicher Gespräche mit hochqualifi-
zierten Mandantinnen lässt sich diese Annahme
jedoch nicht ohne Weiteres konstatieren. Sehr viel
häufiger werden hiervon unberührte Gründe berich-
tet und beobachtet, wie eine oft über Jahrzehnte der
männlichen Alleinherrschaft in geprägten Unter-
nehmensstrukturen (Stichwort: Präsenzkultur) und
Entgelt- und Motivationssysteme, welche nur zum
Teil den Ansprüchen von Frauen gerecht werden
oder auch mangelnde Betreuungsplätze für Kinder.
Diese Fragen werden nahezu gänzlich jedoch ausge-
blendet.

Letztlich könnte ein Inkrafttreten des Entwurfes in
der Praxis somit lediglich dort Wirkung im Sinne
einer unbedingt wünschenswerten Entgeltgerechtig-
keit entfalten, wo tatsächlich eine geschlechtsbe-
dingte Benachteiligung von Frauen im Erwerbsleben
stattfindet. Inwieweit eine solche geschlechtsbeding-
te Entgeltungerechtigkeit oder gar -diskriminierung
tatsächlich einen statistisch relevanten Anteil an den
Ursachen der bereinigten Einkommensungleichheit
ausmachen, ließe sich aufgrund der beschriebenen,
hierarchisch-sektoralen Einblicke des Autors nur
mutmaßen.

33 http://www.zeit.de/karriere/beruf/2010-06/frauenquote-

suche-headhunter
34 Quelle?

4. Welche Gründe sprechen aus der Sicht eines
Praktikers gegen eine Verabschiedung des vor-
liegenden Gesetzentwurfes?

Die Freiheit unternehmerischer Entscheidungen
stellt ohne Zweifel eine wesentliche Grundlage für
eine erfolgreich funktionierende Soziale Marktwirt-
schaft dar, die es zu schützen gilt. Hierbei zu be-
rücksichtigen sind gerade auch die individuell oder
auch tarifvertraglich zu vereinbaren Entgelte. Vor
allem aber birgt die mit der im Vorhaben angestreb-
ten Meldepflicht für Unternehmen mit mehr als 15
angestellten Mitarbeitern einen zusätzlichen büro-
kratischen Aufwand. Dabei träfe dieses engmaschige
Kriterium insbesondere kleinere mittelständische
Betriebe überproportional, da diese in der Regel über
deutlich weniger administrativ eingesetzte Personal-
kapazitäten verfügen.

Gerade auch aufgrund der ohnehin vielfältigen bü-
rokratischen Verpflichtungen, welche auf Klein- und
Mittelständischen Unternehmen hierzulande lasten,
bedeutet jeder hinzukommende Mehraufwand auch
eine Schwächung der Wettbewerbsfähigkeit der
heimischen Wirtschaft.

5. Fazit

Die dargelegte Annahme, der zufolge innerhalb der
Unternehmensleitungen kaum Anhaltspunkte dafür
zu erkennen sind, welche auf eine vorsätzliche,
flächendeckende Diskriminierung der weiblichen
Top-Führungskräfte schließen ließen, kann mögli-
cherweise als ein Indiz dafür interpretiert werden,
dass die in den Unternehmen weitgehend praktizier-
te Lohn- und Gehaltspolitik weniger vom Geschlecht
als vielmehr von der spezifisch-fachlichen Eignung
abhängt und die in diesem Segment gezahlten Ein-
kommen in erster Linie unter Einbezug von Nachfra-
ge und Angebot auf dem (Arbeits-)Markt geprägt
werden. Dennoch erlaubt diese Annahme weder eine
Expansion auf die Einkommenssituation von Arbeit-
nehmern in Nicht-Leitenden Funktionen noch ergibt
sich aus der gestiegenen Nachfrage nach hochquali-
fizierten Frauen die Ableitung eines Lösungsmodells
für gewerbliche oder angestellte Mitarbeiter.

Grundsätzlich stellt sich dem Autor in der Praxis der
Grund für bestehende Einkommensunterschiede
zwischen Frauen und Männern in Deutschland als
eine breit gefächerte Klaviatur unterschiedlichster
Gründe dar, welche mehrheitlich weder von dem
vorliegenden Gesetzentwurf noch seitens des vorlie-
genden Antrages thematisiert noch, im Falle einer
Verabschiedung durch den Deutschen Bundestag, zu
deren Reduzierung beitragen würde.

Wo es zutrifft, dass in Unternehmen oder gar inner-
halb ganzer Wirtschaftszweige eine geschlechtlich
induzierte Ungleichbehandlung beim Entgelt be-
steht, dahingehend definiert, dass ähnlich qualifi-
zierte Arbeitnehmer für eine identische Arbeitsleis-
tung und lediglich oder maßgeblich ob geschlechtli-
cher Unterschiede abweichend entlohnt werden,
wäre dies eine nicht hinzunehmende Diskriminie-
rung von Frauen. An dieser Stelle sei auch auf die
Aufgabenstellungen der Tarifparteien verwiesen.

Erwerbstätige Frauen gegenüber derartigen Verstö-
ßen zu schützen ist nicht nur eine Frage des An-
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stands sondern gebietet bereits der grundgesetzli-
chen Verantwortung. Folgerichtig verbietet u.a. das
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) aus-
drücklich jede Benachteiligung u.a. aufgrund der
Geschlechtszugehörigkeit35 und bietet damit einen
Rechtsanspruch auf Gleichstellung auch von Frauen
im Beruf.

Zutreffend ist weiterhin, dass unterschiedliche Ein-
kommen zwischen den Geschlechtern sind auch in
Deutschland faktisch vorhanden sind. Daher weist
sowohl der vorliegende Gesetzentwurf als auch der
dazugehörige Antrag weisen mit ihrem Ansinnen der
Förderung der Entgeltangleichung zwischen Frauen
und Männern grundsätzlich in die richtige Richtung.
Gleichwohl gehen beide Vorschläge jedoch dabei
von einer, nach Ansicht des Autors falschen, weil
zu eindimensionalen Interpretation des verfügbaren
Zahlenmaterials aus, welche auch in der durch Viel-
falt gekennzeichneten deutschen Unternehmens-
landschaft eine flächendeckende und gezielte Ein-
kommensdiskriminierung seitens zwangsläufig
machistisch geprägter Organisationsstrukturen an-
nimmt, welche in dieser Form in der Praxis nicht
nachvollziehbar erscheint und sich weder in der
Praxis noch durch unsere Einblicke in die Situation
von Frauen in den deutschen Unternehmen bestäti-
gen lässt.

Nach Studium der aktuellen Untersuchungen aus
neutraler Sicht heraus und dem Abgleich mit den
eigenen Erfahrungswerten aus der Praxis als Perso-
nalberater sowie mit mir bekannten Top-Ma-

35 Vgl. u.a.: Benachteiligungsverbot des § 7 Absatz 1

nagerinnen erscheint zumindest der pauschale Vor-
wurf der gezielten und signifikanten Benachteili-
gung weiblicher Mitarbeiter bei der Entlohnung als
zentrale Begründung für das Gender Pay Gap als
nicht länger haltbar. Gleichwohl liegt es auch an der
Politik, über geeignete strukturelle Maßnahmen die
Aufstiegsmöglichkeiten von Frauen am Arbeitsmarkt
weiter auszubauen und auf diesem Wege auch die
Einkommenslücke weiter zu verringern. Inwiefern
nun das tatsächliche, sprich bereinigte Gap nun vier
Prozent, wie vom Institut der Deutschen Wirtschaft
in Köln für Frauen ohne längere Babypause prokla-
miert36 oder die acht Prozent (Statistisches Bundes-
amt) beträgt; Werte von 23 Prozent und mehr schei-
nen eher auf eine (zu) undifferenzierte Betrachtung
hinzuweisen.

Desweiteren werden berufstätige Frauen unzulässig
latent in eine Opfer Rolle gestellt, welche kollektiv
des besonderen Schutzes des Gesetzgebers bedürfen,
was insbesondere der jungen Generation an Mitar-
beiterinnen in der Praxis nicht gerecht wird.

Insbesondere aber berücksichtigt der Gesetzesent-
wurf nicht eben jene Umstände, die es als strukturel-
le Hürden berufstätigen und/oder ambitionierten
Frauen in der Praxis eben gerade erschweren, Karrie-
re zu machen und zu den männlichen Kollegen
aufzuschließen. Stattdessen würde gerade ein weite-
res bürokratisches Erfordernis geschaffen, welches
insbesondere Klein- und Mittelständische belasten.

36 Vgl.: Anger, Christina / Schmidt, Jörg: Gender Pay Gap - Gesamt-

wirtschaftliche Evidenz und regionale Unterschiede http://www.

iwkoeln.de/de/studien/iw-trends/beitrag/53506
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Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 18. Februar 2013 zum

a) Gesetzentwurf der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Anette Kramme, Josip Juratovic,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes für Frauen und
Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT-Drucksache 17/9781)

b) Antrag der Abgeordneten Renate Künast, Beate Müller-Gemmeke, Ekin Deligöz, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Dr. Christina Boll, Hamburg

Ausgangslage

 Die unbereinigte geschlechtsspezifische Lohnlü-
cke beträgt in Deutschland derzeit über alle Bil-
dungsgruppen hinweg 22% (Statistisches Bun-
desamt 2012 auf Basis der Verdienststrukturer-
hebung 2010). Die Lücke ist damit eine der
höchsten im internationalen Vergleich. Im
OECD-Ländervergleich lag Deutschland 2010 an
dritter Stelle, nach Korea und Japan (OECD
2012).

 In Deutschland ist die geschlechtsspezifische
Lohnlücke insbesondere im untersten Einkom-
mensdezil besonders ausgeprägt. Auch für die
höchsten 10 % der Einkommen ist die Lücke
größer als für das Medianeinkommen, aber in
keinem Land sind die untersten 10 % der Ein-
kommen so stark von geschlechtsspezifischen
Einkommensunterschieden geprägt wie in
Deutschland (OECD 2012).

 Unterschiedlichen Berechnungen zufolge ist ein
mehr oder weniger großer Teil der Lohnlücke
auf unterschiedliche Merkmale von beschäftig-
ten Frauen und Männern zurückzuführen (Aus-
stattungseffekt). Es verbleibt ein unerklärter
Rest, der fälschlicherweise oft als Diskriminie-
rungseffekt bezeichnet wird. Diskriminierung
kann sich im erschwerten Zugang zu bestimm-
ten lohnrelevanten Merkmalen ausdrücken (et-
wa zu hochdotierten Führungspositionen) und

somit auch im Ausstattungseffekt enthalten sein.
Zugleich kann der unerklärte Rest nicht nur
Frauen benachteiligende arbeitgeberseitige Zu-
schreibungen, sondern auch Selektionseffekte
durch unbeobachtete fehlende Fähigkeiten
oder/und ein geschlechtsspezifisches Lohnver-
handlungsverhalten spiegeln (Boll/Leppin
2013).

 Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
enthält bereits ein ausdrückliches Verbot der
Benachteiligung in Bezug auf „die Beschäfti-
gungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich
Arbeitsentgelt“ (§2 Abs. 1 Nr. 2 AGG). Dieses
Entgeltgleichheitsgebot geht den o. g. Abgeord-
neten bzw. Fraktionen nicht weit genug. Sie for-
dern die Deutsche Bundesregierung auf, ein Ge-
setz zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsge-
botes zu entwickeln bzw. den vorgelegten Ge-
setzentwurf zu beschließen.

Stellungnahme

Abwesenheit von Diskriminierung im Sinne von
geschlechtsspezifischer Benachteiligung ist im Ziel
unstrittig. Die Definition von Diskriminierung als
„ungleicher Lohn für gleich(wertig)e Arbeit“ ist
jedoch ungeeignet, geschlechtsspezifische Benach-
teiligung aufzuspüren. Strukturelle Reformen, die
die Chancengleichheit der Geschlechter im Zugang
zu lohnrelevanten Merkmalen sicherstellen sowie
gleiche Anreize zur Ausschöpfung individueller
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Einkommenskapazitäten schaffen, werden als ziel-
führender mit Blick auf Entgeltgleichheit angesehen
als die versuchte Regulierung von Marktergebnissen.

Begründung

1. Entgeltgleichheit kann im Ergebnis nicht ver-
ordnet werden.

o Der Referenzmaßstab „gleiche bzw. gleich-
wertige Tätigkeit“ ist ungeeignet, die Pro-
duktivität der Arbeitskraft als maßgebender
Faktor für ihr erzieltes Lohneinkommen ab-
zubilden. Die betrieblichen Gegebenheiten,
die arbeitsplatzspezifischen Anforderungen
sowie die persönlichen Dispositionen sind
zu heterogen, um „gleichwertige“ Tätigkei-
ten definieren zu können und damit einer
gesetzgeberischen Regulierung zugänglich
zu sein.

2. Eine Orientierung an arbeitsplatzseitigen Er-
fordernissen würde zudem falsche Bildungs-
anreize setzen.

o Wissen, Fertigkeiten und Erfahrung von Ar-
beitskräften, die in der Summe ihre Produk-
tivität bestimmen, sind nicht zwingend ar-
beitsplatzgebunden, sondern werden viel-
fach auch in tätigkeitsübergreifende betrieb-
liche Prozesse eingebracht bzw. definieren
die Art und Weise, wie Tätigkeiten ausgeübt
werden. Dies ist ein dynamischer Prozess.
Produktivität ist daher nicht ex ante be-
obachtbar, sondern ergibt sich erst im Zu-
sammenwirken von individuellen Disposi-
tionen und Neigungen mit den arbeitsplatz-
seitigen Gegebenheiten. Der Staat ist hier
grundsätzlich im Informationsnachteil, Ta-
rifvertragsparteien sind es auch. An Tätig-
keitsbeschreibungen orientierte Lohnein-
kommen können daher nur Anhaltspunkte
für Lohnbandbreiten sein.

o Die über eine Tätigkeitsbeschreibung hinaus
gehenden Qualifikationen blieben nach ei-
ner solchen Schematik unbezahlt. Dies wäre
allokationspolitisch falsch bzw. eine solche
Entlohnungsschematik wäre in der betrieb-
lichen Praxis wirkungslos , da diese Quali-
fikationen, wie die empirische Evidenz
zeigt, durchaus in Wertschöpfung umge-
wandelt werden und eine Nichtausschöp-
fung von Potenzialen gesamtwirtschaftlich
sowie für die betroffenen Individuen nach-
teilig wäre.

o Die empirische Evidenz zeigt beispielswei-
se, dass auch „überschüssige“ – im Sinne
von über das formale Bildungsanforde-
rungsniveau der Tätigkeit hinausgehende –
Qualifikationen Lohnerträge erzielen. Das
heißt, diese Qualifikationen werden am Ar-
beitsmarkt in Wertschöpfung umgewandelt.
Wie eigene Untersuchungen zeigen, wird
beispielsweise ein Jahr Bildung, das den
Standard in der beruflichen Vergleichs-
gruppe überschreitet, bei deutschen Aka-
demikern mit einem Lohnplus von 4.2 %,

bei Akademikerinnen sogar mit 4.7 % ver-
gütet. Damit erzielen formal überqualifizier-
te Akademiker/innen aus überschüssigen
Bildungsjahren zwar geringere Lohnerträge
als ihre Examenskolleg/innen, die bildungs-
adäquat beschäftigt sind (6.8 % bzw. 8.1 %
pro erforderliches Bildungsjahr), jedoch zu-
gleich höhere Erträge als Personen ohne
diese zusätzlichen Qualifikationen in der
betreffenden Berufsgruppe (Boll/Leppin
2013). Dies zeigt, dass der Arbeitsmarkt fle-
xibel genug ist, angebotenes Humankapital
zumindest partiell absorbieren, d. h. in ein-
kommensstiftende Wertschöpfung umwan-
deln zu können.

3. Statt Ergebnisse von Marktprozessen zu regu-
lieren, sollte der Gesetzgeber im Wege des Ab-
baus institutioneller Hemmnisse gleiche Zu-
gangschancen von Frauen und Männern zu
lohnrelevanten Merkmalen fördern.

o Das Erwerbsverhalten von Frauen in
Deutschland ist stark durch den Familien-
zusammenhang geprägt. Das Erwerbsvolu-
men von Müttern mit minderjährigen Kin-
dern liegt um 40 % unter dem Wert anderer
Frauen, weil Mütter seltener erwerbstätig
sind und, wenn erwerbstätig, eine geringere
Wochenarbeitszeit arbeiten (BMFSFJ 2012).
Zwar kehren seit Einführung des Elterngel-
des 2007 Mütter etwas früher und mit einer
etwas erhöhten durchschnittlichen Wo-
chenarbeitszeit zurück in den Job, aber
Teilzeit prägt weiterhin die weibliche und
insbesondere die mütterliche Erwerbstätig-
keit. Teilzeit mit unter 20 Wochenstunden
hat unter Frauen zwischen 1996 und 2009
sogar um vier Prozentpunkte zugenommen
(Allmendinger et al. 2012).

o Die unbereinigte Lohnlücke zwischen deut-
schen kinderlosen Frauen und Männern
liegt deutlich unter dem OECD-Durch-
schnitt, die Lücke zwischen Frauen und
Männern mit mindestens einem Kind je-
doch darüber (OECD 2012) und wird nur
noch von wenigen Ländern (Japan, Korea
und Kanada) übertroffen. Dies zeigt, dass
der Schattenpreis von Kindern in Deutsch-
land im internationalen Vergleich beson-
ders ausgeprägt ist.

o Erwerbsunterbrechungen im Zusammen-
hang mit Geburten sowie die sich anschlie-
ßenden Teilzeitbeschäftigungen sind in Tei-
len Deutschlands ohne Alternative, wenn
das Angebot institutioneller Kinderbetreu-
ung nicht ausreichend, private professionel-
le Betreuung nicht erschwinglich und fami-
liale bzw. soziale Netzwerke nicht verfügbar
sind. Der Tatbestand des im internationalen
Vergleich hohen geschlechtsspezifischen
Lohnunterschiedes am unteren Rand des
Einkommensspektrums legt nahe, dass un-
erschwingliche bzw. nicht ausreichend vor-
handene Kinderbetreuungsmöglichkeiten
gerade für Frauen im Niedrigeinkommens-
bereich ein erhebliches Problem darstellen.
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o Mit Erwerbsunterbrechungen gehen immen-
se Bruttolohnverluste einher. Diese variie-
ren zwischen verschiedenen Bildungstypen
sowie abhängig von Zeitpunkt und Muster
der Unterbrechung (Boll 2011a; 2011b). Die
folgende Abbildung zeigt die Lohnverluste
für eine Frau mit abgeschlossener Lehre, die
im Alter von 30 Jahren ein Kind bekommt
und danach einen der dargestellten hypo-
thetischen Erwerbsverläufe, bestehend aus
einer Auszeit- und/oder Teilzeitphase (Teil-

zeit mit 20 Wochenstunden) verfolgt. Am
Ende dieser drei- bzw. sechsjährigen Span-
ne kehrt sie in Vollzeit wieder ins Erwerbs-
leben zurück. Die Verluste sind als die Dif-
ferenz in den Bruttolohneinkommen ange-
geben, die zwei Frauen gleicher Bildung in
der Altersspanne 30-45 Jahre erzielen, wenn
die eine von beiden ununterbrochen Voll-
zeit arbeitet (Referenzfrau) und die andere
den betreffenden hypothetischen Erwerbs-
verlauf wählt (Unterbrechungsfrau).
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In obiger Abbildung umfasst die Säule ganz links
einen Verlauf gänzlich ohne Auszeit. Für die übrigen
drei Säulen gibt der unterste Block jeder Säule die
während der Auszeitphase, der mittlere Block die
während der Teilzeitphase und der obere Block die
in der Post-Wiedereinstiegsphase verlorenen Ein-
kommen an. Letztere als Folgekosten bezeichneten
Lohneinbußen resultieren aus dem Umstand, dass
die Referenzfrau ein kontinuierliches Lohnwachs-
tum erzielt, u. a. weil sie sich beruflich weiterbildet.
Die „Unterbrechungsfrau“ erleidet bei Wiederein-
stieg nicht nur einen Lohnabschlag gegenüber ihrem
eigenen Ausstiegslohn, aufgrund einer teilweisen
Entwertung ihres einstmals erworbenen Humankapi-
tals (Wissen, Fähigkeiten, Fertigkeiten); darüber
hinaus hat sie in der beruflichen Auszeit auch (zu-
meist) keine Weiterbildungsinvestitionen getätigt. In
der Summe führt dies dazu, dass die Unterbre-
chungsfrau die Referenzfrau im Lohn bis zum Alter
von 45 Jahren nicht einholen kann (und die Verläufe
legen auch keinen entsprechenden Aufholprozess in
der verbleibenden Erwerbsphase nahe).

o Umgerechnet auf die Differenz in den Stun-
denlöhnen zeigt folgende Abbildung, dass
ein „Career Wage Gap“ von bis zu 21% be-
reits unter Frauen zustande kommt, wenn
allein im Merkmal Erwerbsbiografie ver-
schiedene Frauen miteinander verglichen
werden.37 Der Faktor Biografie erklärt dem-
nach einen Gutteil der Lohnlücke. Die Un-
terbrechung nach Grundschulmuster ent-
spricht einer dreijährigen Auszeit, nachge-
folgt von einer dreijährigen Teilzeitspanne,
sodass die Mutter zum Zeitpunkt der Ein-
schulung des Kindes in Vollzeit in das Er-
werbsleben zurückkehrt.

Anmerkungen zu den Grafiken:

 Die simulierten Lohneinbußen stel-
len den unteren Rand der tatsächli-
chen Verluste dar, wenn man be-
denkt, dass die Rückkehr zu Vollzeit
im Alter des Kindes von sechs Jah-
ren zumindest für westdeutsche
Frauen eine ambitionierte Annahme
darstellt. Die simulierten Einbußen
sind auch deshalb konservativ ge-
schätzt, weil von der Annahme aus-
gegangen wird, dass Frauen auf den-
selben Job zurückkehren.38

 Die Berechnung des „Career Wage
Gap“ auf Basis simulierter Lohnver-
läufe ist detailgenauer als es die Be-
rechnung von Biografie-Effekten im
Gender Wage Gap ermöglicht. Zum
einen werden die Lohnverläufe pro
Bildungstyp gerechnet, während die

37 Das vergleichsweise geringe Lohnniveau resultiert aus dem der
Untersuchung zugrundeliegenden Beobachtungszeitraum 1984-
2005 und deckt sich weitgehend mit zeitgleichen Ergebnissen
aus der Verdienststrukturerhebung des Statistischen Bundesam-
tes.

38 Diese Annahme wird in einem laufenden Forschungsprojekt
aufgegeben und die daraus resultierenden Einkommenseffekte
werden evaluiert.

Lohnlücke zumeist über alle Bil-
dungsgruppen hinweg berechnet
und der Durchschnittswert zerlegt
wird. Zum zweiten ist der Career
Wage Gap auch bei bildungsgrup-
penspezifischer Zerlegung des Gen-
der Wage Gap genauer. So bestätig-
ten eigene Analysen mit SOEP-
Daten den vom Statistischen Bun-
desamt berechneten Gender Pay Gap
zwischen Akademiker/innen in
Deutschland in Höhe von 27 %. Die
Zerlegung kann jedoch immer nur
für einzelne erwerbsbiografische
Merkmale, beispielsweise die Aus-
zeiterfahrung, erfolgen. Typische
Erwerbsverläufe von Frauen sind je-
doch durch Kombinationen von
Aus- und Teilzeitphasen gekenn-
zeichnet, was zu kumulierten Ein-
bußen führt. In den Lohnsimulatio-
nen entsprechend konstruierter Er-
werbsverläufe kann diese Kumulati-
on berücksichtigt werden.

4. Zur Schaffung gleicher Zugangschancen ge-
hört auch der Abbau bestehender institutio-
neller Anreize, die die Nachrangigkeit weibli-
cher Einkommen im Partnerschaftskontext
begünstigen.

o Hierzu zählen u. a. das Ehegattensplitting,
die Abgabenbegünstigung/-befreiung gering-
fügiger Beschäftigungsverhältnisse und das
Betreuungsgeld.39 Solange der Staat Anreize
dafür setzt, dass es auf Paarebene rational
ist, das Haushaltsnettoeinkommen anstelle
des individuellen Bruttoerwerbseinkom-
mens am Markt zu maximieren, sind brach
liegende Humanressourcen die Folge.

5. Die Lohneinkommen von Männern und Frau-
en werden sich durch die dergestalt erfolgen-
de Stärkung der Erwerbsanreize auf individu-
eller Ebene, begleitet durch eine die umfang-
reiche Erwerbstätigkeit beider Partner ermög-
lichende Infrastruktur, durch das Spiel der
Marktkräfte weiter aneinander annähern.

o Denn diese strukturellen Reformen verän-
dern die Verhandlungsposition von Frauen
auf dem Arbeitsmarkt elementar und sind
daher weit besser als ergebnissteuernde Re-
gulierungsversuche in der Lage, einseitig
Männern gewährte Ernährerprämien im
Lohn abzubauen.

o Angleichungsprozesse sind insbesondere
bezüglich der horizontalen und vertikalen
Segregation zu erwarten: Bei gestiegenen
Returns on Investment ist davon auszuge-
hen, dass Mädchen eher in Karriere inves-
tieren und höher dotierte Berufe wählen.
Die verbesserte Betreuungsinfrastruktur er-
höht die Opportunitätskosten der Nichter-
werbstätigkeit, wovon die Erwerbsintegrati-

39 Vgl. Boll/Reich 2012.
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on von Frauen insgesamt und die Einbin-
dung von Müttern in anspruchsvolle Tätig-
keiten und Führungspositionen insbesonde-
re profitieren dürften.

6. Familienpolitik kann helfen, klassische Ge-
schlechterrollen aufzubrechen und unbezahlte
wie auch bezahlte Arbeit gleichgewichtiger
auf beide Geschlechter zu verlagern. Der ge-
setzgeberische „Hebel“ ist aber auch hier ein-
geschränkt und kann die Zivilcourage infor-
mierter Einzelpersonen vor Ort nicht ersetzen.

o In der Tat gibt es im internationalen Zu-
sammenhang empirische Evidenz dafür,
dass beispielsweise die Zeitverwendung
von Vätern auf ihre Kinder mit Väter-
komponenten im Elterngeld positiv assozi-
iert ist. Die stärkere Einbindung von Vätern
im Haushalt kann nicht nur positive Frau-
enerwerbseffekte, sondern auch positive
Fertilitätseffekte nach sich ziehen (Boll et
al. 2012). Allerdings ist die Richtung des
Kausalzusammenhanges unbestimmt. Ver-
mutlich ist die Übertragbarkeit von Best
Practices aus anderen Ländern dadurch ein-
geschränkt, dass die gesetzlichen Regelwer-
ke selbst von gesellschaftlichen Werten und
Normen (mit)beeinflusst werden.

o Die für notwendig erachteten Maßnahmen
müssen daher letztlich der Zivilcourage von
Einzelpersonen überantwortet werden, die –
ausgestattet mit dem Informationsvorteil
über die Einkommens- und Beschäftigungs-
verhältnisse in ihrem individuellen Wir-
kungskreis – gegen geschlechtsspezifische
Benachteiligung eintreten.
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zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 18. Februar 2013 zum

a) Gesetzentwurf der Abgeordneten Gabriele Hiller
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung
Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT

b) Antrag der Abgeordneten Renate Künast, Beate Müller
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Prof. Dr. Heide Pfarr, Kassel

Meine Stellungnahme bezieht sich auf folgende
Fragen:

1. Ist die Zielstellung des Gesetzes richtig?

2. Greift das Gesetz die entscheidenden Pro
leme auf?

3. Schafft das Gesetz unnötige Bürokratie?

4. Verstößt das Gesetz gegen die Tarifauton
mie der Tarifvertragsparteien?

5. Schränkt das Gesetz unzulässig die Unte
nehmerfreiheit ein?

6. Würde das Gesetz Erfolg haben beim Durc
setzen der Entgeltgleichheit?

Zu 1. Ist die Zielstellung des Gesetzes richtig?

In der öffentlichen Diskussion wird immer wieder
betont, dass der Abstand zwischen den Entgelten
von Männern und Frauen in der Bundesrepublik von
23 % vor allem auf familienbedingten Erwerbsunte
brechungen und –reduzierungen und Berufswah
entscheidungen der Frauen beruhe. Diesen
chen widmet sich der vorliegende Gesetzentwurf der
SPD Fraktion nicht. Wie in der Problembeschreibung
des Gesetzentwurfes zutreffend ausgeführt wird,
wären diese Ursachen, die selbst wiederum ein Def
zit an Geschlechtergleichstellung deutlich machen,
auf der Ebene der Arbeitsmarktpolitik, der Infr
strukturpolitik und der Bildungspolitik anzugehen.
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entscheidungen der Frauen beruhe. Diesen Tatsa-
chen widmet sich der vorliegende Gesetzentwurf der
SPD Fraktion nicht. Wie in der Problembeschreibung
des Gesetzentwurfes zutreffend ausgeführt wird,
wären diese Ursachen, die selbst wiederum ein Defi-
zit an Geschlechtergleichstellung deutlich machen,
auf der Ebene der Arbeitsmarktpolitik, der Infra-
strukturpolitik und der Bildungspolitik anzugehen.

In der öffentlichen Diskussion wird aber regelmäßig
nicht die komplexe Realität zutreffend benannt. Der
Gender Pay Gap und seine Ursachen sind wisse
schaftlich gut untersucht (vergleiche dazu nur Zie
ler, Gartner, Tondorf, Entgeltdifferenzen und Verg
tungspraxis in: Projektgruppe GiB Geschlechteru
gleichheiten im Betrieb, 2010, S. 271 ff. mit weiteren
Nachweisen). Danach ist neben den genannten Fa
toren und der horizontalen und vertikalen Segregat
on des Arbeitsmarktes mindestens ein Drittel bis die
Hälfte des Gender Pay Gaps auf Einkommensdiskr
minierung zurückzuführen, also auf Verstöße gegen
das Verbot der unmittelbaren und mittelbaren Di
kriminierung im Entgelt. Das wird oft gänzlich au
geblendet oder heruntergespielt.

Das Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfes ist genau
auf die Bekämpfung dieser Verstöße gegen das En
geltgleichheitsgebot gerichtet, und zwar mit dem
Blick auf die betriebliche Ebene. Auch auf
Ebene wäre noch zwischen Beschäftigungs
Einkommensdiskriminierung zu unterscheiden. Das
Gesetz selbst befasst sich ausdrücklich nur mit der
Einkommensdiskriminierung. Es wäre allerdings
verfehlt, deshalb die Zielsetzung des Gesetzes für
marginal zu halten. Denn auch die reine Entgeltdi
kriminierung ist nicht gering. Es wäre geradezu z
nisch, wenn der Gesetzgeber deutlich machen wü
de, dass ihn die jahrzehntelang fortdauernde Verfe
lung eines Verfassungsgebots in diesem Umfang kalt
lässt. Die gesetzgeberische Mühe eines Eingreifens
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lohnt sich aber auch deshalb, weil durch die und in
der Bekämpfung der Entgeltdiskriminierung der
Blick auf weitere ungerechtfertigte Geschlechterdif-
ferenzierungen geschärft und damit der politische
Prozess zur Herstellung von Geschlechtergerechtig-
keit stark unterstützt wird. Auch ist zu erwarten,
dass mit der Umsetzung eines solchen Gesetzes das
Selbstbewusstsein des benachteiligten Geschlechts
gestärkt und mehr Problembewusstsein der han-
delnden Akteure im Bereich der Erwerbsarbeit er-
reicht wird – mit positiven Folgen für die anderen
Diskriminierungstatbestände außerhalb des Entgelts.

Fazit: die Zielstellung des Gesetzes, der fortdauern-
den unmittelbaren und mittelbaren Entgeltdiskrimi-
nierung entgegenzutreten, ist richtig und wichtig.
Daneben sind andere, gleichfalls gleichstellungswid-
rige Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt politisch
und regulatorisch aufzugreifen. Das kann aber geset-
zessystematisch nicht in ein und demselben Gesetz
geschehen.

Zu 2. Greift das Gesetz die entscheidenden Prob-
leme auf?

Die rechtlichen Grundlagen für das grundsätzliche
Verbot der Entgeltdiskriminierung sind auf europäi-
scher und nationaler Ebene im Prinzip ausreichend.
Auch an hochrangigen und wiederholten Ermah-
nungen der für die Entgeltfindung und damit Ent-
geltdiskriminierung zuständigen Akteure hat es
nicht gemangelt – ohne Erfolg. Die Durchsetzung der
Entgeltgleichheit wird nicht gelingen, wenn weiter-
hin nur hier angesetzt wird. Das Defizit liegt offen-
sichtlich im Verfahren der Verwirklichung des Ge-
bots der Entgeltgleichheit. Hier mangelt es an gesetz-
lichen Möglichkeiten und durchsetzungsstarken
Akteuren, um auf diejenigen einzuwirken, die für
die Entgeltfindung zuständig sind. Es darf nicht
dabei bleiben, dass nur diejenigen nach geltendem
Recht rechtliche Einwirkungsmöglichkeiten haben,
die diese strukturell entweder aus sozialer Schwäche
oder wegen Interessenkollisionen bisher nicht ge-
nutzt haben und nicht von sich aus nutzen werden.
Gleichermaßen müssen die für die Entgeltfindung
zuständigen Akteure dazu gebracht werden, die
Herstellung von Entgeltgleichheit zu ihrem eigenen
Ziel zu machen.

Der Gesetzentwurf setzt folgerichtig hier an. Es for-
muliert Verfahren, die sicherstellen, dass die zu-
ständigen Akteure ihren Rechtspflichten nachkom-
men und setzt dazu auch zivilgesellschaftliche In-
strumente und Akteure ein.

Ein wesentliches Problem für die Durchsetzung der
Entgeltgleichheit liegt in der mangelnden Transpa-
renz von betrieblichen Entgeltfindungssystemen und
weiteren Informationsdefiziten. Ohne Transparenz
und Information ist Entgeltgleichheit nicht herzu-
stellen. Der Gesetzentwurf widmet sich diesem Prob-
lem ausführlich.

Fazit: Der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion greift die
entscheidenden Probleme der Durchsetzung der
Entgeltgleichheit auf.

Zu 3.: Schafft das Gesetz unnötige Bürokratie?

Wie jedes Verfahrensgesetz kommt ein Gesetz zur
Durchsetzung der Entgeltgleichheit nicht ohne Ver-
fahrensregelungen aus, die abgesichert werden müs-
sen und deshalb bürokratisch wirken. Selbstver-
ständlich wird eben diese unvermeidliche „Bürokra-
tie“ dem Gesetz zum Vorwurf gemacht werden, ganz
besonders von denen, auf deren Verhalten die Ent-
geltdiskriminierung vornehmlich zurückzuführen
ist: die Wirtschaft, die staatliche Verfahrensregelun-
gen durch Rechtstreue hätten vermeiden können.
Ein Blick auf die Defizite im Bereich Entgeltgleich-
heit macht deutlich, dass der Verzicht auf bürokra-
tisch wirkende Vorschriften gleichzeitig den Ver-
zicht auf die Durchsetzung der Entgeltgleichheit
bedeutet.

Der Gesetzentwurf ist deshalb unter dem Gesichts-
punkt zu bewerten, ob er mehr als unvermeidlich
bürokratische Regelungen trifft.

Das Gesetz vermeidet flächendeckende staatliche
Eingriffe und schaltet eine Behörde nur zum Sam-
meln von Berichten und Daten ein. Auch die Befas-
sung der Gerichtsbarkeit ist auf das unvermeidliche
reduziert.

Die Herstellung von Transparenz und die notwendi-
ge Weitergabe von Informationen zur Überprüfung
des unternehmerischen Verhaltens wird im Gesetz-
entwurf zurückhaltend formuliert, da die Unterneh-
men selbst hier tätig werden sollen. Ein Unterneh-
men, das sich nach geltendem Recht rechtstreu ver-
halten will, bedarf dieser Informationen über das
eigene Entgeltsystem bereits heute. Insofern sind die
Vorschriften im Gesetzentwurf zur Erhebung der
Daten zur Entgeltgleichheit keineswegs überflüssige
Bürokratie und gehen eigentlich nicht einmal über
bereits geltende Verpflichtungen hinaus – sie ma-
chen sie lediglich verbindlich und überprüfbar. Das
Gesetz verlangt nichts Zusätzliches auf der betriebli-
chen Ebene, sondern nur die Weitergabe der Infor-
mation an eine staatliche Stelle – die Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes – , die unter Wahrung des
Datenschutzes die Einhaltung der Verpflichtungen
dokumentiert. Da dies in der Regel digital geschieht,
ist der bürokratische Aufwand gering.

Die Verpflichtung, sachverständige Personen einzu-
beziehen, ist schon deshalb unvermeidlich, weil nur
so sichergestellt werden kann, dass die Entgeltsys-
teme angemessen überprüft werden. Das Gesetz sieht
zum Schutz von Kleinunternehmen die Möglichkeit
vor, die ADS kostenneutral einzuschalten.

Auch die Verpflichtung, bei festgestellten Verstößen
gegen das Gebot der Entgeltgleichheit tätig zu wer-
den, ist keine unnötige bürokratische Regelungen,
sondern schon nach geltendem Recht geboten.

In Bezug auf das Verfahren für die Korrektur betrieb-
licher Entgeltsysteme vermeidet das Gesetz bürokra-
tische Regelungen und verweist auf erprobte Vorge-
hensweisen entsprechend dem Betriebsverfassungs-
gesetz, soweit ein Betriebs- oder Personalrat besteht.

Das Gesetz weist keine unnötigen bürokratischen
Regelungen auf.
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Zu 4.: Verstößt das Gesetz gegen die Tarifautono-
mie der Tarifvertragsparteien?

Ein Verfahrensgesetz zur Herstellung der Entgelt-
gleichheit bezieht sich auf ein komplexes Wirkungs-
gefüge, nämlich die Entgeltfindung auf individual-
vertraglicher Ebene, auf betrieblicher Ebene und
durch Tarifvertrag. Diese alle müssen durch das
Gesetz erfasst werden; gleichzeitig ist vom Gesetzge-
ber zu berücksichtigen, dass zu den für die Entgelt-
findung Zuständigen die Tarifvertragsparteien gehö-
ren, die gleichfalls ein Grundrecht für sich in An-
spruch nehmen können: die Tarifautonomie. Die
Tarifautonomie rechtfertigt allerdings nicht tarif-
rechtliche Entgeltdiskriminierungen. Ein gesetzgebe-
risches Einwirken auf die Tarifvertragsparteien da-
hingehend, ein entgeltgleichheitswidriges Tarifver-
tragsrecht korrigieren zu müssen, ist nicht nur legi-
tim, sondern bereits heute grundrechtlich (und eu-
roparechtlich) geboten.

Das Gesetz greift nicht in die Tarifautonomie ein, da
es die Korrektur diskriminierender Tarifverträge den
Tarifvertragsparteien überlässt. Die Rechtsfolge, dass
diskriminierende tarifliche Regelungen nichtig sind,
wenn das Arbeitsgericht dies feststellt, besteht be-
reits nach geltendem Recht. Das Gesetz erweitert sie
lediglich darauf, dass nicht die Klagenden diskrimi-
nierte Personen sein müssen.

Das Gesetz verstößt nicht gegen den Grundsatz der
Tarifautonomie.

Zu 5.: Schränkt das Gesetz unzulässig die Unter-
nehmerfreiheit ein?

Das Gesetz belässt die Erhebung der Informationen
zu den Entgeltfindungssystemen wie auch die Kor-
rektur von Diskriminierungen bei denen, die für die
Entgeltfindung zuständig sind. Allein Informations-

pflichten und die Herstellung von Transparenz sind
nicht geeignet, die Unternehmerfreiheit einzu-
schränken. Dasselbe gilt für die Durchsetzung gesetz-
licher Pflichten durch Bußgelder.

Zu 6.: Würde das Gesetz Erfolg haben beim Durch-
setzen der Entgeltgleichheit?

Da das Gesetz die Herstellung von Entgeltgleichheit
den für die Entgeltfindung Zuständigen überlässt
und neben dem Sammeln von Daten und Berichten
auf zivilgesellschaftliche Akteure setzt, ist der Erfolg
des Gesetzes vom Tätigwerden eben dieser abhängig.
Bleiben die Tarifvertragsparteien, die Betriebs- oder
Personalräte und die im Gesetz angesprochenen
Antidiskriminierungsverbände untätig, wird der
Erfolg des Gesetzes beim Durchsetzen der Entgelt-
gleichheit nicht ausreichend sein. Der Verzicht des
Gesetzes auf flächendeckende staatliche Kontrollen
und Eingriffe, der reduzierte Einsatz bürokratischer
Verfahrensregelungen hat unvermeidlich diese Fol-
ge. Die Akzeptanz des Gesetzes bei den für die Ent-
geltfindung Zuständigen allerdings dürfte dadurch
wohl wachsen, was für den Erfolg wichtig ist. Jedoch
wird eine Akzeptanz erst eintreten, wenn die zu
erwartende öffentliche Aufmerksamkeit für die Stel-
lungnahme der Wirtschaft verrauscht sein wird, die
den gänzlichen Niedergang der Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Wirtschaft prognostizieren wird,
ebenso wie einst bei der Abschaffung der Kinderar-
beit, jeder weiteren sozialpolitischen Regelung und
jüngst der Einführung des AGG.

Treffen die Einschätzungen des Gesetzes zu, dass die
zivilgesellschaftlichen Akteure sich des Problems
der Entgeltgleichheit annehmen werden, würde die
Entgeltgleichheit in der Bundesrepublik endlich von
einem Prinzip zur Praxis.
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Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT-Drucksache 17/9781)
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Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Dr. Karin Tondorf, Seddiner See

Zusammenfassung

Ein Gesetz zur Durchsetzung der Entgeltgleichheit
ist erforderlich, da eine geschlechterbezogene Dis-
kriminierung beim Entgelt zwar seit mehreren Jahr-
zehnten verboten, nicht aber verbindlich zu prüfen
ist. Die Prüfung ist Voraussetzung für die Beseiti-
gung benachteiligender Mechanismen. Sie ist jedoch
erforderlich, da alle bisher durchgeführten Analysen
darauf verweisen, dass Entgelttarifverträge und be-
triebliche Entgeltregelungen nicht selten Potentiale
mittelbarer Entgeltdiskriminierung enthalten. Darü-
ber hinaus kann für die betriebliche Praxis auch eine
unmittelbare Entgeltdiskriminierung nicht ausge-
schlossen werden. Mit einer freiwilligen Prüfung
seitens der Arbeitgeber und der Tarifparteien ist
erfahrungsgemäß nicht zu rechnen. Hierfür wäre
hinlänglich Zeit gewesen. Die im Gesetzentwurf
vorgesehene kursorische Prüfung ist für Arbeitgeber
und Arbeitgeberinnen vom Aufwand her vertretbar,
da sie sich auf maximal drei Entgeltbestandteile
bezieht und die Materie für Personalverantwortliche
nicht neu ist.

Stellungnahme

In meiner Stellungnahme werde ich insbesondere
auf den Rechtsanspruch des gleichen Entgelts für
gleichwertige Arbeit und das beschriebene Prüfver-
fahren eingehen.

Gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit:

Obwohl dieses Rechtsprinzip seit vielen Jahrzehnten
im europäischen und deutschen Recht verankert ist,
wird dieser Anspruch bis heute wenig beachtet und
teilweise nicht verstanden. Der Rechtsanspruch wird
vielfach verkürzt auf die Formel „gleiches Entgelt für
gleiche Arbeit“. Dieser Teilaspekt ist – zumindest in
Tarifverträgen – heute in der Regel eingelöst. Dies
bedeutet jedoch nicht, dass Entgeltgleichheit damit
vollständig verwirklicht und eine Prüfung von Tarif-
verträgen unnötig ist, wie aktuell noch immer be-
hauptet wird.40

Tätigkeiten von Frauen und Männern sind gleich-
wertig, wenn sie „hinsichtlich der tatsächlichen
Anforderungen und Belastungen bei diskriminie-
rungsfreier Bewertung ein vergleichbares Bewer-
tungsergebnis erhalten.“ (§ 3, Abs. 3, Satz 2 Gesetz-
entwurf). Mitunter wird eingewendet, dass inhalt-
lich unterschiedliche Tätigkeiten von Frauen und
Männern gar nicht miteinander verglichen werden
könnten und eine Gleichwertigkeit gar nicht fest-
stellbar sei. Die Ermittlung der Gleichwertigkeit ist
jedoch „Alltagsgeschäft“ von Tarifparteien: Wenn sie
unterschiedliche Tätigkeiten von Frauen und Män-

40 Vgl. Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände:
„Tatsächlich wird das Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit“ nicht nur durch Tarifverträge, sondern auch dadurch ga-
rantiert, dass unterschiedliche Löhne in gleichen Tätigkeiten
schon seit langem ausdrücklich verboten sind.“ (Stand:
12.2.2013) http://www.arbeitgeber.de/www/arbeitgeber.nsf/
id/DE_PI04708?open&Highlight=Entgeltgleichheit
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nern derselben Entgeltgruppe zuordnen (z.B. Fahrer-
tätigkeit und Personalsachbearbeitung), sind sie aus
Sicht der Tarifparteien gleichwertig. Die für beide
Tätigkeiten zutreffenden Anforderungen hinsichtlich
Art und Höhe sind bei den gängigen summarischen
Arbeitsbewertungsverfahren in den jeweiligen Ent-
geltgruppentexten formuliert (z.B. Tätigkeiten, die
eine abgeschlossene dreijährige Berufsausbildung
erfordern). Fraglich ist jedoch, inwieweit die ausge-
wählten Bewertungskriterien, die oftmals seit Jahr-
zehnten unverändert bestehen und sich z.T. auf
Tätigkeiten beziehen, die es heute gar nicht mehr
gibt, die charakteristischen und aktuellen Anforde-
rungen an die Tätigkeiten von Frauen und Männern
angemessen abbilden, wie es rechtlich gefordert ist.

Das Prüfverfahren:

Die Prüfung von Entgeltgleichheit muss sich an
rechtlichen Begrifflichkeiten und Grundsätzen orien-
tieren. Das zu zertifizierende Prüfverfahren fragt
daher systematisch danach, inwieweit die Vorgaben
aus deutschem und europäischem Recht eingehalten
werden. Sie wurden u.a. vom BMFSFJ veröffent-
licht.41 Hinlänglich bekannt sind auch die potentiell
diskriminierenden Mechanismen, die in Entgeltrege-
lungen und -praxis vorkommen können.42 Es wurden
zwischenzeitlich auch Prüfverfahren entwickelt, die
Hinweise auf mögliche Entgeltdiskriminierung bei
verschiedensten Entgeltbestandteilen geben kön-
nen.43 Insoweit sind die Grundlagen der Prüfung
nicht neu und frei zugänglich.

Die vorgesehene kursorische Prüfung beschränkt
sich auf drei Entgeltbestandteile. Dies ist für einen
Schnell-Check ausreichend und für Arbeitgeber vom
Aufwand her vertretbar. Da die rechtlichen Vorgaben
zur Entgeltgleichheit überschaubar sind, können
auch die Fragen zu den einzelnen Entgeltbestandtei-
len von ihrer Anzahl her in einem überschaubaren
Rahmen (d.h. jeweils zwischen vier und acht Fragen)
bleiben. Wer im Personalreferat ohnehin mit Entloh-
nungsfragen befasst ist und das Rechtsgebiet kennt,
wird kaum Schwierigkeiten mit der Beantwortung
der Fragen haben.

Auch die kursorische Prüfung von Entgelttarifverträ-
gen kann sich auf eine begrenzte Anzahl von rechtli-
chen Aspekten beschränken. Hierzu gehören u.a.
folgende: Es ist rechtlich geboten, Tätigkeiten von
Frauen und Männern nach „gemeinsamen Kriterien“
zu bewerten und zu bezahlen (Art. 4 Satz 2 RL
2006/54/EG). Dagegen dürften z.B. etliche tradierte
Tarifverträge verstoßen, die noch nach Lohn und
Gehalt unterscheiden und dabei (männliche) Arbei-
ter/innen nach anderen Kriterien entlohnen als
(weibliche) Angestellte. Ein vergleichender Blick auf
die Entgelthöhe kann außerdem zeigen, ob einfachs-
te frauendominierte Angestelltentätigkeiten der
untersten Gehaltsgruppe niedriger entlohnt werden
als gleichwertige einfachste männerdominierte Ar-
beitertätigkeiten. Dies wäre ein weiteres Indiz für

41 vgl. u.a. Broschüre des BMFSFJ: Fair P(l)ay. Entgeltgleichheit
für Frauen und Männer, 2009, 4. Auflage)

42 Vgl. u.a. Deutscher Bundestag, Bericht der Bundesregierung zur
Berufs- und Einkommenssituation von Frauen und Männern
(BT-Drucksache 14/8952 v. 25.4.2002), Berlin, S. 209-251

43 www.eg-check.de

mittelbare Entgeltdiskriminierung. Ein Verstoß gegen
das Entgeltgleichheitsgebot könnte auch vorliegen,
wenn für Tätigkeiten mit gleichem Anforderungsni-
veau (z.B. Fachverkäufer/in und Bäcker mit dreijäh-
riger Berufsausbildung) unterschiedliche Grundlöh-
ne und Gehälter gezahlt werden.

 Weiterhin darf es in Entgeltregelungen keine
unzulässige Ausgrenzung oder Schlechterstellung
von Teilzeitbeschäftigten, befristet und geringfü-
gig Beschäftigten oder von Beschäftigten be-
stimmter Berufsgruppen (z.B. Reinigungskräften)
geben, soweit es sich um Frauen handelt. Die Prü-
fung des Geltungsbereichs einer Regelung kann
dies klären.

 Der Aufstieg beim Grundentgelt in Stufen muss
nach rechtlich zulässigen Kriterien und Regeln er-
folgen, die der Europäische Gerichtshof präzisiert
hat. Dabei muss z.B. auch ausgeschlossen sein,
dass Frauen nach ihrer Rückkehr aus der Eltern-
zeit keine unzulässigen Kürzungen erfahren.

Für die detaillierte Prüfung der Entgeltgleichheit
gilt, dass sie der Komplexität der betrieblichen und
tariflichen Entgeltstrukturen folgen muss. Ansonsten
ließen sich die diskriminierenden Mechanismen
nicht sichtbar machen und auch nicht beseitigen.
Sind die Entgeltstrukturen wenig differenziert und
transparent, wird auch die Prüfung einfach und
schnell erfolgen können.
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a) Gesetzentwurf der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Anette Kramme, Josip Juratovic,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes für Frauen und
Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT-Drucksache 17/9781)

b) Antrag der Abgeordneten Renate Künast, Beate Müller-Gemmeke, Ekin Deligöz, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Dr. Mari Teigen, Oslo/Norwegen
*)

Einführung

Norwegen gilt hinsichtlich der Gleichstellung der
Geschlechter als eine der führenden Nationen. Den-
noch ist die Situation in diesem Bereich komplex. In
manchen Bereichen wurden beträchtliche Fortschrit-
te erzielt, in anderen besteht die Geschlechterun-
gleichheit fort. Seit Mitte der Achtzigerjahre sind
Frauen und Männer in den politischen Gremien
nahezu gleich vertreten: 40 Prozent der Abgeordne-
ten im norwegischen Parlament sind Frauen; im
Kabinett sind es 50 Prozent und in den Gemeinderä-
ten durchschnittlich 38 Prozent. Wenngleich der
Anteil von Frauen in politischen Ämtern relativ
hoch ist, gibt es eine relativ große Schwankungsbrei-
te unterhalb der Durchschnittswerte, in allen Frakti-
onen und Politikbereichen. Hinsichtlich der Gleich-
stellungserfolge sind die allgemein hohen Beschäfti-
gungsquoten norwegischer Frauen ein weiterer
wichtiger Faktor. Heute sind 69 Prozent der Erwach-
senen erwerbstätig, 72 Prozent der Männer und 67
Prozent der Frauen.44 Allerdings ist Teilzeitarbeit
unter den erwerbstätigen Frauen relativ weit verbrei-
tet. Von den erwerbstätigen Frauen sind 41 Prozent
teilzeitbeschäftigt, bei den Männern beträgt der An-
teil 14 Prozent.45 Wie in vielen anderen europäi-
schen Ländern sind 60 Prozent der Studierenden

44 http://www.ssb.no/emner/06/01/aku/tab-2013-01-30-03.html
45 http://www.ssb.no/emner/00/02/10/likestilling/index.html

Frauen,46 doch sind es bei den Ordinarien immer
noch nur ein Fünftel (21 Prozent).47

Gesetzeslage

Das norwegische Gleichstellungsgesetz, in Kraft
getreten 1979, sieht in Artikel 5 gleichen Lohn für
gleiche Arbeit vor: Frauen und Männer im selben
Unternehmen erhalten für die gleiche oder gleich-
wertige Arbeit gleiches Entgelt. Die Bezahlung wird
unabhängig vom Geschlecht auf die gleiche Weise
festgesetzt. Das Recht auf Entgeltgleichheit für die
gleiche oder gleichwertige Arbeit gilt ungeachtet des
Faches oder des Berufes oder der Frage, ob die Be-
zahlung durch Lohntarifverträge geregelt ist. Ob die
Arbeit gleich oder gleichwertig ist, wird nach einer
Gesamteinschätzung festgelegt, bei der die zur
Durchführung der Arbeit nötige Fachkenntnis sowie
andere einschlägige Faktoren relevant sind, bei-
spielsweise Aufwand, Verantwortung und Arbeits-
bedingungen. Der Begriff „Bezahlung“ beinhaltet das
übliche Entgelt für die jeweilige Arbeit sowie alle
anderen Zuschläge oder Vorteile oder anderen Ver-
günstigungen durch den Arbeitgeber.

Die Förderklausel des Gleichstellungsgesetzes
(Artikel 1 Absatz a: Pflicht zur Förderung der

46 http://www.ssb.no/emner/00/02/10/likestilling/index.html
47 http://ec.europa.eu/research/science-society/document_library/

pdf_06/she_figures_2012_en.pdf
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Gleichstellung) sieht vor, dass Behörden sich ak-
tiv, zielgerichtet und systematisch darum bemü-
hen, die Gleichstellung in allen gesellschaftlichen
Bereichen zu fördern. Arbeitgeber bemühen sich
in ihrem Unternehmen aktiv, zielgerichtet und
systematisch darum, die Gleichstellung zu för-
dern. Dieser Pflicht müssen auch Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerorganisationen in ihren jewei-
ligen Tätigkeitsbereichen genügen. Jedoch wird
nach wie vor über die Konkretisierung dieser Be-
stimmung diskutiert; es wird vorgebracht, dass in
der Formulierung der Förderklausel deutlich zu
machen sei, dass es in der Verantwortung der Ar-
beitgeber liege, mit den Arbeitnehmervertretern
die durchgängige Einhaltung der Pflicht zur För-
derung der Gleichstellung zu erörtern (siehe z.B.
NOU 2012:15).

Entwicklungen bei der Entgeltgleichheit

Die Lohnstruktur in Norwegen wird als verdichtet
beschrieben, was bedeutet, dass die Unterschiede
zwischen hohen und niedrigen Löhnen relativ gering
sind. Dennoch besteht zwischen den Durchschnitts-
löhnen von Männern und Frauen eine konstante
Lücke. Frauen erhalten für die gleiche Arbeit durch-
schnittlich 85 Prozent des Entgeltes von Männern.
Die allgemeinen Einkommenszuwächse haben kei-
nen Einfluss auf diesen durchschnittlichen Abstand
zwischen Männern und Frauen. Trotzdem sind die
haushaltsbezogenen Einkommensunterschiede grö-
ßer geworden, insbesondere durch gestiegene Kapi-
talerträge. Insofern Trends zur Verringerung des
Einkommensgefälles zwischen Männern und Frauen
zu verzeichnen sind, ist dies vor allem durch die
gestiegene Erwerbsbeteiligung der Frauen bedingt.
Ferner gibt es gewisse Tendenzen zur Verringerung
der Einkommensunterschiede zwischen verschiede-
nen Gruppen von Frauen. Ursache ist die gestiegene
Erwerbsbeteiligung in jeder dieser Gruppen.

Die vorliegenden Studien lassen auf bestimmte Va-
riationsmuster bei den Einkommensunterschieden
zwischen Männern und Frauen schließen. Im All-
gemeinen wächst das Einkommensgefälle mit den
Bildungsabschlüssen. Am stärksten ausgeprägt sind
die Einkommensunterschiede bei den „kürzeren“
Hochschulbildungsgängen; in dieser Gruppe verdie-
nen Frauen 79 Prozent des Entgeltes von Männern.
Klassische Beispiele sind Krankenschwestern (mit
einer Überrepräsentation von Frauen) und Techniker
(hier sind Männer überrepräsentiert). Mit anderen
Worten: Geschlecht und Bildungsgang korrelieren
besonders eng mit Beruf, Gewerbe und Wirtschafts-
zweig.

Unterschiede im geschlechtsspezifischen Einkom-
mensgefälle werden an den nach Branchen aufge-
schlüsselten Unterschieden deutlich. So erhalten
weibliche Lehrkräfte 97 Prozent des Gehalts der
männlichen Kollegen, in der Finanzwirtschaft hin-
gegen verdienen Frauen nur 79 Prozent dessen.

Ein weiterer wichtiger Faktor bei der ungleichen
Bezahlung von Männern und Frauen ist das Alter.
Bei Personen zwischen 20 und 30 Jahren beträgt das
Einkommensgefälle 8 Prozent. Danach wird der
Unterschied mit steigendem Alter stetig größer. Zwi-

schen 30 und 40 Jahren beträgt das Einkommensge-
fälle rund 10 Prozent und steigt bei Anfang fünfzig
auf rund 20 Prozent – auf diesem Niveau stabilisiert
es sich dann.

Barth und Schøne (2006) haben die Gründe für das
mit dem Alter größer werdende Einkommensgefälle
untersucht. Liegen sie a) in einem Laufbahneffekt –
steigt das Entgelt bei Männern rascher als bei Frau-
en? Oder liegen sie b) in einem Kohorteneffekt –
wird das Einkommensgefälle in den höheren Alters-
gruppen größer? Ihre Analysen zeigen, dass dem
Laufbahneffekt größere Bedeutung als dem
Kohorteneffekt zukommt. Besonders signifikant ist
die langsamere Laufbahnentwicklung bei eher von
Frauen ausgeübten Berufen, gegenüber den eher
„typisch männlichen“ Berufen. Die Einkommensun-
terschiede werden am größten im
Lebensalterabschnitt zwischen 25 und 40 Jahren;
dies ist eben der Zeitraum, in dem wichtige Ent-
scheidungen hinsichtlich Arbeit, Karriere und Fami-
lie fallen.

Die vorliegenden Studien zu den Unterschieden im
Einkommensgefälle zwischen Männern und Frauen
kommen für den norwegischen Arbeitsmarkt zu dem
Schluss, dass sich die geschlechtsspezifischen Un-
terschiede nicht mit den Unterschieden im Alter
und in der Ausbildungsdauer erklären lassen. Für
das Einkommensgefälle ist eine direkte Entgeltdis-
kriminierung von nur marginaler Bedeutung. Män-
ner und Frauen werden für die gleiche Position im
selben Unternehmen im Allgemeinen gleich bezahlt.
Das Einkommensgefälle steht in Beziehung zu einer
geschlechtsspezifischen Segregation des Arbeits-
marktes, insbesondere zu Einkommensunterschie-
den zwischen öffentlichem und privatem Sektor.
Diese Unterschiede bleiben auch bei statistischer
Kontrolle von Qualifikation und anderen einkom-
mensrelevanten Faktoren bestehen. Die Einkom-
mensunterschiede werden während der Elternschaft
größer. Insbesondere die persönlichen Anpassungen,
die Mütter kleinerer Kinder im Zusammenhang mit
der Arbeits- und Berufsplanung sowie den Arbeits-
zeiten (z.B. Vollzeit oder Teilzeit) vornehmen, füh-
ren zu wachsenden Einkommensunterschieden zwi-
schen Männern und Frauen.

Dabei gilt das Tarifverhandlungssystem als einer der
bestimmenden Faktoren dafür, weshalb systemati-
sche Einkommensunterschiede zwischen Männern
und Frauen fortbestehen. Hier ist es vor allem die
führende Position der dem Wettbewerb ausgesetzten
Branchen bei Tarifverhandlungen. Das Tarifvertrags-
system ist ausschlaggebend und beeinflusst die
Gleichstellung.

Geschlechterspezifische Diskrepanzen auf dem
norwegischen Arbeitsmarkt

Wenngleich Norwegen in Bezug auf die Gleichstel-
lung als eines der fortschrittlichsten Länder gilt, ist
der norwegische Arbeitsmarkt stark von einer ge-
schlechtsspezifischen Segregation geprägt (Jensberg,
Mandal und Solheim 2012). Die horizontale ge-
schlechtsspezifische Segregation des Arbeitsmarktes
ist Ergebnis komplexer sozialer und institutioneller
Prozesse. Diese Prozesse kommen auf verschiedenen
Ebenen zur Geltung: von persönlichen Entscheidun-
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gen zu Familie, Gleichaltrigen, Kindergärten, Schu-
len und Arbeitsplätzen über umfassendere soziale
Strukturen und Darstellungen in den Medien bis
zum politischen und rechtlichen Kontext. Im Grun-
de hat sich die geschlechtsspezifische Segregation
des norwegischen Arbeitsmarktes teilweise als Folge
der Fortschritte bei der Gleichstellung entwickelt. In
den 1970er Jahren hat die Erwerbsbeteiligung von
Frauen kräftig zugenommen. Die Integration von
Frauen in den Arbeitsmarkt folgte in gewissem Sin-
ne einem gestiegenen Arbeitskräftebedarf im öffent-
lichen Sektor. Da mehr Frauen in den Arbeitsmarkt
eintraten, stieg gleichzeitig der Bedarf an öffentli-
chen Dienstleistungen, zum Beispiel die Nachfrage
nach Kindergartenplätzen.

Eine relativ aktuelle Untersuchung der Veränderun-
gen bei der horizontalen geschlechtsspezifischen
Segregation des norwegischen Arbeitsmarktes
kommt zu dem Schluss, dass in Norwegen in den
letzten 20 Jahren von evidenten Veränderungen in
dieser Hinsicht keine Rede sein kann (Jensberg et al.
2012). Männer und Frauen sind nach wie vor in
unterschiedlichen Bereichen des norwegischen Ar-
beitsmarktes konzentriert. Es zeigen sich allerdings
einige unterschiedliche Tendenzen, je nachdem, ob
man die Segregation im privaten und öffentlichen
Sektor oder nach Branchen und Berufen betrachtet.
Bei den Sektoren zeigt sich eine noch stärkere ge-
schlechtsspezifische Segregation, bei den Branchen
eine gewisse Stabilität, und die Untersuchung der
Berufe weist auf eine Desegregation in denjenigen
Berufen hin, in denen Frauen bislang am ehesten
überrepräsentiert waren. Ferner zeigen die Ergebnis-
se eine Tendenz zu einer geringeren geschlechtsspe-
zifischen Segregation in der vertikalen Dimension
(Jensberg et al. 2012: 14).

Eine Aktualisierung der Daten zum Anteil von Frau-
en in Führungspositionen in zehn wichtigen Bran-
chen Norwegens lässt ebenfalls eine allmähliche
Tendenz hin zu einer ausgewogeneren Verteilung
zwischen Männern und Frauen erkennen (Teigen
2012).48 Die allgemeinen Zahlen ergeben eine Ab-
nahme des Anteils von Männern in Führungspositi-
onen von 83 auf 75 Prozent. Die Führungskräfte
aufgeschlüsselt nach den verschiedenen Sektoren
ergeben gewisse Unterschiede im Tempo der Verän-
derungen: In der Wirtschaft geht der Anteil der
Männer von 96 auf 87 Prozent zurück, im öffentli-
chen Sektor, in der Wissenschaft und im Hoch-
schulwesen, bei den Kirchen sowie bei Polizei und
Justiz in etwas stärkerem Maße (von 81 auf 64 Pro-
zent, von 81 auf 65 Prozent, von 93 auf 78 Prozent
bzw. von 90 auf 77 Prozent).

Der relativ hohe Anteil von Frauen im öffentlichen
Sektor und von Männern im privaten Sektor sowie
der gleichbleibende Anteil von Männern und Frauen
in bestimmten Berufen und Branchen sind entschei-
dende Faktoren für eine Erklärung der allgemein
langsamen Veränderung im Muster der geschlechts-
spezifischen Segregation, etwa in Bezug auf die
Überrepräsentation von Teilzeitarbeit bei Frauen
und das Einkommensgefälle zwischen Männern und

48 http://www.samfunnsforskning.no/Publikasjoner/ Andre-
rapporter/2012/2012-008

Frauen. Die geschlechtsspezifische Segregation des
norwegischen Arbeitsmarktes wurde immer wieder
hervorgehoben als Mechanismus, der die ge-
schlechtsspezifischen Unterschiede beim Entgelt
stabilisiert.

Wie der geschlechtsspezifischen Segregation in der
Bildung und auf dem Arbeitsmarkt zu begegnen sei,
ist in der norwegischen Gleichstellungspolitik der
vergangenen Jahre immer wieder zentrales Thema
gewesen. Zwei offizielle Berichte sowie ein Weiß-
buch der Regierung heben die Bedeutung hervor, die
einem Abbau der geschlechtsspezifischen Segregati-
on auf dem norwegischen Arbeitsmarkt als zentraler
Strategie zur Förderung der Gleichstellung und zur
Verringerung des Einkommensgefälles beikommt
(NOU 2008: 6 [Kjønn og lønn/Geschlechter und
Entgelt] und 2012:15 [Politikk for likestilling/
Gleichstellungspolitik] bzw. Meld. St. 5 [2010-2011]
[Likestilling for likelønn/Gleichstellung für Entgelt-
gleichheit]).

Der amtliche Bericht zu „Geschlechter und Entgelt“
enthält sieben Vorschläge für Konzepte gegen Ein-
kommensunterschiede zwischen Männern und
Frauen. Zunächst wird vorgeschlagen, die Pflicht zur
Förderung der Gleichstellung im Gleichstellungsge-
setz einschließlich der Bestimmung zur Verbesse-
rung der Entgeltgleichheit zu untermauern. Der
Gleichbehandlungsbeauftragte sollte ein größeres
jährliches Budget erhalten; die Pflicht zur aktiven,
zielgerichteten und systematischen Förderung der
Gleichstellung (einschließlich Entgeltgleichheit,
Entgeltstatistiken usw.) sollte bekräftigt werden.
Zweitens: Entgelterhöhungen sollten sich auf be-
stimmte vorwiegend von Frauen ausgeübte Tätigkei-
ten richten; sie sollten so ausgestaltet werden, dass
sie keine Forderungen nach Ausgleich nach sich
ziehen, sodass eine Zeitlang die Möglichkeit höherer
Steigerungen im öffentlichen Sektor gegenüber dem
privaten Sektor besteht. Drittens: Den an Tarifver-
handlungen beteiligten Sozialpartnern wurde emp-
fohlen, Mittel für Stellen im Niedriglohnbereich
bereitzustellen, die vornehmlich von Frauen wahr-
genommen werden. Viertens: Mindestens ein Drittel
der Elternzeit sollte den Vätern vorbehalten bleiben
(die so genannte „Väterquote“). Fünftens: Die Sozi-
alpartner wurden aufgefordert, das Recht vorzuse-
hen, nach der Elternzeit und bei Rückkehr in die
Beschäftigung die durchschnittliche Lohn- oder
Gehaltserhöhung zu erhalten. Sechstens: Die Regie-
rung sollte ein Projekt entwickeln, das Unternehmen
und Organisationen bei solchen Maßnahmen unter-
stützt, die Frauen zu Führungspositionen verhelfen.
Siebtens: Die Vertragsparteien im öffentlichen Sektor
sollten dort, wo überwiegend Frauen tätig sind, bei
Tarifverhandlungen zunehmend lokale Abschlüsse
anstreben.

Im Allgemeinen steht in der öffentlichen und politi-
schen Debatte über mangelnde Fortschritte bei der
Gleichstellung die geschlechtsspezifische Segregati-
on des Arbeitsmarktes im Mittelpunkt. Dennoch
wird diese Segregation weitgehend nur als Erklä-
rungsmodell herangezogen: Es wurden nur wenige
Initiativen ergriffen, die die geschlechtsspezifische
Segregation verändern sollten. Der jüngste amtliche
Bericht über Gleichstellungspolitik betont jedoch die
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Bedeutung des Arbeitslebens für die Festigung und
Förderung der Gleichstellung in Norwegen und
weist auf einige wichtige Maßnahmen zum Abbau
der geschlechtsspezifischen Segregation im Bil-
dungssystem und auf dem Arbeitsmarkt hin (NOU
2012: 15). Politische Initiativen, die sich auf eine
Veränderung der traditionell geschlechtsspezifi-
schen Bildungsentscheidungen richten, betonen
insbesondere, wie Anreize dazu verwendet (oder
zumindest geprüft) werden könnten, um die Attrak-
tivität nicht-traditioneller Entscheidungen zu stei-
gern. In Bezug auf den Arbeitsmarkt betont der Be-
richt über Gleichstellungspolitik die Bedeutung
dreiseitiger Vereinbarungen zwischen Behörden
und Sozialpartnern auf nationaler, lokaler und Un-
ternehmensebene. Solche Vereinbarungen sollten
hinsichtlich der Pflichten zur Förderung der Gleich-
stellung nach dem Gleichstellungsgesetz und ande-
ren Antidiskriminierungsgesetzen erarbeitet werden.
Diese Pflicht muss konkretisiert werden, um Initiati-
ven zur aktiven, zielgerichteten und systematischen
Förderung der Gleichstellung mehr Geltung zu ver-
schaffen und ihnen Richtung zu geben.

Die Rolle der Sozialpartner

Die allgemein bei den Sozialpartnern offiziell vertre-
tene Ansicht ist, dass gleicher Lohn für gleiche oder
gleichwertige Arbeit gefördert werden sollte. Trotz-
dem weist die Struktur des Tarifvertragssystems in
Verbindung mit Interessenkonflikten der unter-
schiedlichen Organisationen – die zuweilen der
Entgeltgleichheit zuwiderlaufen – teilweise in eine
andere Richtung. Von besonderer Bedeutung ist die
relative Macht, über welche die dem internationalen
Wettbewerb ausgesetzten Branchen verfügen.

Høgsnes (2002) zeigt, wie das Thema der Entgelt-
gleichheit herkömmlicherweise als Kampf um besse-
re Löhne für einkommensschwache Gruppen defi-
niert wird. Dies bildet jedesmal eines der Haupt-
probleme in Verhandlungsrunden, bei denen der LO,
der norwegische Gewerkschaftsbund, eine wichtige
Verhandlungsseite ist. Der LO vertritt herkömmli-
cherweise überwiegend Arbeitnehmer in der Wirt-
schaft und somit die Interessen männlicher Mitglie-
der. Zum Teil wird anerkannt, dass die Elemente
und vorherrschenden Machtbeziehungen im Tarif-
vertragssystem für große Gruppen von Frauen im
öffentlichen Sektor von Nachteil sind. Bisher war
man wenig bemüht, sich mit den strukturellen Be-
dingungen zu befassen, die den relativ großen Ent-
geltunterschieden zwischen Berufen im öffentlicher
Sektor mit hohem Frauenanteil und den Berufen im
privaten Sektor mit hohem Männeranteil zugrunde-
liegen. Dies bezieht sich zum Teil auf die unter-
schiedliche Bezahlung bestimmter Absolventen
„kürzerer“ Hochschulbildungsgänge und darauf, wie
die Konzentration von Beschäftigten nach Ausbil-
dungsart in den unterschiedlichen Arbeitsmarktsek-
toren verteilt ist. In den letzten Jahren hat die Bezie-
hung zwischen Dauer der Ausbildung, geschlechts-
spezifischer Segregation und sektoralen Unterschie-
den in der öffentlichen Diskussion höheren Stellen-
wert erlangt.

Andererseits zeigen Untersuchungen von Grup-
pen mit niedrigem Einkommen, dass 14 Prozent

der Erwachsenen unterhalb der „unteren Ein-
kommensschwelle“ anzusiedeln sind (auf Basis
der Erhebung des jeweiligen Medianeinkom-
mens). Zu diesen Gruppen gehören mehr Frauen
als Männer: 18 Prozent der Frauen und 11 Pro-
zent der Männer liegen unter der unteren Ein-
kommensschwelle. Das Bildungsniveau hat für
Frauen besondere Bedeutung. Ferner sind Frauen
mit vielen Kindern (vier und mehr) häufiger in
der Gruppe mit niedrigem Einkommen zu finden,
insbesondere Frauen mit Migrationshintergrund.
Hinsichtlich der Gleichstellung gibt es besonders
wichtige Fragen im Zusammenhang mit der Frei-
heit und Autonomie jener Teile der Bevölkerung,
die unterhalb der unteren Einkommensschwelle
liegen, sowie nicht zuletzt mit der Aufgabe, wel-
che gleichstellungspolitischen Maßnahmen zu er-
greifen sind, um dauerhaft niedrigem Einkommen
entgegenzuwirken.

Familien- und Sozialpolitik

Familien- und Sozialpolitik gilt als wichtig für die
Förderung der Gleichstellung und Entgeltgleichheit
auf dem norwegischen Arbeitsmarkt. In den letzten
Jahren findet die Frage besonderes Interesse, wie die
Ausgestaltung familienpolitischer Maßnahmen die
Entwicklung hin zur Gleichstellung und Entgelt-
gleichheit fördert oder behindert.

Im Folgenden werden wir untersuchen, wie die
Erwerbsbeteiligung und das Einkommen von Frauen
durch drei familienpolitische Instrumente beein-
flusst werden: subventionierte Kinderbetreuung,
Betreuungsgeld und Elternzeit.

Subventionierte Kinderbetreuung: In Norwegen
wurden 2004 Reformen der Kindertageseinrichtun-
gen durchgeführt, um den Zugang zur Kinderbetreu-
ung zu gewährleisten und für jedermann ungeachtet
des gesellschaftlichen und ökonomischen Hinter-
grundes erschwinglich zu gestalten. Wenngleich die
Erwerbsbeteiligung von Frauen in Norwegen relativ
hoch ist, sollte ein breiteres Angebot an Kinderbe-
treuungsmöglichkeiten zu günstigeren Preisen die
Erwerbsbeteiligung von Frauen steigern. Diese Ar-
beitshypothese prüften Hardoy und Schøne (2010)
durch einen Vergleich der von der Reform betroffe-
nen bzw. nicht betroffenen Mütter; sie bestätigten,
dass eine günstigere Kinderbetreuung und ein breite-
res Angebot die Erwerbsbeteiligung von Frauen
steigern. Die Auswirkung der Reform auf die Ar-
beitszeiten von Müttern ist vor dem Hintergrund
ihrer früheren Erwerbsbeteiligung ebenfalls positiv,
wenngleich eher moderat.

Betreuungsgeld: Dem 1998 eingeführten Be-
treuungsgeld wurde nachgesagt, für Frauen den
Anreiz zur Erwerbstätigkeit zu verringern und
damit außerdem die Einkommensunterschiede
zwischen Männern und Frauen zu vergrößern.
Mit dieser Reform erhielten alle Eltern mit Kin-
dern zwischen einem und zwei Jahren, die die
staatlich subventionierte Kinderbetreuung nicht
in Anspruch nahmen, das Recht auf einen festen
monatlichen Betrag an finanzieller Unterstützung.
In mehreren wissenschaftlichen Untersuchungen
wurde festgestellt, dass sich das Betreuungsgeld
negativ auf die Erwerbsbeteiligung von Frauen
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auswirkt (Rønsen 2001, Schøne 2004 und Drange
2012). Dieser Effekt ist bei Frauen mit Migrati-
onshintergrund noch ausgeprägter. Die verringer-
te Erwerbsbeteiligung norwegischer Frauen wur-
de auf rund 4 Prozent geschätzt (Schøne 2004),
jene von Frauen mit Migrationshintergrund auf 5
bis 10 Prozent (Hardoy und Schøne 2008). Ferner
wurde ein geringer negativer Effekt auf die Ar-
beitszeiten von Frauen festgestellt (Schøne 2004).
Betrachtet man jedoch Frauen, die sowohl vor als
auch nach einer Zeit des Betreuungsgeldes arbei-
ten, scheint sich das Betreuungsgeld nicht signi-
fikant auf Löhne und Gehälter auszuwirken
(Schøne 2005). Anscheinend beeinflussen öko-
nomische Anreize die Entscheidung von Müttern,
zu arbeiten oder nicht zu arbeiten. Erhalten Frau-
en Betreuungsgeld, so ist die Wahrscheinlichkeit
höher, dass sie zuhause bleiben. Können sie da-
gegen eine günstige Kindertageseinrichtung in
Anspruch nehmen, ist die Wahrscheinlichkeit
größer, dass sie eine Erwerbstätigkeit aufnehmen.
Bei einigen Gruppen wirken sich diese Anreize
stärker als bei anderen aus. Dennoch scheinen
sich solcherart staatliche Programme nicht son-
derlich auf das Ausmaß auszuwirken, in dem
Frauen arbeiten.

Elternzeit: Seit der Einführung 1977 ist das norwegi-
sche Elternzeitprogramm mehrfach erweitert wor-
den. Seit 1993 umfasst es außerdem einen den Vä-
tern vorbehaltenen Erziehungsurlaub, landläufig als
„Väterquote“ bezeichnet. Diese Quote wurde von
vier Wochen 1993 auf zwölf Wochen 2011 ausge-
dehnt. Zwei norwegische Studien untersuchen die
Auswirkungen des Erziehungsurlaubs auf das Ein-
kommen von Vätern. Beide kommen zu dem Ergeb-
nis, dass die Väterquote das Einkommen senkt
(Cools, Fiva und Kirkebøen 2011 sowie Rege und
Solli 2010). Die väterliche Elternzeit wird damit
begründet, dass sie, wenngleich kurz, Väter moti-
viert, den Müttern Aufgaben abzunehmen und die-
sen damit mehr Gelegenheit für eine Erwerbstätig-
keit zu geben. Rege und Solli (2010) sowie
Ugreninov (2012) stellen fest, dass die Elternzeit der
Väter sich nicht signifikant auf die Arbeitsplatznach-
frage durch Mütter auswirkt.

Das wichtigste Fazit lautet, dass Elternzeitpro-
gramme, und insbesondere die „Väterquote“, sich
im Sinne der Gleichstellung der Geschlechter po-
sitiv auswirken. Dennoch sind die dem ge-
schlechtsspezifischen Einkommensgefälle zu-
grundeliegenden Mechanismen komplex, und ei-
ne gesicherte Kausalbeziehung wurde bislang
nicht nachgewiesen.

Erfahrungen mit der Arbeitsentgeltbewertung

In der internationalen Diskussion findet die Arbeits-
entgeltbewertung als Strategie zur Förderung der
Entgeltgleichheit starke Beachtung. In Norwegen hat
diese Methode keinen großen Einfluss. Zwar zeigt
die Erfahrung, dass ein Konsens darüber möglich ist,
welche Arbeit auf der Grundlage einer Bewertung
der Arbeitsplatzerfordernisse als gleichwertig gilt.
Was sich aber als problematisch erweist ist, diese
Bewertungen in Entgeltanpassungen münden zu
lassen. In gewissem Umfang kann dies einige Aus-

wirkungen auf der lokalen Unternehmensebene
haben. Allerdings: Insofern die wichtigsten Unter-
schiede mit sektoralen Bedingungen in Verbindung
zu bringen sind und Löhne und Gehälter in Tarif-
verhandlungen vereinbart werden, haben die mögli-
chen Auswirkungen von Arbeitsentgeltbewertungen
in der norwegischen Debatte um das geschlechter-
spezifische Einkommensgefälle nicht viel Beachtung
gefunden.

Fazit

Wenngleich in den letzten Jahrzehnten auf dem
norwegischen Arbeitsmarkt einige deutliche Verän-
derungen hin zur Gleichstellung zu verzeichnen
sind, bleiben die geschlechtsspezifischen Einkom-
mensunterschiede stabil. Frauen erhalten für die
gleiche Arbeit durchschnittlich 85 Prozent des Ent-
geltes von Männern. Das Fortbestehen dieser Unter-
schiede ist sektoral bestimmt: Frauen sind überwie-
gend in Berufen im öffentlichen Sektor tätig. Darüber
hinaus verringern sich die geschlechtsspezifischen
Unterschiede bei Einkommen und Laufbahn im
Allgemeinen, wenn Frauen sich der Familie wid-
men.

Die norwegische Regierung verweist auf drei
zentrale Bereiche für Maßnahmen gegen das ge-
schlechterspezifische Einkommensgefälle (Meld.
St. 6 [2010-2011]). Erstens: Wirksame und durch-
gängige Beachtung des Rechts auf Entgeltgleich-
heit unter besonderer Betonung von Maßnahmen,
die zu einer wirksamen und durchgängigen Ein-
haltung und zur Durchsetzung des Gleichstel-
lungsgesetzes beitragen, um direkte und indirekte
Entgeltdiskriminierung zu verhindern. Zweitens:
Förderung geschlechtergerechter Elternschaft.
Notwendig sind Maßnahmen, die der Tendenz
entgegenwirken, dass Frauen hinsichtlich ihres
Einkommens und ihrer Laufbahn Nachteile durch
Schwangerschaft, Geburt und Kindererziehung
hinnehmen müssen. Drittens: Förderung der
Gleichstellung in Bildung, Ausbildung und Ar-
beitsleben sowie Durchführung von Maßnahmen
zur Reduzierung der Teilzeitarbeit.
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a) Gesetzentwurf der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Anette Kramme, Josip Juratovic,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes für Frauen und
Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT-Drucksache 17/9781)

b) Antrag der Abgeordneten Renate Künast, Beate Müller-Gemmeke, Ekin Deligöz, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Gisela Ludewig, Berlin

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) begrüßt
sowohl den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, mit dem die Bundesregierung aufgefordert
wird, ein Gesetz zur Verhinderung von Entgeltdis-
kriminierung vorzulegen, als auch den Gesetzent-
wurf der SPD-Fraktion zur Durchsetzung des Ent-
geltgleichheitsgebots für Frauen und Männer.

Beide Initiativen verfolgen das wichtige Ziel, Rege-
lungen zur Durchsetzung der schon seit Jahrzehnten
gesetzlich vorgeschriebenen Gleichstellung von
Frauen und Männern hinsichtlich des Arbeitsent-
gelts – bisher ein „Papiertiger“ – zu schaffen. Der djb
fordert seit Langem, dass der Gesetzgeber endlich
seiner Verpflichtung nachkommt, die Anwendung
des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Frauen
und Männer bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit
sicherzustellen (z.B. djb-Stellungnahme 2009/01
zum Thema Entgeltgleichheit zwischen Frauen und
Männern im Rahmen der öffentlichen Anhörung im
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
am 28.1.2009).

Ausgangspunkt ist Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG. Danach
muss der Staat die tatsächliche Durchsetzung der
Gleichberechtigung von Frauen und Männern för-
dern und auf die Beseitigung bestehender Nachteile
hinwirken.

Art. 23 der Grundrechtecharta der EU besagt, dass
die Gleichheit von Männern und Frauen auch im
Bereich des Entgelts sicherzustellen ist.

Art. 157 Abs. 1 AEUV (Vertrag über die Arbeitsweise
der Europäischen Union) verpflichtet jeden Mit-
gliedstaat, die Anwendung des Grundsatzes des
gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei glei-
cher oder gleichwertiger Arbeit sicherzustellen.

Nach Art. 4 der Richtlinie 2006/54 EG müssen bei
gleicher Arbeit oder einer Arbeit, die als gleichwer-
tig anerkannt wird, unmittelbare und mittelbare
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts in Bezug
auf sämtliche Entgeltbestandteile und Entgeltbedin-
gungen beseitigt werden. Dies muss nach Art. 1 der
Richtlinie2006/54 EG durch angemessene Verfahren
sichergestellt werden.

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
vom August 2006 schreibt vor, dass Benach-
teiligungen wegen des Geschlechts in Bezug auf die
Arbeitsbedingungen einschließlich Arbeitsentgelt
unzulässig sind und verhindert oder beseitigt wer-
den müssen (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 AGG).

Der deutsche Gesetzgeber hat sich bisher darauf
beschränkt, die einzelne Person, die von Entgeltdis-
kriminierung betroffen ist, auf ihr individuelles
Beschwerde- und Klagerecht zu verweisen. Dieser
individuelle Weg hat sich als ungeeignet erwiesen,
um Entgeltdiskriminierung zu verhindern oder zu
beseitigen. Aktuell liegt in Deutschland das von
Frauen erzielte Entgelt um 22 Prozent unter dem der
Männer. Wir stehen damit an drittletzter Stelle im
Vergleich aller 27 Mitgliedstaaten der Europäischen
Union.
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Auch das vom BMFSFJ zur Prüfung von Entgelt-
gleichheit propagierte Selbsttestinstrument Logib-D
ist nicht geeignet, die Ungleichbehandlung von
Frauen beim Arbeitsentgelt zu beseitigen (dazu:
„Logib-D – Verfehlte Hoffnungen auf Anzeige dis-
kriminierungsverdächtiger Entgeltdifferenzen“, djb-
Stellungnahme 2010/03 vom 9.3.2010).

Folge der Entgeltdiskriminierung ist, dass die durch-
schnittliche gesetzliche Rente von Frauen in
Deutschland heute 645 Euro im Monat beträgt, die
von Männern hingegen 1.595 Euro. Einer Studie des
Bundesfamilienministeriums aus dem Februar 2012
zufolge beträgt damit die Rentenlücke zwischen
Frauen und Männern 59,6 Prozent.

Die zwar verbotene, aber tatsächlich existierende
Ungleichbehandlung von Frauen und Männern beim
Entgelt stellt ein gravierendes Unrecht dar, dem der
Staat nicht länger tatenlos zusehen darf. Gesetzliche
Vorgaben zur Durchsetzung des nationalen und
europarechtlichen Gebots des gleichen Entgelts für
Frauen und Männer sind alternativlos.

Im Einzelnen:

Zu Ziff. 1 und 2 des Antrags, deren Inhalt auch der
Gesetzentwurf behandelt

Die Durchsetzung von Entgeltgleichheit erfordert
Transparenz:

 Erstens über die Entlohnungspraxis

Das Tabu, im Kollegenkreis über das eigene
Entgelt zu sprechen, muss fallen und ersetzt
werden durch einen Auskunftsanspruch
über die betriebliche Entlohnung – sonst
bliebe es dem Zufall überlassen, Entgeltdis-
kriminierung zu erkennen.

Eine arbeitsvertragliche Klausel, die Be-
schäftigten Stillschweigen über ihr Entgelt
vorschreibt, ist natürlich unwirksam(so
auch: Urteil LAG Mecklenburg-Vorpom-
mern vom 21.10.2009, 2 Sa 237/09).

 Zweitens über die Bewertungsmaßstäbe für
gleichwertige Arbeit

Insoweit schließt der djb sich den Ausfüh-
rungen der Sachverständigen Dr. Karin
Tondorf an.

Um diese Transparenz herzustellen, sind richtiger-
weise die Arbeitgeber zu verpflichten, ihre Entloh-
nungspraxis zu überprüfen und zwar unter Anwen-
dung geeigneter Prüfungsverfahren; es erscheint
sinnvoll, nur solche Verfahren als geeignet anzuse-
hen, die von der Antidiskriminierungsstelle des
Bundes (ADS) entsprechend zertifiziert werden. Es
ist richtig, in diese betrieblichen Prüfungsverfahren
die Betriebsräte, Personalräte und Gleichstellungs-
beauftragen einzubeziehen, denn es handelt sich um
kollektive Tatbestände. Ohne die im Entwurf vorge-
sehene Verpflichtung zur Veröffentlichung der Prü-
fungsergebnisse im Betrieb würde der Sinn des Ver-
fahrens allerdings nicht erreicht.

Wurde bei der betrieblichen Prüfung Entgeltdiskri-
minierung festgestellt, soll gem. § 9 des Gesetzent-
wurfs eine Einigungsstelle für Entgeltgleichheit zur

Beseitigung dieser Entgeltdiskriminierung gebildet
werden. Dies ist ein sehr kluger Vorschlag, da be-
triebliche Einigungsstellenverfahren sich sowohl in
der Privatwirtschaft als auch im öffentlichen Dienst
seit Jahrzehnten bewährt haben, um betriebliche
Konflikte, also solche mit kollektivrechtlichem Be-
zug, zu lösen.

Soll ein Entgeltgleichheitsgesetz nicht ebenfalls
wirkungslos bleiben, ist die in § 17 des Ge-
setzentwurfs vorgesehene Möglichkeit, Verstöße
gegen das Gesetz durch spürbare Geldbußen zu
ahnden, unverzichtbar.

Stellt sich bei der betrieblichen Prüfung heraus, dass
die Entgeltdiskriminierung auf tarifvertraglichen
Regelungen beruht, die gleichwertige Arbeit unter-
schiedlich bewerten, sind zur Änderung dieser Rege-
lungen wegen der verfassungsrechtlich gewährleiste-
ten Tarifautonomie nur die Tarifvertragsparteien
selbst befugt. Die Beachtung des Entgeltgleichheits-
gebots richtet sich inhaltlich uneingeschränkt auch
an die Tarifvertragsparteien. Nur wie dieses um-
gesetzt werden soll, unterliegt der autonomen Ge-
staltung.

Allerdings kann der Gesetzgeber sich nicht auf die
Tarifautonomie zurückziehen, sondern ist verpflich-
tet, eine Regelung zu schaffen, die tatsächlich geeig-
net ist, auch im Bereich der Tarifverträge das Gebot
der Entgeltgleichheit zwischen Frauen und Männern
wirksam durchzusetzen (wirksame staatliche Durch-
setzungsgarantie, EuGH, 25.10.1988, NJW 1989,
3086). Bis die Tarifvertragsparteien die diskriminie-
renden Regelungen durch diskriminierungsfreie
ersetzt haben, kann dem Gebot der Entgeltgleichheit
nur dadurch entsprochen werden, dass, wie in § 10
Abs. 3 des Gesetzentwurfs vorgesehen, die benach-
teiligte Gruppe die gleichen tariflichen Ansprüche
hat wie die übrigen Beschäftigten. Sowohl der Euro-
päische Gerichtshof (EuGH 10.4.1984, C-14/83
[Colson und Kamann], Slg. 1984, 1891 Rn. 23;
8.11.1990, C-177/88 [Dekker], Slg. 1990, I-3941 Rn.
23) als auch das Bundesarbeitsgericht (BAG
20.3.2012, 9 AZR 529/10, NZA 2012, 803 Rn. 29;
10.11.2011, 6 AZR 148/09, NZA 2012, 161 Rn. 18)
verurteilen in derartigen Fällen zur „Anpassung
nach oben“, solange die Tarifvertragsparteien nicht
tätig werden.

Das Ergebnis der – eigenverantwortlichen – Überprü-
fung der Tarifverträge durch die Tarifvertrags-
parteien muss natürlich einer inhaltlichen Kontrolle
unterzogen werden. Es bietet sich an, in § 27 AGG
eine entsprechende Befugnis der ADS aufzunehmen,
verbunden selbstverständlich mit einer entspre-
chenden Aufstockung ihrer Mittel.

Zu Ziff. 3 des Antrags

Um effektiven Rechtsschutz zu gewähren, ist bei
Klagen wegen Entgeltdiskriminierung unbedingt ein
Verbandsklagerecht einzuführen, denn bei der Ent-
geltdiskriminierung handelt es sich um eine struktu-
relle Benachteiligung von Frauen, nicht um Einzel-
schicksale. Ein Verbandsklagerecht ist dem deut-
schen Recht auch nicht fremd, es funktioniert bei-
spielsweise problemlos im Bereich des Umwelt-
schutzes. Ein solches Verbandsklagerecht könnte in
§ 23 AGG eingefügt werden.
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Der Forderung, die Frist in § 15 Abs. 4 AGG für die
schriftliche Geltendmachung von Schadensersatzan-
sprüchen bzw. des Entschädigungsanspruchs von
zwei auf sechs Monate anzuheben, ist zuzustimmen.
Ebenso muss die in § 61b ArbGG „versteckte“ Klage-
frist für den Entschädigungsanspruch von drei auf
sechs Monate nach der schriftlichen Geltendma-
chung angehoben werden. Außerdem ist diese Klage-
frist zumindest in § 15 AGG durch Verweis auf § 61b
ArbGG bekannt zu machen.

Zu Ziff. 4 des Antrags

Da Frauen an den gering vergüteten Tätigkeiten
einen überproportional hohen Anteil haben, würden
Mindestlöhne insbesondere ihnen zugutekommen.
Voraussetzung wäre ein flächendeckender Mindest-
lohn für alle Branchen, nicht nur für die Bereiche,
in denen überwiegend Männer arbeiten (vgl. djb-
Stellungnahme 2009/01 zum Thema Entgeltgleich-
heit zwischen Frauen und Männern im Rahmen der
öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend am 28.1.2009). Weiter-
hin muss aber eine gerechte Bewertung gleichwerti-
ger Arbeiten vorangetrieben werden.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)1066
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 5. Februar 2013
17. Wahlperiode

Information für den Ausschuss

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 18. Februar 2013 zum

a) Gesetzentwurf der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Anette Kramme, Josip Juratovic,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes für Frauen und
Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT-Drucksache 17/9781)

b) Antrag der Abgeordneten Renate Künast, Beate Müller-Gemmeke, Ekin Deligöz, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Handelsverband Deutschland

hier: Stellungnahme zum Entwurf eines Entgeltgleichheitsgesetz (BT-Drucksache 17/9781
der SPD-Bundestagsfraktion

I. Einleitung

Der Handelsverband Deutschland (HDE) ist die Spit-
zenorganisation des deutschen Einzelhandels für
rund 400.000 selbstständige Unternehmen mit insge-
samt 2,9 Millionen Beschäftigten und jährlich 414
Milliarden Euro Umsatz. Der Einzelhandel ist nach
Industrie und Handwerk der drittgrößte Wirtschafts-
zweig in Deutschland. Der HDE hat 100.000 Mit-
gliedsunternehmen aller Branchen, Standorte und
Größenklassen.

Der HDE vertritt die Auffassung, dass die Entgelt-
gleichheit ein wichtiges gesellschaftspolitisches Ziel
darstellt und dass es keine geschlechtsspezifische
Diskriminierung geben darf. Der HDE ist der An-
sicht, dass die umfangreichen gesetzlichen Regelun-
gen auf nationaler und europäischer Ebene ausrei-
chen, Entgeltdiskriminierung wegen des Geschlechts
effektiv zu verhindern. Weitere gesetzliche Regelun-
gen sind aus Sicht des HDE daher überflüssig.

II. Grundsätzliche Position

Das Verbot der Diskriminierung beim Entgelt wegen
des Geschlechts ist in Deutschland in zahlreichen
Regelungen auf nationaler und europäischer Ebene
abgesichert. So folgt das Verbot der Entgeltdiskrimi-
nierung bereits aus dem allgemein anerkannten

arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz (Art.
3 GG). Auch im Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setz (AGG) ist das Verbot der Entgeltdiskriminierung
in § 2 Abs. 1 Nr. 2 AGG ausdrücklich verankert wor-
den. Auf europäischer Ebene ist der Grundsatz der
Entgeltgleichheit für Frauen und Männer u. a. in Art.
157 AEUV und Art. 23 der Charta der Grundrechte
der Europäischen Union festgeschrieben worden. Es
existieren also bereits umfassende gesetzliche Rege-
lungen zur Entgeltgleichheit. Für weitere gesetzliche
Regelungen besteht aus unserer Sicht daher keine
Notwendigkeit.

Nach aktuellen Berechnungen des Statistischen
Bundesamtes lag der durchschnittliche Bruttostun-
denverdienst von Frauen in Deutschland im Jahre
2011 23 % (25 % [West] / 6 % [Ost]) niedriger als
der von Männern (Statistisches Bundesamt / Pres-
semitteilung vom 21. März 2012 - 101/12). Dabei
handelt es sich allerdings nur um den unbereinigten
Teil des Verdienstunterschiedes zwischen Frauen
und Männern, sodass diese Zahl nicht pauschal auf
eine Diskriminierung von Frauen schließen lässt.
Vielmehr sind auch nach Angaben des Statistischen
Bundesamtes gut zwei Drittel des Verdienstunter-
schieds direkt auf strukturelle Ursachen zurückzu-
führen. Andere Untersuchungen haben sogar ermit-
telt, dass bis zu 82 % des Verdienstunterschiedes auf
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strukturelle Maßnahmen zurückzuführen sind (DIW
2008, Wochenbericht 33, S. 467). Der restliche Be-
trag stellt den sog. „bereinigten Verdienstunter-
schied“ dar, welcher nicht direkt mit strukturellen
Faktoren in Verbindung gebracht werden kann. Al-
lerdings kann - entgegen der öffentlichen Meinung -
nicht davon ausgegangen werden, dass auch dieser
bereinigte Verdienstunterschied pauschal auf einer
Diskriminierung von Frauen beruht. Vielmehr ist
wissenschaftlich nicht eindeutig geklärt, woher
dieser Unterscheid letztlich stammt. Die generali-
sierende Annahme, es handle sich um das Ergebnis
systematischer Diskriminierung von Frauen, ist
voreilig und wissenschaftlich nicht belastbar.

Die Fraktion der SPD geht daher offensichtlich fehl
in der Annahme, dass „mehr als die Hälfte des Ent-
geltunterschiedes zwischen Männern und Frauen
nicht durch unterschiedliche soziale und berufliche
Merkmale von Frauen und Männern zu erklären
sei“.

Anerkannte strukturelle Ursachen für den Ver-
dienstunterschied sind u. a.:

 Frauen haben häufigere u. längere familienbe-
dingte Erwerbsunterbrechungen

 Frauen sind häufiger teilzeitbeschäftigt

 Frauen bevorzugen Berufe und Branchen mit
niedrigerem Entgeltniveau

 Frauen arbeiten häufiger in Kleinbetrieben mit
geringem Entgeltniveau

Die unterschiedlichen Werte für den Verdienstaus-
fall in Ost und West bestätigen den Einfluss der
aufgeführten Ursachen. So hat bspw. die bessere
Kinderbetreuungsinfrastruktur im Osten dazu beige-
tragen, dass Frauen in Ostdeutschland geringere
familienbedingte Erwerbsunterbrechung zu ver-
zeichnen haben.

Die im Gesetzesentwurf vorgesehene Prüfungs- und
Berichtspflicht führt für die Betriebe zu einem er-
heblichen bürokratischen Mehraufwand und damit
letztlich auch zu erheblichen Zusatzkosten. Dies
wird noch dadurch verstärkt, dass die Berichterstat-
tung alle 3 - 5 Jahre (jeweils abhängig von den be-
trieblichen Voraussetzungen) zu wiederholen ist. Die
SPD-Bundestagsfraktion unterliegt somit einem
schwerwiegen-den Irrtum, wenn sie meint, dass für
Unternehmen nur „geringfügige, nicht bezifferbare
Aufwendungen“ entstehen würden.

Der Gesetzesentwurf ist überflüssig, da die Bundes-
regierung mit dem Logib-D-Verfahren bereits heute
ein Computerprogram zur Verfügung stellt, das Ent-
geltunter-schiede zwischen Frauen und Männern in
Unternehmen identifizieren und zudem gezielt die
Ursachen aufdecken kann. Noch dazu bietet die
Bundesregierung Unter-nehmen eine kostenlose
Beratung durch Experten an.

Vor dem Hintergrund, dass die Bundesregierung mit
dem Logib-D-Verfahren bereits ein effektives Instru-
ment zur Identifikation von Verdienstunterschieden
zur Verfügung stellt, ist der von der SPD-Bundes-
tagsfraktion vorgesehene finanzielle Mehrbedarf von
2 Mio. Euro pro Jahr für das Entgeltgleichheitsgesetz
nicht gerechtfertigt. Dabei ist fraglich, ob es sich bei

dieser Zahl überhaupt um eine realistische Größen-
ordnung handeln kann. Schließlich betrifft die Be-
richtspflicht alle Unternehmen mit in der Regel
mehr als 15 Beschäftigten. Es bleibt unklar, wie die
Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) einen
solchen Arbeitsaufwand bewältigen soll, ohne tief-
greifende strukturelle Änderungen vorzunehmen.
Eine Mehrbelastung von 2 Mio. Euro er-scheint in
diesem Lichte wenig realistisch.

Noch dazu ist zu befürchten, dass eine verbindliche
Berichtspflicht der Unternehmen aufgrund der Mas-
se der zu bewältigenden Datenmenge zu einem sehr
oberflächlichen und letztlich ungenauen Verfah-
rensablauf führen wird, der es schon aus die-sem
Grund unmöglich machen würde, Verdienstunter-
schieden, sofern es solche gibt, effektiv entgegenzu-
wirken.

III. Zu den Forderungen des Gesetzesentwurfs im
Einzelnen

1. Regelmäßige betriebliche Prüfung der Entgelt-
gleichheit

Nach § 6 Abs. 1 des Gesetzesentwurfs der SPD-
Bundestagsfraktion hat die Arbeitgeberin oder der
Arbeitgeber die Pflicht, regelmäßig (alle 3 - 5 Jahre)
die betriebliche Entlohnungspraxis einer Prüfung in
Bezug auf Entgeltgleichheit für Frauen und Männer
zu unterziehen. Davon betroffen sind gem. § 2 alle
Betriebe, die in der Regel mehr als 15 Arbeitnehmer
beschäftigen.

Eine solche Prüfungspflicht und der damit verbun-
dene Verwaltungsaufwand sowie die Kosten sind
den betroffenen Betrieben schlicht nicht zumutbar.
Dies gilt umso mehr, als die Prüfung gem. § 6 Abs. 7
alle 3 - 5 Jahre wiederholt werden muss. Die Tatsa-
che, dass Betriebe mit max. 15 Beschäftigten von der
Prüfpflicht ausgenommen sein sollen, vermag an
dieser Einschätzung nichts zu ändern.

Bereits nach geltendem Recht handelt es sich bei
einer Entgeltdiskriminierung wegen des Geschlechts
u. a. um einen Verstoß gegen das allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 AGG). Der be-
troffenen Arbeitnehmerin steht es frei, sich in einem
entsprechenden Fall im Wege einer arbeitsgerichtli-
chen Klage gegen den Arbeitgeber zu wenden und
die Entgeltdifferenz einzuklagen. Vor diesem Hinter-
grund ist eine Prüfpflicht, wie ihn der Gesetzesent-
wurf vorsieht, nicht verhältnismäßig.

Darüber hinaus wird durch die Prüfpflicht im Sinne
des Gesetzesentwurfs die Entgeltdiskriminierung in
den Betrieben pauschal unterstellt, obwohl bereits
zahlreiche gesetzliche Regelungen zur Entgeltgleich-
heit von Frauen und Männer existieren. Auch aus
diesem Grund, ist der Gesetzesentwurf abzulehnen.

Gegen den Gesetzesentwurf spricht weiter, dass er
nicht an den strukturellen Ursachen des Verdienst-
unterschiedes ansetzt und damit nicht zur Behebung
der Verdienstunterschiede beitragen kann.

2. Prüfung der Entgeltgleichheit nur mittels eines
von der ADS zertifizierten Prüfungsverfahrens
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Der Begründung des Gesetzesentwurfs zu § 6 Abs. 1
S. 2 ist zu entnehmen, dass für die betriebliche Prü-
fung der Entgeltgleichheit nur Verfahren angewendet
werden dürfen, die von der Zertifizierungsstelle
(also der ADS) zugelassen worden sind.

Der Gesetzesentwurf der SPD-Bundestagsfraktion
zielt dabei erkennbar auf die ausschließliche An-
wendung des sog. EG-Check (Entgeltgleichheits-
Check) der Hans-Böckler-Stiftung ab. Dies ergibt sich
insbesondere aus § 6 Abs. 3, wonach für die Prüfung
der Entgeltdiskriminierung hauptsächlich auf die
jeweiligen Bewertungskriterien der Tätigkeit abge-
stellt wird. Dies ist bedauerlich, da das von der
Bundesregierung für Unternehmen zur Verfügung
gestellte Logib-D Verfahren zur effektiven Bekämp-
fung der Verdienstunterschiede zwischen Frauen
und Männern deutlich besser geeignet ist, da es in
Abgrenzung zum sog. EG-Check an den Ursachen
des Verdienstunterschiedes ansetzt und diese er-
kennbar macht. Nur auf diese Weise lässt sich Ent-
geltdiskriminierung letztlich effektiv bekämpfen. Der
EG-Check hingegen ist in seiner Wirkung auf die
reine Symptomanalyse beschränkt.

3. Die Prüfung der betrieblichen Entgeltpraxis kann
entweder der ADS übertragen werden oder durch
eine sachverständige Person im Betrieb durchge-
führt werden

Der Gesetzesentwurf sieht ein zweistufiges Verfah-
ren vor. Im ersten Schritt wird im Rahmen einer
kursorischen Prüfung die betriebliche Entgeltpraxis
ermittelt. Dabei steht es den Betrieben frei, die kur-
sorische Prüfung durch die ADS oder eine sach-
verständige Person im Sinne von § 3 Abs. 9 durch-
führen zu lassen (Wahlrecht). Erst wenn sich im
Rahmen dieser kursorischen Prüfung Anhaltspunkte
für eine Entgeltdiskriminierung ergeben, soll in
einem zweiten Schritt eine umfassende und detail-
lierte Prüfung der betrieblichen Entgeltpraxis durch
eine sachverständige Person durchgeführt werden.
Dabei sollte nicht unerwähnt bleiben, dass die sach-
verständigen Personen jeweils zuvor von der ADS
zertifiziert werden müssen (§ 3 Abs. 9 S. 3).

Bei der Masse der regelmäßig zu überprüfenden
Betriebe (bundesweit alle Betriebe mit in der Regel
mehr als 15 Beschäftigten) wäre ein anderes Prü-
fungsverfahren von vornherein ohnehin unrealis-
tisch. Aber auch im Rahmen des vorgeschlagenen
zwei-stufigen Verfahrens, wird es schon aufgrund
der Masse der kursorischen Prüfungen unweigerlich
zu zahlreichen Fehleinschätzungen kommen müs-
sen, sodass der Gesetzesvorschlag auch an dieser
Stelle nicht effektiv ist.

Es bleibt zudem unklar, wie die ADS eine Prüfungs-
tätigkeit dieses Umfanges bewältigen soll. Selbst
wenn sich nur die Hälfte aller Betriebe in Deutsch-
land mit regelmäßig mehr als 15 Beschäftigten für
eine Prüfung nach dem Entgeltgleichheitsgesetz
durch die ADS entscheiden sollte, hätte die ADS mit
zehntausenden Prüfungen zu rechnen. Die Verarbei-
tung solcher Datenmengen würde unweigerlich eine
umfassende Umstrukturierung der ADS zur Folge
haben. Die von der SPD-Bundestagsfraktion veran-
schlagten Mehrkosten von 2 Mio. Euro werden dafür

sicherlich nicht ausreichend sein. Dabei ist zusätz-
lich zu bedenken, dass die ADS auch noch die sach-
verständigen Personen (§ 3 Abs. 9) zu zertifizieren
hat.

4. Prüfungsbericht

Nach § 7 Abs. 2 des Gesetzesentwurfs ist der Prüfbe-
richt einschließlich der Stellungnahme des Betriebs-
oder Personalrates von der Arbeitgeberin oder dem
Arbeitgeber durch Aushang betriebsöffentlich zu
machen. Darüber hinaus ist der Prüfungsbericht von
der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber an die ADS
zu übermitteln (§ 7 Abs. 4).

Vor dem Hintergrund der Sanktionsnormen des
Gesetzesentwurfs (§§ 9, 10 u. § 11) ist nicht ersicht-
lich, welchen Mehrwert eine zusätzlich Pflicht zur
Veröffentlichung des Prüfberichts noch haben soll.

Außerdem ist fraglich, ob die ADS ihren Pflichten
zum Schutz des riesigen Datenvolumens in ausrei-
chendem Maße gerecht werden könnte. Eine solch
massive Konzentration an Daten der gesamten deut-
schen Wirtschaft an einem Ort birgt erhebliche
Sicherheitsrisiken, da es sich um ein attraktives Ziel
für Online-Kriminalität handeln dürfte.

5. Prüfung von Tarifverträgen

Bei Veranlassung hat die ADS nach § 12 Abs. 1 des
Gesetzesentwurfs Tarifverträge, die Entgelte betref-
fen, einer kursorischen Prüfung im Hinblick auf
Anhaltspunkte für Verstöße gegen das Verbot der
Entgeltdiskriminierung zu unterziehen. Eine „Veran-
lassung“ im Sinne des § 12 Abs. 1 soll bspw. bereits
dann vorliegen, wenn ein Tarif-vertrag, der Entgelte
betrifft, neu abgeschlossen wird (§ 12 Abs. 2 a) oder
eine Prüfung von einer zuständigen Tarifvertragspar-
tei bzw. eines Antidiskriminierungsverbandes ver-
langt wird (§ 12 Abs. 2 c).

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass von § 12
nicht nur klassische Entgelttarifverträge umfasst sein
dürften, sondern eben auch Manteltarifverträge, da
diese eben-falls häufig Regelungen über tarifliche
Zuschläge (bspw. Überstundenzuschlag) und tarifli-
che Sonderzahlungen (bspw. Urlaubsgeld) enthalten
und damit im Sinne von § 12 Abs. 1 Satz 1 „Entgelte
betreffen“. Der Anwendungsbereich dieser Regelung
ist somit ausgesprochen weit, da es in Deutschland
derzeit wohl zehntausende Tarifverträge geben dürf-
te.

Nach § 12 Abs. 2 c) Alt. 2 i. V. m. § 12 Abs. 1 Satz 1
wäre die Überprüfung eines Tarifvertrages bzgl.
einer möglichen Entgeltdiskriminierung durch die
ADS also bereits auf Verlangen eines Antidiskrimi-
nierungsverbandes durchzuführen. Dabei müssten
für ein solches Verlangen eines Antidiskriminie-
rungsverbandes noch nicht einmal Anhaltspunkte
für eine Entgeltdiskriminierung vorliegen. Das Ver-
langen kann von jedem Antidiskriminierungsver-
band geradezu willkürlich, d.h. ohne jegliche recht-
liche Voraussetzungen vorgebracht werden und
hätte zudem nach § 12 Abs.1 Satz 1 zwangsläufig zur
Folge, dass die ADS den Tarifvertrag jedenfalls in
einem ersten Schritt kursorisch überprüfen müsste.
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Eine Regelung dieser Art hätte unabsehbare Konse-
quenzen für die Tariflandschaft in Deutschland und
käme praktisch einem Verbandsklagerecht gleich.
Gewerkschaften, die nicht Tarifvertragspartei eines
Tarifvertrages sind, könnten einen Antidiskriminie-
rungsverband gründen und auf diese Weise sämtli-
che Tarifverträge durch die ADS überprüfen lassen.
Ungeachtet der Tatsache, dass dies die ADS wohl
vor eine schier unlösbare Aufgabe stellen dürfte,
wäre dies auch mit Blick auf die Tarifautonomie
höchst bedenklich. So wäre der Imageschaden, der
auch für unschuldige Branchen und Unternehmen
durch die Prüfungstätigkeit der ADS und die (nega-
tive) mediale Berichterstattung eintreten würde,
Druckmittel genug, um die Arbeitgeberseite in Tarif-
verhandlung zu erheblichen Zugeständnissen zu
zwingen. Im Ergebnis wäre also das Gleichgewicht
der Tarifvertragsparteien gefährdet und die Tarifau-
tonomie als Ganzes würde unterlaufen.

Noch dazu besteht für eine Regelung dieser Art kei-
ne erkennbare Notwendigkeit. Die Tarifvertragspar-
teien selbst sind verpflichtet, ihren Tarifvertrag auf
mögliche Anhalts-punkte für einen Verstoß gegen
das Verbot der Entgeltdiskriminierung zu überprü-
fen. Darüber hinaus besteht für eine Tarifvertragspar-
tei stets die Möglichkeit, einen Tarif-vertrag einseitig
zu kündigen. Stellt bspw. eine Gewerkschaft eine
Entgeltdiskriminierung in einem Tarifvertrag fest,
steht es ihr frei, den Tarifvertrag einseitig zu been-
den und ggf. neu zu verhandeln.

Außerdem stellt eine Entgeltdiskriminierung in Ta-
rifverträgen bereits nach heute geltender Gesetzesla-
ge einen Verstoß gegen das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 AGG) dar. Es steht
Arbeitnehmer(innen) frei, im Wege einer Individual-
klage gegen eine möglicherweise vorliegende Ent-
geltdiskriminierung in einem Tarifvertrag vorzuge-
hen. Dabei handelt es sich um einen sehr effektives
Instrumentarium zur Rechtsverfolgung. Ein zusätzli-
ches (Quasi-)Verbandsklagerecht, wie es der Geset-
zesentwurf in § 12 Abs. 2 c) Alt. 2 i. V. m. § 12 Abs.
1 Satz 1 vorsieht, ist daher auch aus diesem Grunde
nicht erforderlich.

IV. Zusammenfassung

- Der HDE spricht sich ausdrücklich für die Ent-
geltgleichheit zwischen Frauen und Männern aus.
Entgeltdiskriminierung ist aus Sicht des HDE in-
akzeptabel. Eine zusätzliche gesetzliche Regelung
ist zur Erreichung dieses Ziels allerdings nicht
notwendig, da das Verbot der Entgeltdiskriminie-
rung bereits in zahlreichen nationalen sowie eu-
ropäischen Regelungen enthalten und abgesichert
ist.

- Der unbereinigte Verdienstunterschied zwischen
Frauen und Männern betrug in Deutschland nach
Angaben des Statistischen Bundesamtes im Jahre

2011 23 %. Anders als in der Öffentlichkeit oft
angenommen, sind aber mehr als 2/3 dieses Ver-
dienstunterschiedes ausschließlich auf strukturel-
le Ursachen (bspw. Erwerbsunterbrechungen von
Frauen, Berufswahl von Frauen, häufige Teilzeit-
beschäftigung von Frauen) zurückzuführen und
damit eben gerade nicht das Ergebnis von Ent-
geltdiskriminierung. Aber auch der bereinigte
Teil des Verdienstunterschiedes, kann nicht pau-
schal mit Entgeltdiskriminierung wegen des Ge-
schlechts gleichgesetzt werden. Richtig ist viel-
mehr, dass dieser Teil des Verdienstunterschiedes
wissenschaftlich derzeit nicht erklärbar ist.

- Die Prüf- und Berichtspflichten aus dem Geset-
zesentwurf der SPD-Bundestagsfraktion führen zu
einem erheblichen bürokratischen Mehraufwand
sowie Zusatzkosten für die betroffenen Unter-
nehmen. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass
Entgeltdiskriminierung in Deutschland durch
zahlreiche Regelungen auf nationaler und europä-
ischer Ebene verboten ist, ist ein solcher Mehr-
aufwand nicht zu rechtfertigen. Zumal der Geset-
zesentwurf auch nicht an den Ursachen für eine
angebliche Entgeltdiskriminierung ansetzt und
damit nichts zur Verringerung des Verdienstun-
terschiedes beiträgt.

- Der Gesetzesentwurf ist überflüssig, da die Bun-
desregierung den Unternehmen in Deutschland
mit dem Logib-D-Verfahren bereits heute ein kos-
tenloses Verfahren zur Überprüfung von Entgelt-
unterschieden zwischen Frauen und Männern zur
Verfügung stellt. Im Unterschied zum sog. EG-
Check setzt das Logib-D-Verfahren an den Ein-
flussfaktoren und Ursachen des Entgeltunter-
schiedes zwischen Frauen und Männer an und ist
daher - in Abgrenzung zum sog. EG-Check - auch
dazu geeignet, effektiv zur Verringerung des Ver-
dienstunterschiedes beizutragen.

- Bereits nach heutiger Rechtslage ist im Falle einer
tariflichen Entgeltdiskriminierung für die Betrof-
fenen eine effektive Rechtsverfolgung gewährleis-
tet. Sollte also tatsächlich eine Entgeltdiskrimi-
nierung vorliegen, besteht für die betroffenen Ar-
beitnehmer die Möglichkeit, sich im Wege einer
Individualklage dagegen zur Wehr zu setzen. Da-
rüber hinaus besteht für jede Tarifvertragspartei
die Möglichkeit, einen Tarifvertrag einseitig zu
kündigen. Ein (Quasi-)Verbandsklagerecht ist da-
her nicht erforderlich und hätte zudem unabseh-
bare Folgen für die deutsche Tariflandschaft.

- Die von der SPD-Bundestagsfraktion veranschlag-
ten Mehrkosten des Gesetzes von 2 Mio. Euro
sind nicht realistisch. Die umfangreichen Prüf-
und Zertifizierungspflichten sowie die Datenspei-
cherung werden dazu führen, dass die ADS deut-
lich mehr finanzielle Unterstützung benötigen
wird.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)1069
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 13. Februar 2013
17. Wahlperiode

Information für den Ausschuss

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 18. Februar 2013 zum

a) Gesetzentwurf der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Anette Kramme, Josip Juratovic,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebotes für Frauen und
Männer (Entgeltgleichheitsgesetz) (BT-Drucksache 17/9781)

b) Antrag der Abgeordneten Renate Künast, Beate Müller-Gemmeke, Ekin Deligöz, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Frauen verdienen mehr - Entgeltdiskriminierung von Frauen verhindern
(BT-Drucksache 17/8897)

Deutscher Industrie- und Handelskammertag

Vorbemerkung

Die IHK-Organisation sieht die Chancengleichheit
von Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt als
wichtiges Ziel an, nicht zuletzt wegen des zuneh-
menden Fachkräftemangels. Eine Benachteiligung
von Frauen würde die Entfaltung ihrer Potentiale
einschränken, was die Wettbewerbsfähigkeit von
Unternehmen begrenzen und volkswirtschaftlich
gesehen wertvolle Fachkräfteressourcen vergeuden
würde. Sie widerspricht zudem grundsätzlich dem
Streben der Unternehmen, die Leistungsfähigkeit
ihrer Mitarbeiter optimal einzusetzen. Den Grund-
satz des gleichen Entgelts für gleiche oder gleichwer-
tige Arbeit unterstützt der DIHK daher. Er entspricht
im Übrigen der geltenden Rechtslage. Bei der Bewer-
tung von Lohnungleichheiten in Deutschland, die je
nach Datengrundlage und Messung unterschiedlich
hoch ausfallen, muss sauber definiert werden, wel-
che Aspekte man betrachtet. Die pauschale Aussage,
es bestünde ein Entgeltunterschied von 23 Prozent,
ist nicht aussagekräftig, denn hier wird über alle
Branchen und Erwerbstätigkeitsformen hinweg das
Entgelt gemessen. Um Aussagen über ggf. bestehen-
de Diskriminierung treffen zu können, muss diese so
genannte „unbereinigte“ Lohnlücke „bereinigt“ wer-
den. Denn es gibt eine Vielzahl von Faktoren, die
nicht auf Diskriminierung zurückzuführen sind. Zu
diesen Faktoren gehört ein höherer Anteil von Teil-
zeittätigkeit bei Frauen ebenso wie insgesamt stärker
unterbrochene Erwerbsbiographien. Auch das nach
wie vor im Durchschnitt über alle Altersgruppen

geringere Qualifikationsniveau, das eingeschränkte
und spezifische Berufswahlverhalten von Mädchen
und jungen Frauen sowie die Größe des Unterneh-
mens, das Frauen als Arbeitgeber wählen, bestim-
men die Entgeltunterschiede. Die vorliegenden Rege-
lungsvorschläge setzen nicht an diesen Ursachen an
und sind daher nicht geeignet, die vermeintliche
Entgeltlücke zu schließen.

Die Argumente im Einzelnen

Die Entgeltungleichheit beruht nicht auf Diskrimi-
nierung.

Die Erwerbstätigkeit von Frauen ist in den letzten
Jahren kontinuierlich angestiegen und ihre
Erwerbstätigenquote liegt derzeit bei fast 72 Prozent
(die der Männer liegt bei 81 Prozent). Allerdings
arbeiten Frauen im Vergleich zu Männern in
Deutschland öfter in Teilzeit. So lag die Teilzeitquo-
te bei Frauen 2011 bei 46 Prozent, während die der
Männer bei zehn Prozent.

Wenn Frauen dem Beruf familienbedingt für drei
Jahre fernbleiben, kehren nur noch neun Prozent von
ihnen ganztags in den Beruf zurück, zwei Drittel von
ihnen mit einer reduzierten Stundenzahl. Während
96 Prozent der Väter keine familienbedingte Er-
werbsunterbrechung aufweisen, pausieren 91 Pro-
zent der Mütter aus diesem Grund. Von ihnen unter-
bricht mehr als die Hälfte ihre Erwerbstätigkeit für
mehr als 18 Monate (IW Köln 2013).
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Diese durchschnittlich geringere Erwerbstätigkeit
und die unterbrochenen Erwerbsbiographien bei
Frauen wirken sich negativ auf ihr Entgeltniveau
aus, da einerseits der fachliche Kenntnisstand veral-
tet und andererseits keine neuen betriebsspezifi-
schen Erfahrungen aufgebaut werden. Werden diese
Faktoren berücksichtigt, zeigt sich, dass sie den
größten Teil der Lohnlücke zwischen Männern und
Frauen erklären können. Auch die sehr viel geringe-
ren unbereinigten Entgeltunterschiede im Osten
Deutschlands (sieben Prozent) im Vergleich zu
Westdeutschland (24 Prozent) sind für die genann-
ten Einflussfaktoren ein Indiz. Denn in Ostdeutsch-
land ist die kontinuierlichere Erwerbstätigkeit von
Frauen sehr viel etablierter als im Westen – nicht
zuletzt aufgrund der dort besseren Kinderbe-
treuungsinfrastruktur.

Neben diesen herausragenden Effekt treten weitere
Einflüsse. So haben Frauen im Durchschnitt nach
wie vor ein über alle Altersstufen niedrigeres Quali-
fikationsniveau als Männer. 2011 hatte fast jeder
dritte erwerbstätige Mann einen Meister- oder Hoch-
schulabschluss, aber nur gut jede vierte Frau. Zwar
holen die jüngeren Jahrgänge hier mittlerweile er-
freulicherweise auf, und in vielen Fällen überholen
sie sogar die männlichen Altersgenossen. Entspre-
chend sind in den jüngeren Alterskohorten bis 24
Jahre die geschlechterspezifischen Entgeltunter-
schiede mit 2 Prozent nahezu nicht vorhanden. Mit
zunehmendem Alter nehmen diese aber zu und
erreichen bei 60-Jährigen 27 Prozent. Dies zeugt
sowohl vom Einfluss längerer Erwerbsunterbrechun-
gen und dem hohen Anteil von Teilzeittätigkeit als
auch von der Tatsache, dass die älteren Frauen nicht
in dem Maße hohe Bildungsabschlüsse vorweisen
wie die jüngeren.

Auch das spezifische Berufswahlverhalten von
Frauen spielt eine wichtige Rolle, wählen sie doch
häufig Branchen wie persönliche Dienstleistungen,
erziehende und lehrende Tätigkeiten sowie gesund-
heitsbezogene Arbeitsplätze, die geringer entlohnt
sind. In technischen oder ingenieurwissenschaftli-
chen Berufen sind Frauen nach wie vor selten zu
finden. Beispielsweise wählen nur 16 Prozent aller
weiblichen Studierenden die Studienfächer Informa-
tik, Mathematik, Naturwissenschaften und Technik
(vs. 46 Prozent bei den Männern). Frauen arbeiten
darüber hinaus häufiger in kleinen Betrieben, in
denen das Gehaltsniveau generell niedriger ist.

Mit diesen Faktoren ist der große Teil der Lohnun-
terschiede zu erklären. Weitere Faktoren sind nur
schwer erfassbar, wie unterschiedliches Lohnver-
handlungsverhalten, aber auch unterschiedliche
Präferenzen von Männern und Frauen in Bezug auf
das Einkommen bzw. auf die Bedeutung monetärer
und nicht-monetärer Einkommensbestandteile. Zu
Letzteren zählen insbesondere auch familienfreund-
liche Maßnahmen von Seiten des Unternehmens.

Gemäß einer kürzlich erschienenen Studie des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft Köln (IW-Positionen
Nr. 57, 2013) kann der beobachtete Lohnabstand
anhand dieser Kriterien fast vollständig aufgeklärt
werden. So kann unter Berücksichtigung des Um-
fangs der Arbeitszeit, des Bildungsstands, der Dauer

der Betriebszugehörigkeit und Berufserfahrung und
der Unternehmensgröße und -branche für Männer
und Frauen, die ihre Erwerbstätigkeit für maximal
18 Monate unterbrochen haben, mit zwei Prozent
kein signifikanter Entgeltunterschied festgestellt
werden.

Die bestehenden Möglichkeiten der Rechtsdurchset-
zung sind ausreichend.

Grund für die Annahme, es gäbe eine flächende-
ckende Lohndiskriminierung von Frauen, besteht
aus Sicht der IHK-Organisation nicht. Einzelfälle
tatsächlicher Diskriminierung sind grundsätzlich
möglich. Nach dem AGG bestehen hier allerdings
bereits rechtlich die Möglichkeiten, gegen ungerecht-
fertigte Benachteiligungen wegen des Geschlechts
beim Entgelt und der Beförderung vorzugehen. D. h.,
das Verbot der Diskriminierung wegen des Ge-
schlechtes ist bereits im AGG festgeschrieben. Hier
kommt der Arbeitnehmerin die Beweislastverteilung
des § 22 AGG zugute, d. h. der Arbeitnehmer muss
nur Indizien für eine Diskriminierung darlegen, der
Arbeitgeber muss beweisen, dass Ungleichbehand-
lung nicht auf Diskriminierung beruht. Nach § 87
Ziffer 10 BetrVG hat der Betriebsrat ohnehin ein
Mitbestimmungsrecht bei Fragen der betrieblichen
Lohngestaltung. Es gibt auch bereits Rechtsprechung
in diesem Bereich.

Die Rechtsdurchsetzung ist also bereits heute mög-
lich. Es gibt keinen gesetzgeberischen Handlungsbe-
darf. Insbesondere ist ein Verbandsklagerecht, wie in
dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
vorgesehen, nicht erforderlich. Ein solches erscheint
angesichts des Missbrauchspotenzials auch nicht
sinnvoll.

Zusätzliche Bürokratiekosten vermeiden.

Die Belastungen für Arbeitgeber durch Bürokratie
und die Vorsorge gegen missbräuchliche Diskrimi-
nierungsvorwürfe sind schon jetzt enorm. Für Un-
ternehmen mit mehr als 10 bzw. 15 Arbeitnehmern
würden die vorliegenden Gesetzesvorhaben Folgen-
des bedeuten: Prüfung des Entgeltsystems mit Prü-
fungssoftware, die erst noch entwickelt und zertifi-
ziert sowie dann kostenpflichtig erworben werden
muss, ggf. auch mit kostenpflichtiger Beratung durch
eine sachkundige Person, Erstellung des Berichts,
Einreichung des Berichts bei der Antidiskriminie-
rungsstelle oder einem zertifizierten Sachverständi-
gen, ggf. Nachbesserung, ggf. Einigungsstellenverfah-
ren. Die Verknüpfung entsprechender Prüfungen mit
ohnehin bereits regelmäßig stattfindenden Betriebs-
prüfungen würde die Wirtschaft deutlich weniger
belasten als die Etablierung neuer bußgeldbewehrter
Berichtspflichten und der Ausbau von Kontrollinsti-
tutionen.

Nach dem SPD-Entwurf für ein Entgeltgleichheitsge-
setz wären gerade kleine Unternehmen, die häufiger
keinen Betriebsrat oder Tarifvertrag haben, von den
enormen zusätzlichen Bürokratiekosten besonders
stark betroffen, da sie die Prüfungen in kürzeren
Abständen durchführen müssten. Auch die indivi-
duelle Auskunftspflicht gegenüber Beschäftigten
erscheint sehr aufwendig. Diese Pflichten und damit
verbundenen Kosten belasten insgesamt die Wett-
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bewerbsfähigkeit der Betriebe und die Attraktivität
Deutschlands als Unternehmensstandort.

Zusätzliche Bürokratielasten sind zu vermeiden.

Über diese unmittelbaren Bürokratiebelastungen der
Betriebe hinaus sehen beide Regelungsentwürfe eine
erhebliche Aufstockung der Antidiskriminierungs-
stelle vor (personelle Kapazitäten für diese zusätzli-
chen Beratungs-, Zertifizierungs-, Verwaltungs- und
Kontrollaufgaben). Diese weiteren Bürokratiekosten
müssen durch den Steuerzahler und mittelbar auch
wieder durch die Betriebe getragen werden. Die im
Gesetzentwurf geschätzten Kosten erscheinen viel zu
gering angesetzt.

Kriterien für Entgeltbewertung sind fraglich.

Beide Regelungsvorschläge enthalten keine konkre-
ten Angaben dazu, welche Kriterien für die Bewer-
tung „gleicher oder gleichwertiger“ Arbeit herange-
zogen werden sollen. In § 3 Abs. 3 des Entwurfs zum
Entgeltgleichheitsgesetz wird impliziert, dass sich
der Wert der Arbeit durch die „Anforderungen und
Belastungen“ der zu verrichtenden Tätigkeiten be-
stimmt. Entscheidende Faktoren wie die Produktivi-
tät, die von verschiedenen Faktoren abhängt und
sich je nach ausgeübter Tätigkeit unterscheiden
kann, werden dabei vernachlässigt. Eine Vergleich-
barkeit als Grundlage für die Bewertung „gleichwer-
tiger“ Tätigkeit zweckmäßig zu definieren, dürfte
sich für den Verordnungsgeber daher schwierig
gestalten.

Entgeltungleichheiten sind die Basis für die Leis-
tungsfähigkeit und Funktionsfähigkeit unserer Wirt-
schaft und basieren auf objektiven Unterschieden in
der Wertschöpfung von Mitarbeitern. Sie treten nicht
nur als geschlechterspezifisches Phänomen in Er-
scheinung, sondern sind nahezu in jedem Entgelt-
vergleich von willkürlich oder auch unwillkürlich
zusammengestellten Gruppen festzustellen. Diskri-
minierung im Sinne der vorliegenden Entwürfe ist
das nicht.

Die Lohnsetzung unterliegt grundsätzlich der Ver-
tragsfreiheit zwischen dem Arbeitgeber und Beschäf-
tigten bzw. zwischen den Tarifvertragsparteien. Ein
allgemeines Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit“ gibt es in unserer Rechtsordnung nicht (vgl.
BAG 21. 6. 2000 – 5 AZR 806/98). Der allgemeine
arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz gilt
im Bereich der Arbeitsvergütung nur mit Einschrän-
kungen. Es besteht grundsätzlich Vertragsfreiheit,
d. h., zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern
ausgehandelte individuelle Arbeitsbedingungen
gehen dem Gleichbehandlungsgrundsatz vor. Eine
Überprüfung der Entgeltstrukturen auf geschlechts-
spezifische Ungleichbehandlung gestaltet sich damit
schwierig und sehr aufwendig. Dies gilt auch für
Ausschlussfristen, die gerade dazu dienen, nach
deren Ablauf Rechtssicherheit zu haben. Bei indivi-

duellen Entgeltverhandlungen können außerdem
(temporäre) Knappheiten von Qualifikationen am
Arbeitsmarkt die Lohnhöhe eines Mitarbeiters mit-
bestimmen – unabhängig von einer systematischen
Arbeitsplatzbewertung.

Im Übrigen befassen sich bereits fast 60 Prozent der
Unternehmen aus eigenem Antrieb mit dem Thema
Entgeltungleichheit (IW-Positionen Nr. 57, 2013).
Ihnen steht mit dem Logib-D-Programm ein geeigne-
tes Instrument zur Verfügung, die eigenen Entgelt-
strukturen freiwillig zu analysieren und auf Entgelt-
ungleichheiten zu überprüfen.

An den Ursachen ansetzen.

Die Entgeltungleichheiten beruhen nicht auf man-
gelnder Rechtsgrundlage, sondern – wie dargelegt –
auf Strukturen, die nur durch Ansetzen bei den
Ursachen beseitigt werden können. Staatliche Maß-
nahmen sollten grundsätzlich nicht die Herstellung
politisch gewollter Ergebnisse zum Ziel haben, ohne
dabei die Ursachen im Blick zu haben. Die Verbesse-
rung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist
einer der Hauptansatzpunkte, um auch die Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern auf dem Ar-
beitsmarkt zu gewährleisten. Nur mit einer gelunge-
nen Vereinbarkeit können längere Erwerbsunterbre-
chungen und damit zusammenhängend alle Effekte,
die eine unterbrochene Erwerbsbiographie mit sich
bringt – erschwerter Aufstieg in Führungspositionen,
geringere Vergütung etc. –, vermieden werden. Es
gilt daher, den Ausbau einer bedarfsgerechten Kin-
derbetreuung rasch voranzutreiben. Die Betriebe
ihrerseits leisten ihren Beitrag durch Angebote fle-
xibler und familienfreundlicher Arbeitszeitmodelle
(80 Prozent) und Unterstützung bei der Kinderbe-
treuung (33 Prozent) (IHK-Unternehmensbarometer
2012).

Die Politik kann ihrerseits durch Informationskam-
pagnen und Aufklärung das Bewusstsein dafür
schärfen, dass mit der Entscheidung für einen Beruf,
Arbeitsplatz und eine Arbeitsform auch entspre-
chende Einkommens- und Karriereperspektiven
verbunden sind. Der Girls’ Day und der Nationale
Pakt für Frauen in MINT-Berufen sind hier geeignete
Ansätze.

Fazit

Die vorgelegten Vorschläge für rechtlich bindende
Vorgaben stellen, wie dargelegt, ineffiziente Eingriffe
in die privatwirtschaftliche Handlungsautonomie
dar, die nicht geeignet sind, die verfolgten Ziele zu
erreichen. Sie stellten dagegen eine weitere bürokra-
tische Hürde für das Wachstum von kleinen und
mittleren Unternehmen dar und belasten die deut-
schen Unternehmen unangemessen. Vor diesem
Hintergrund lehnen wir sie als weder zielführend
noch angemessen ab.


